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Landtag 16.06.20
20. Wahlperiode

Mitteilung des Senats vom 16. Juni 2020
20. Gesetz zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften

Der Senat tiberreicht der Biirgerschaft (Landtag) den Entwurf eines 20. Geset-
zes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften.

I. Inhalt des Gesetzentwuris

Durch Artikel 1 (Anderung des Bremischen Beamtengesetzes) werden folgende
Anderungen vorgenommen:

Umsetzung der Entscheidung des Europaischen Gerichtshofs (vergleiche
EuGH, Urteil vom 7. September 2017 — C-174/16), wonach nunmehr Zeiten ei-
ner Elternzeit den Ablauf der Probezeit eines Beamtenverhaltnisses auf Probe
in leitender Funktion hemmt und somit durch die Inanspruchnahme von Eltern-
zeit der Beamtin oder dem Beamten keine Nachteile erwachsen.

In Féallen der landertbergreifenden Versetzung wird die grundsatzliche Mog-
lichkeit geschaffen, von Dienstherren anderer Lander fehlerhaft festgestellte
Laufbahnbefahigungen im Land Bremen nicht anzuerkennen.

Weiter wird in § 20 Absatz 2 Bremisches Beamtengesetz (BremBG) eine Klar-
stellung zum Beforderungsverbot vor Feststellung der Laufbahnbeféahigung (§
24 BremBG, § 24 der Bremischen Laufbahnverordnung [BremLVO] — Fachrich-
tungswechsel) geregelt.

Es erfolgt die Aufnahme einer klarstellenden Regelung als rechtliche Grund-
lage fiir die wechselseitige Aufgabenwahrnehmung fir Landes- und Kommu-
nalbehorden des Landes und der Stadtgemeinde Bremen.

Mit der Neufassung des § 35 Absatz 4 BremBG wird sichergestellt, dass ein
Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand einer Beamtin oder eines Beam-
ten ausschlieBlich im dienstlichen Interesse liegt und nicht im privaten Inte-
resse der Beamtin oder des Beamten. Zudem wird die Gewdhrung von Alters-
teilzeit und das Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand gegenseitig aus-
geschlossen.

Fir turnusmaBige Nachuntersuchungen von Beamtinnen und Beamten, die in
den Ruhestand aufgrund von Dienstunfdhigkeit versetzt wurden, wird durch
die Neufassung des § 43 Absatz 2 BremBG eine Rechtsgrundlage geschaffen.

Mit der Anderung des § 56 BremBG wird nun eine gesetzliche Vorschrift fiir
das Verbot von Tatowierungen und anderen dauerhaften Kérpermodifikatio-
nen im sichtbaren Bereich geschaffen, die nach der aktuellen Rechtsprechung
des Bundesverwaltungsgerichts einen Eingriff in die Personlichkeitsrechte der
Beamtinnen und Beamten legitimiert.

Durch die Einfiigung des § 59a BremBG wird in Féllen von Uberzahlungen von
Geldleistungen, die aufgrund der Vorschriften des Bremischen Beamtengeset-
zes gezahlt werden, eine Rechtsgrundlage fur Rickforderungen aufgenom-
men.



Die Erméachtigungsgrundlage nach § 80 BremBG zum Erlass einer Rechtsver-
ordnung im Bereich der beamtenrechtlichen Krankenfiirsorge wird neu gefasst.
Durch Konkretisierungen werden dabei die Vorgaben des Bundesverwaltungs-
gerichts aus dem Urteil vom 28. Marz 2019 (5 C 4/18) umgesetzt.

Personalaktenrechtlich werden die Dokumentationspflichten iiber die Einsicht-
nahme in die Personalakte durch behoérdliche Datenschutzbeauftragte geregelt
und es wird eine gesetzliche Grundlage fiir bestehende zentralisierte Aufgaben
in der Personalverwaltung geschaffen.

Die Aufbewahrungsfristen fiir Reisekostenunterlagen werden angepasst und
betragen nunmehr zehn Jahre.

Die Zeitbeamtenverhaltnisse mit wissenschaftlichen Nachwuchskraften kon-
nen analog zu den Regelungen des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes verlan-
gert werden.

Durch Artikel 2 (Anderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes)
werden ausschlieBlich redaktionelle Anpassungen vorgenommen.

Mit der Anderung des Bremischen Disziplinargesetzes (Artikel 3) werden ne-
ben redaktionellen Anpassungen und Klarstellungen insbesondere folgende
Punkte umgesetzt:

Der gesetzliche Anwendungsbereich des Disziplinarrechts wird auf ehemalige
Beamtinnen und Beamte erweitert, die nach ihrem Ausscheiden Altersgeldleis-
tungen im Sinne der §§ 83 ff Bremisches Beamtenversorgungsgesetzes (Brem-
BeamtVG) erhalten.

Die Tatbestande, die den Fristablauf zur Durchfiihrung einer DisziplinarmaB-
nahme unterbrechen, werden erweitert.

Aus Griinden der Dokumentation in der Personalakte erfolgt eine Beibehaltung
des Rubrums und der Entscheidungsformel von verwaltungsgerichtlichen dis-
ziplinarrechtlichen Entscheidungen bei gleichzeitigem Verzicht auf den Tatbe-
stand und die Entscheidungsgriinde der gerichtlichen Entscheidung.

Die europarechtlichen Vorgaben der Richtlinie 2005/36/EG, wonach durch ein
elektronisches System Informationen tiber festgestellte Berufsverbote auszu-
tauschen sind, werden umgesetzt. Dies gilt im Bereich des Beamtenverhaltnis-
ses unter anderem fir die Entfernung aus dem Dienst. Der Informationsaus-
tausch stellt sicher, dass die Mitgliedstaaten der EU bei der Anwendung der
Binnenmarktvorschriften effizienter zusammenarbeiten und sich gegenseitig
Amtshilfe leisten konnen.

Die Regelungen tiber die Entbindung einer Beamtin oder eines Beamten aus
dem Amt des Beamtenbeisitzers werden erganzt.

Das Zulassungsrecht des gerichtlichen Disziplinarverfahrens wird an das Zu-
lassungsrecht der Verwaltungsgerichtsordnung angepasst, in dem nunmehr
auch die Zulassung der Berufung vor dem Verwaltungsgericht und nicht nur
vor dem Oberverwaltungsgericht beantragt werden kann.

Die Gebiihrenfreiheit fiir gerichtliche Disziplinarverfahren wird aufgehoben
und es erfolgt eine dynamische Verweisung auf das Gebiihrenverzeichnis zum
Bundesdisziplinargesetz.

Durch Artikel 4 (Anderung des Bremischen Besoldungsgesetzes) werden die
Vorschriften tiber die Bestimmung des Grundgehalts nach Zeiten dienstlicher
Erfahrung in den Besoldungsgruppen mit aufsteigenden Grundgehaltsbetra-
gen aufgrund der zum bisherigen Recht ergangenen verwaltungsgerichtlichen
Rechtsprechung neu gefasst. Zudem werden die medizinischen Amter in der
Anlage I - Besoldungsordnungen A und B — zum Bremischen Besoldungsgesetz
redaktionell bereinigt sowie das Amt der Leitenden Medizinaldirektorin oder
des Leitenden Medizinaldirektors nunmehr in den Besoldungsgruppen B 2 und
B 3 ausgebracht. Das Amt der Ersten Oberamtsanwaltin oder des Ersten Ober-



amtsanwalts als Leitung der Abteilung fiir Amtsanwaltssachen bei der Staats-
anwaltschaft ist in der Besoldungsgruppe A 14 neu auszubringen. Eine Hebung
des Amtes der Direktorin oder des Direktors der Ortspolizeibehoérde Bremer-
haven erfolgt von der Besoldungsgruppe B 2 auf die Besoldungsgruppe B 3. In
Féllen des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand erhalten die Beam-
tinnen und Beamten einen nichtruhegehaltfédhigen monatlichen Zuschlag in
Hohe von 8 Prozent des jeweiligen Grundgehaltsbetrages.

Die Anderung des Bremischen Richtergesetzes (BremRiG) (Artikel 5) beinhaltet
korrespondierend zur Anderung des § 35 BremBG durch Artikel 1 den gegen-
seitigen Ausschluss von Altersteilzeit und des Hinausschiebens des Eintritts in
den Ruhestand auf Antrag der Richterin oder des Richters.

I1. Formliches Beteiligungsveriahren nach § 93 BremBG/§ 39a BremRiG

Die Spitzenorganisationen der zustandigen Gewerkschaften im Lande Bremen
sowie der Deutsche Hochschulverband wurden nach § 93 des Bremischen Be-
amtengesetzes beteiligt. Ebenfalls beteiligt wurden nach § 39a des Bremischen
Richtergesetzes die Verbande der Richterinnen und Richter im Land Bremen.

Stellung genommen zu dem Gesetzentwurf haben der Deutsche Gewerk-
schaftsbund Bremen-Elbe-Weser — DGB — mit Schreiben vom 23. April 2020
und mit Schreiben vom 8. Juni 2020, der Deutsche Beamtenbund Landesbund
Bremen - dbb — mit Schreiben vom 28. April 2020, der Bremische Richterbund
mit Schreiben vom 28. April 2020 sowie die Vereinigung Bremischer Verwal-
tungsrichterinnen und Verwaltungsrichter mit Schreiben vom 28. April 2020.
Die Deutsche Feuerwehrgewerkschaft, Landesgruppe Bremen, hat mit Schrei-
ben vom 28. April 2020 keine Bedenken gegen den Gesetzentwurf geduBert.
Mit E-Mail vom 22. April 2020 hat der Deutsche Hochschulverband von einer
Stellungnahme abgesehen.

Allgemeines:

Der DGB fordert in seiner Stellungnahme eine frithzeitige und kontinuierliche
Einbeziehung der Spitzenorganisationen, konkret eine Beteiligung bereits auf
der Grundlage von Referentenentwiirfen. Diese Forderung war unter anderem
Thema bei dem vom DGB angesprochenen Spitzengesprach des DGB mit dem
Prasidenten des Senats und dem Senator fiir Finanzen am 26. November 2019.
Entgegen der Darstellung des DGB sind dort aber keine konkreten Zusagen
gemacht worden, vielmehr wurde vereinbart, die Frage der kiinftigen Einbe-
ziehung der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften bei der Vorbereitung
allgemeiner Regelungen der beamtenrechtlichen Verhaltnisse (§ 93 Absatz 1
BremBQG) zu priifen.

Der Bremische Richterbund bittet darum, dass beziiglich der vorgeschlagenen
Anderungen auch stets die entsprechenden vergleichbaren Vorschriften aus
den tibrigen norddeutschen Landern den Gewerkschaften und Richterverbéan-
den rechtsvergleichend dargestellt werden.

Zu Artikel 1 Anderung des Bremischen Beamtengesetzes

Zu Nummer 2 § 5 BremBG (Beamtinnen und Beamte auf Probe in Amtern
mit leitender Funktion):

Der DGB begriit die beabsichtigte Anderung des § 5 BremBG grundsétzlich,
geht aber in seiner Stellungnahme irrtiimlich davon aus, dass die Probezeit ge-
maB § 5 BremBG mit der laufbahnrechtlichen Probezeit gemaf § 19 BremBG,
§ 6 BremLVO gleichzusetzen ist und fordert daher, dass auch bei der laufbahn-
rechtlichen Probezeit zukiinftig nur Zeiten ohne Dienstbeziige Auswirkungen
haben durften.

Der dbb , vermisst in der gesetzlichen Regelung einen Hinweis darauf, was mit
der Beamtin oder dem Beamten nach § 5 (1) Satz 1 zweiter Halbsatz geschieht,
wenn die Bewdahrung innerhalb der Probezeit nicht festgestellt wird".

Nach Auffassung des Bremischen Richterbundes fehlt es der Neufassung des
§ 5 Absatz 1 an Regelungen zu Fallkonstellationen der Arbeitszeitreduzierung
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wahrend der Probezeit aufgrund der Betreuung von Kindern oder pflegebe-
durftigen Angehoérigen.

Zu Nummer 4 § 15 BremBG (Im Bereich eines anderen Dienstherrn erwor-
bene Laufbahnbefahigung):

Der DGB lehnt die geplante Anderung des § 15 BremBG ab, da er die lander-
ubergreifende Mobilitat der Beamtinnen und Beamten gefdahrdet sieht.

Nach Auffassung des Bremischen Richterbundes geht die Anderung des § 15
uber das verfolgte Ziel, namlich des Ausschlusses der Anerkennung von auller-
halb des Geltungsbereichs des BremBG offensichtlich fehlerhaft festgestellten
Laufbahnbefahigungen, tiiber den tatsachlichen Regelungsgehalt hinaus.

Zu Nummer 5 § 20 BremBG (Beforderung):

Der DGB lehnt die Aufnahme des Beforderungsverbots vor Feststellung der
Laufbahnbefdhigung im Sinne eines Fachrichtungswechsels nach § 24
BremBG, § 24 BremLVO ab, da § 20 Absatz 2 BremBG bisher generelle Befor-
derungsverbote beinhalte und die geplante Aufnahme weiterer Voraussetzun-
gen weder notwendig sei noch der Klarstellung diene.

Zu Nummer 6 § 27 BremBG (Grundsatz):

Der DGB riigt, dass die Erweiterung der beamtenrechtlichen Regelung zur ge-
meinsamen Aufgabenwahrnehmung fir Land und Stadtgemeinde Bremen in
einem einheitlichen funktionalen Amt sinngemdaB auch auf Tarifbeschaftigte
ubertragen wird.

Zu Nummer 7 § 35 BremBG (Ruhestand wegen Erreichens der Alters-
grenze):

Der DGB schlagt vor, dass Beamtinnen und Beamte auch dann die vorzeitige
Versetzung in den Ruhestand verlangen konnen, wenn sie selbst zuvor das
Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand beantragt haben.

Dartiber hinaus fordert er die Aufhebung der Regelung des § 108 Absatz 3
BremBG, mit der ein Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand auf Antrag
der Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten, fiir die mit Vollendung des 62.
Lebensjahres die Altersgrenze erreicht wird, um finf Jahre und damit bis zur
Vollendung des 67. Lebensjahres moglich ist. Er begriindet dies mit den beson-
deren vollzugsdienstbedingten gesundheitlichen Anforderungen.

Der dbb sieht keine Notwendigkeit zur Anderung der Voraussetzungen fiir das
Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand.

Der Bremische Richterbund wendet sich in seiner Stellungnahme gegen die
beabsichtigte Verscharfung des Antragsrechts der Beamtin/des Beamten auf
Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand, da die bisherige Regelung des
nicht entgegensehenden dienstlichen Interesses ausreichend Entscheidungs-
spielraum fiir den Dienstherrn eroffne. Aus der Gesetzesbegriindung ergebe
sich zudem kein Erfordernis, auf die Erfahrungen von Beamtinnen und Beam-
ten, die ihren Ruhestand hinausschieben mochten, zu verzichten. Er wendet
sich auBerdem gegen den Ausschluss von Altersteilzeit und dem Hinausschie-
ben des Eintritts in den Ruhestand, da auch ein reduzierter Arbeitskrafteinsatz
das Hinausschieben des Ruhestandes im Falle der Gewahrung von Altersteil-
zeit rechtfertigen konne. Sofern dienstliche Interessen vorlagen, eréffne die bis-
herige Regelung bereits ausreichend Bertucksichtigungsmoglichkeiten. Das
Land Bremen beraube sich auf diese Weise ohne nachvollziehbaren Grund
selbst der Option, kompetente, erfahrene und leistungsbereite Krafte auch tiber
die eigentliche Altersgrenze hinaus in Teilzeit zu beschaftigen.

Zu Nummer 8 § 43 BremBG (Wiederherstellung der Dienstfahigkeit):

Der dbb begriiBt die Anderung des § 43 Absatz 2, regt jedoch die Streichung
des Satzes 2 oder alternativ dessen folgende Fassung an ,Abweichend von Satz
1 wird in den Féllen, in denen die tragenden Feststellungen und Griinde des
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Ergebnisses der arztlichen Untersuchung im Gutachten nach § 44 eine vorzei-
tige Wiederherstellung der Dienstfahigkeit in Aussicht stellen, diese friher
uberprift werden”, da die beabsichtigte Formulierung den Eindruck erwecke,
.dass die Beamtin oder der Beamte in voller Absicht in den Ruhestand versetzt
werden wollte nicht die arztliche Untersuchung im Gutachten nach § 44 dazu
gefihrt hat.”

Zu Nummer 9 § 56 BremBG (Dienstbekleidung, duBleres Erscheinungsbild):

Der DGB &aulBiert Bedenken gegen den Entwurf, da ihm die beabsichtigte Rege-
lung zu weitgehend erscheint und zu befiirchten sei, dass hiermit massive Ein-
griffe in die Grundrechte der Beamtinnen und Beamten zugelassen wiirden
und macht geltend, dass , Tatowierungen, Kérperschmuck und Piercings, auch
das Tragen des Kopftuchs” langst zum gesellschaftlichen Erscheinungsbild da-
zugehorten. Ein Verbot sei nur zu rechtfertigen, wenn ansonsten die staatliche
Neutralitdat konkret gefahrdet wéare oder eine Stérung des gesellschaftlichen
Gesamtfriedens zu befiirchten wére. Das vorgesehene Tatbestandsmerkmal
.soweit dies bei der Ausiibung des Dienstes iiblich ist" sprenge den verfas-
sungsrechtlichen Rahmen und miisse daher aus dem Entwurf gestrichen wer-
den.

Der dbb halt die Anderung des § 56 fir nicht erforderlich, da die Beamtinnen
und Beamten zur Verfassungstreue verpflichtet seien und er Zweifel daran
habe, wie mit einer Neuregelung des § 56 Absatz 3 Satz 3 mit dem auf nicht
unmittelbar ablegbare Erscheinungsmerkmale abgestellt werde, umgegangen
werden solle.

Der Bremische Richterbund fihrt in seiner Stellungnahme aus, dass sich das
zur Begrindung der Neuregelung des § 56 Absatz 3 angefiihrte Urteil des Bun-
desverwaltungsgericht (BVerwG) vom 17. November 2017 (2 C 25/17) nur auf
das Erfordernis einer hinreichend bestimmten gesetzlichen Erméchtigung fur
die Regelung des zuldssigen Ausmales von Tatowierungen beziehe, die Neu-
regelung jedoch hieriiber hinausgehe. Sie erfiille nicht die im oben genannten
Urteil aufgestellte Anforderung, nach der eine hinreichend bestimmte gesetz-
liche Regelung erforderlich sei, aus der trotz Verordnungsermachtigung bereits
erkenn- und vorhersehbar sein miisse, was der Beamtin oder dem Beamten ge-
genuber zulassig sein solle. Daher sei in die Neuregelung zum einen aufzuneh-
men, dass ndhere Bestimmungen tiber das zuldssige AusmaB von Tatowierun-
gen durch Rechtsverordnung zu treffen sind und nicht etwa durch blofe Ver-
waltungsvorschriften. Zum anderen sei zu fordern, dass tiber mogliche Tato-
wierungen hinausgehende, weitergehende Anforderungen an das dulBerliche
Erscheinungsbild (zum Beispiel Haar-, Barttracht, Piercings) im Wesentlichen
schon aus der gesetzlichen Ermachtigung in § 56 Absatz 3 ersichtlich werden,
etwa in Form von Regelbeispielen.

Zu Nummer 11§ 80 BremBG (Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburts-
fallen)

Der DGB und der dbb erachten die Einkommensgrenze des Ehegatten von
12 000 Euro als nicht ausreichend und fordern eine Anhebung auf 18 000 Euro.

Des Weiteren fordert der DGB eine Erhéhung des Bemessungssatzes um 20
vom Hundert fur privat krankenversicherte Versorgungsberechtigte. Auch der
dbb spricht sich fiir eine Anhebung der Beihilfebemessungssatze aus. Die For-
derung des DGB wird dahingehend begrindet, dass der Bemessungssatz fur
Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger deutlich hinter dem
des Bundes und der norddeutschen Lander zuruckbleibe.

Zudem fordern der DGB und der dbb die Streichung des beihilferechtlichen
Eigenbehalts, da der iberwiegende Teil der Lander und der Bund auf eine Kos-
tendampfungspauschale verzichte und der Eigenbehalt bei in der Gesetzlichen
Krankenversicherung versicherten Beamtinnen und Beamten nicht erhoben
werde. Damit seien privat krankenversicherte Beamtinnen und Beamte grund-
los benachteiligt. Aus der Begrenzung der Hohe der Pauschalen Beihilfe resul-
tiere eine Verletzung der Fursorgepflicht.
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Der dbb spricht sich fiir eine uneingeschrankte Beihilfefdhigkeit bei Behand-
lung in EU-Staaten aus, die der im Inland entspricht.

Der Bremische Richterbund ist der Ansicht, dass mit der Neufassung des § 80
BremBG Verschlechterungen im Beihilferecht erfolgen. Die Begriindung stelle
lediglich auf die Konkretisierung der Ermachtigungsgrundlage zum Erlass ei-
ner Rechtsverordnung entsprechend der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts ab. Im Einzelnen werden vom Bremischen Richterbund erhdhte
Anforderungen an die Beihilfeberechtigung, verscharfte Konkurrenzregelun-
gen und Regelungen zum Eigenbehalt, die Nichtberticksichtigung der Beihil-
feberechtigung in Elternzeit, Verschlechterung bei der Anrechnung der
Einktiinfte des Ehegatten und der Bertiicksichtigungsfahigkeit von Angehorigen
sowie der Wegfall der Beihilfeberechtigung bestimmter Aufwendungen ange-
fihrt.

SchlieBlich fordert der Bremische Richterbund eine Ubernahme der beihilfe-
rechtlichen Regelungen der Ldander Hamburg und Niedersachsen beziiglich
des Beihilfebemessungssatzes und der Ehegatteneinkiinfte.

Zu Nummer 13§ 89 BremBG (Ubermittlung von Personalakten und Aus-
kunft aus Personalakten an nicht betroffene Personen)

Der DGB fordert, dass Daten der Personalverwaltungssysteme bereits anony-
misiert werden, bevor sie an die oberste Dienstbehorde zum Zwecke des Per-
sonalcontrollings, der Personalberichterstattung und Auskunitserteilung
ubermittelt werden.

Zu Nummer 15 bis 17 (88 117, 118, 118a)

Der DGB gibt in seiner Stellungnahme vom 8. Juni 2020 zu bedenken, dass der
Nachteilsausgleich in Form einer Verlangerung des Beamtenverhaltnisses auf
Zeit um hochstens sechs Monate aufgrund der Corona-Pandemie im Ermessen
des Dienstherrn liegt.

Zu Artikel 3 Anderung des Bremischen Disziplinargesetzes (BremDG)
Zu Nummer 4 § 15 Absatz 4 BremDG (DisziplinarmaBnahmeverbot wegen
Zeitablaufs):

Der DGB lehnt die Aufnahme des Sachverhalts der Ausdehnung zur Unterbre-
chung der Frist, nach der eine DisziplinarmaBnahme wegen Zeitablaufs nicht
mehr erteilt werden darf, ab. Nach Ansicht des DGB wiirde die Verjahrungsirist
fir DisziplinarmaBnahmen schon aus Ermittlungsgriinden aufgehoben, wenn
zusatzlich noch jede Ausdehnung des Verfahrens zukiinftig den Zeitablauf un-
terbrechen soll.

Zu Nummer 6 § 29a BremDG (Informationen nach MafBgabe des Artikels
56a der Richtlinie 2005/36/EG):

Der DGB fordert eine Klarstellung dartiiber, dass Auskiinfte an zustandige Be-
hoérden anderer EU-Mitgliedstaaten tiber disziplinarische MaBnahmen nur im
Einzelfall und nur auf ausdriickliche Anforderung des Mitgliedstaates erteilt
werden. Die Datensicherheit der Staatsbiirger sei ansonsten nicht gewdhrleis-
tet.

Zu Nummer 7 § 31 BremDG (Abgabe des Disziplinarverfahrens):

Fiir den DGB ist die Anderung des § 31 in Bezug auf die Erweiterung des § 34
BremDG nicht nachvollziehbar. Deshalb wird der beabsichtigten Klarstellung
nicht zugestimmt.

Zu Nummer 8 § 38 Absatz 2 BremDG (Zulassigkeit):

Der DGB stimmt der beabsichtigten klarstellenden Regelung nicht zu, weil sie
gegen hoherrangiges Bundesrecht verstoBen wiirde. Der Vorbereitungsdienst
der Beamten auf Widerruf konne nach der Soll-Vorschrift des § 23 Absatz 4
Beamtenstatusgesetz jederzeit beendet werden. Somit sei nicht erst das Ergeb-



nis eines Disziplinarverfahrens erforderlich, bei dem eine vorlaufige Dienstent-
hebung und die Anordnung des Einbehaltens von Beziigen erfolgen kann. Die
vorlaufige Dienstenthebung und die Anordnung des Einbehaltens von Beziligen
wirde im Falle dieses Beamtenverhaltnisses nicht greifen. Der DGB kritisiert
weiter, dass das Einbehalten von 50 Prozent der Anwarterbeziige nicht nur ge-
gen die Alimentationspflicht verstoBen wiirde, sondern es auch regelmaBig
dazu fiihren wirde, dass selbst das Existenzminimum nicht mehr erreicht wer-
den wirde.

Zu Nummer 13  § 76 BremDG (Kostentragungspflicht):

Der DGB und der Bremische Richterbund lehnen die beabsichtigte Anderung
zum Kostenrecht in gerichtlichen Disziplinarverfahren ab. Durch die Anderung
wirde die Auferlegung von Kosten des gerichtlichen und behordlichen Diszip-
linarverfahrens auf die Beamten ausgeweitet und ginge einseitig zulasten der
Beamtinnen und Beamten. Der Bremische Richterbund erwartet eine ausfiihr-
lichere Begriindung.

Zu Nummer 14 § 77 BremDG (Erstattungsfahige Kosten):

Die Einfiihrung von Gerichtskosten wird vom DGB abgelehnt, da es sich um
eine rein fiskalische Erwagung des Dienstherrn handeln wirde. Grundsatzlich
wird auch die Gesetzgebungskompetenz fiir die Gerichtskosten mit Verweis
auf das Bundesgesetz in Frage gestellt.

Der Bremische Richterbund und der dbb haben grundsatzlich keine Bedenken
gegen das Entfallen der bisherigen Gebiihrenfreiheit fiir gerichtliche Diszipli-
narverfahren, lehnen jedoch die beabsichtigte Verweisung auf das Gebtuhren-
verzeichnis des Bundesdisziplinargesetzes ab. Die Gebtlihrensatze des Bundes-
disziplinargesetzes wiirden nicht in Relation zu den jeweils unterschiedlichen
Besoldungshohen von Bundes- und bremischen Landesbeamtinnen und -be-
amten stehen. Aus diesem Grund fordert der dbb eine anteilige Gebiihrentiber-
nahme durch den Dienstherrn. Auch der Bremische Richterbund schlagt vor
zunachst zu prifen, inwieweit die dynamische Verweisung auf die Gebtiihren-
tatbestdande des Bundesdisziplinargesetzes zu relativ hoheren Gebtiihren fiih-
ren wiurde, als dies bei Beriicksichtigung der jeweils unterschiedlichen
Besoldungshohen von Bundes- und bremischen Landesbeamtinnen und -be-
amten angemessen ware.

Zu Nummer 15 § 79 BremDG (Unterhaltsleistung bei Mithilfe zur Aufde-
ckung von Straftaten):

Der DGB schldgt vor, generell auf die Angabe eines prozentualen Wertes zu
verzichten und dafiir einen dynamischen Bezug zu § 24 Absatz 1 des Bremi-
schen Beamtenversorgungsgesetzes herzustellen. Der dbb regt ebenfalls an,
dass der Wortlaut des § 24 Absatz 1 des Bremischen Beamtenversorgungsge-
setzes ibernommen wird.

Der Bremische Richterbund lehnt die beabsichtigte Anderung der Anpassung
der Hohe der Unterhaltsleistungen analog des Bremischen Beamtenversor-
gungsgesetzes ab. Eine sachliche Rechtfertigung wiirde sich nicht aus der Be-
grundung ergeben.

Zu Artikel 4 Anderung des Bremischen Besoldungsgesetzes (BremBesG)

Zu Nummer 2 und 4 §§ 25, 33 BremBesG (Bestimmung des Grundgehalts in
den Besoldungsordnungen A und R):

Der DGB lehnt den Anderungsvorschlag ab und fordert eine Gleichstellung al-
ler Erfahrungszeiten im 6ffentlichen Dienst, unabhdngig von der Gleichwertig-
keit und des jeweiligen Status.

Der dbb sieht in der bisherigen Rechtslage, wonach alle beamtenrechtlichen
Zeiten als Erfahrungszeiten und tarifrechtliche Zeiten im 6ffentlichen Dienst
nur bei Gleichwertigkeit anzuerkennen sind, keinen Versto gegen Artikel 3
Absatz 1 Grundgesetz (GG) und stellt sich dabei ausdricklich gegen die stan-
dige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Bremen zu dieser Rechtsfrage.
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Nach Auffassung des Bremischen Richterbundes sei die Neuregelung mit der
Begrenzung der zwingend anzuerkennenden Zeiten im Beamtenverhaltnis ein
Wettbewerbsnachteil gegeniiber den anderen norddeutschen Landern. Insbe-
sondere Niedersachsen und Schleswig-Holstein hétten hier im Vergleich zu
Bremen gtuinstigere Regelungen. Zudem sei der Rechtsprechung des VG Bre-
men dahingehend zu folgen, dass auf die Gleichwertigkeit der Beamten- und
Tarifzeiten im o6ffentlichen Dienst im Hinblick auf die Anerkennung als Erfah-
rungszeit nicht abzustellen sei.

Die Vereinigung Bremischer Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter
regt an, hinsichtlich der férderlichen Zeiten vor Begriindung des Richterver-
héaltnisses auf die Regelbeispiele des § 10 Absatz 2 Satz 1 des Deutschen Rich-
tergesetzes zu verweisen.

Zu Nummer 5 § 57a BremBesG (Zuschlag in Féllen des Hinausschiebens
des Eintritts in den Ruhestand):

Nach Auffassung des DGB werde durch die Zuschlagsregelung in Fallen des
Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand die Bereitschaft zur freiwilligen
Weiterbeschaftigung nach Erreichen der Altersgrenze gefordert. Dies sei der
falsche Anreiz. Der finanzielle Vorteil einiger weniger gesunder Beamtinnen
und Beamter werde mit einer starkeren Belastung anderer Beamtinnen und Be-
amten erkauft. Dies sei im Sinne der Gesundheitsvorsorge kontraproduktiv.

Zu Artikel 5 § 3e Bremisches Richtergesetz

Der Bremische Richterbund lehnt die beabsichtigte Anderung des § 3e infolge
derer die Gewdhrung von Altersteilzeit und die Gewahrung des Hinausschie-
bens des Eintritts in den Ruhestand einander ausschlieBen, ab. Nach Auffas-
sung des Bremischen Richterbundes bestehe der in der Entwurfsbegrindung
genannte Widerspruch der unterschiedlichen Zweckbestimmungen von Alters-
teilzeit und dem Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand in dieser Form
nicht. Er fihrt an, dass es zahlreiche erfahrene, kompetente und leistungsbe-
reite Richterinnen und Richter sowie Staatsanwadltinnen und Staatsanwadlte gibt
und geben wird, die grundsatzlich bereit und in der Lage wéren, langer als bis
zum reguldren Eintritt in den Ruhestand zu arbeiten. Dies aus mannigfaltigen
Grinden aber lediglich im reduzierten Arbeitsumfang. Bremen ,beraube” sich
der Moglichkeit, dltere Kolleginnen und Kollegen langer als normalerweise
moglich, als Richterinnen und Richter einzusetzen, was er im Hinblick auf den
bestehenden Wettbewerb um geeignetes Personal problematisiert. Es sei daher
+klug und weitsichtig” wenn das Land Bremen derartige moderne Lebensar-
beitszeitmodelle gerade entwickeln und férdern wiirde, anstatt sie verbieten zu
wollen.

Die Vereinigung Bremischer Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter
lehnt den generellen Ausschluss von Altersteilzeit und dem Hinausschieben
des Eintritts in den Ruhestand ebenfalls ab, da die Abstellung allein auf den
Widerspruch zwischen den Zwecken der Altersteilzeit und des Hinausschie-
bens des Ruhestandes als Begrindung nicht ausreiche. Richterinnen und Rich-
ter sollten nach Auffassung der Vereinigung Bremischer Verwaltungsrichterin-
nen und Verwaltungsrichter weiterhin ihre Altersgrenze auch dann hinaus-
schieben konnen, wenn sie sich zu einem vollumfanglichen Dienst nicht mehr
in der Lage sehen. Das Verstandnis, Altersteilzeit diene (allein) dazu, den (frih-
zeitigeren) Ausstieg aus dem Berufsleben zu erleichtern, erscheine zu einseitig.
Vielmehr stellten sowohl die Altersteilzeit als auch das Hinausschieben des Ru-
hestandes Instrumente der Flexibilisierung von Arbeitszeit dar, die sowohl den
Bediurfnissen von Richterinnen und Richtern einerseits und den Interessen des
Dienstherrn andererseits nutzlich sein konnen. Die mit dem Teilzeitmodell ver-
bundene Reduzierung der wochentlichen Arbeitszeit konne dazu dienen, die
Arbeitskraft von Richterinnen und Richtern langerfristig — und damit auch uber
den Zeitpunkt des Erreichens der Regelaltersgrenze hinaus — zu erhalten. Ge-
linge dies, sollte sich dies der Dienstherr auch zunutze machen, um von den
Erfahrungen éalterer Richterinnen und Richter zu profitieren. Dies entsprache
den Bemihungen um altersgerechte Arbeitsbedingungen und diente auch der
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Bewdiltigung der zu beobachtenden Schwierigkeiten der bremischen Justiz bei
der Nachwuchsgewinnung. Falls es die Intention des Gesetzentwurfs sein
sollte, einer zu langen Tatigkeit in Altersteilzeit entgegenzuwirken, konne dies
effektiver dadurch geschehen, dass deren Gesamtdauer auch bei einem Hin-
ausschieben des Ruhestandes begrenzt wird. Denkbar wéare nach Auffassung
der Vereinigung Bremischer Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter
eine Beschrankung auf die Lange des Zeitraums zwischen Vollendung des 60.
Lebensjahres (oder des 58. Lebensjahres bei Schwerbehinderten) und dem Er-
reichen der Regelaltersgrenze nach § 3 Absatz 1 und 2 BremRiG. Soweit diesem
Ansatz gefolgt werden sollte, schlagt die Vereinigung Bremischer Verwal-
tungsrichterinnen und Verwaltungsrichter nachstehende Formulierung fir ei-
nen neuen § 3e Absatz 4 des Bremischen Richtergesetzes vor:

«(4) Die Gewdhrung von Altersteilzeit im Blockmodell nach Absatz 2 und die
Gewadhrung des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand nach § 3 Ab-
satz 4 schlieBen sich fiir denselben Zeitraum aus. Im Ubrigen ist eine Gewé&h-
rung von Altersteilzeit nur moglich, wenn der Antrag auf Altersteilzeit nach
Erreichen der Altersgrenze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Satz 2 gestellt
wurde. In diesem Fall ist die Gewahrung von Altersteilzeit nur fiir einen weite-
ren Zeitraum moglich, der dem zwischen der Altersgrenze nach Absatz 1 Satz
1 Nummer 1 oder Satz 2 und dem Antrag auf Altersteilzeit liegenden Zeitraum
entspricht.”

Eine entsprechende Parallelregelung in § 35 Absatz 4 des Bremischen Beam-
tengesetzes wird ebenfalls von der Vereinigung Bremischer Verwaltungsrich-
terinnen und Verwaltungsrichter vorgeschlagen.

Stellungnahme des Senats:

Der Senat halt auch nach Beteiligung der Spitzenorganisationen der Gewerk-
schaften im Land Bremen, des Deutschen Hochschulverbandes und der Ver-
bénde der Richterinnen und Richter grundsétzlich an dem im ersten Durchgang
beschlossenen Gesetzentwurf fest. Im Einzelnen:

Zu Allgemeines:

Die Vorstellungen des DGB wiirden entgegen der derzeitigen Praxis bedeuten,
die Spitzenorganisationen bereits vor einer ersten Senatsbefassung einzubin-
den und Entwirfe von Gesetzen oder Verordnungen bereits in diesem Stadium
zu verodffentlichen. Eine solche Praxis wirft jedoch grundsétzliche landesverfas-
sungsrechtliche Fragen des Verhéltnisses von Ressort- zu Kollegialprinzip auf.
Artikel 120 Satz 3 Nummer 3 der Verfassung der Freien Hansestadt Bremen
bestimmt, dass Angelegenheiten, die fiir die gesamte Verwaltung von Bedeu-
tung sind, der Beschlussfassung des Senats vorbehalten sind. Mit dieser Vor-
schrift wird das Ressortprinzip durch das Kollegialprinzip tiberlagert. Artikel
120 Satz 1 der Landesverfassung bestimmt konsequenterweise und insoweit im
Gegensatz zum Grundgesetz und zu den Verfassungen der anderen Lander
(mit Ausnahme Hamburgs) ausdriicklich nicht, dass die Senatsmitglieder ihren
Geschaftsbereich ,selbstandig” und ,unabhdangig” leiten (vergleiche Gobel,
in: Fischer-Lescano/Rinken unter anderem [Hrsg.], Verfassung der Freien Han-
sestadt Bremen, 2016, Artikel 120, Rn. 15). Diese landesverfassungsrechtliche
Besonderheit setzt der Kompetenz einzelner Ressorts, Gesetzentwirfe vor einer
Befassung im Senat bereits einer Verbandsbeteiligung zuzufiihren, jedenfalls
Grenzen, die der Senat noch eingehend zu prufen hat. Dabei ist auch von Be-
deutung, dass eine frihzeitige Veroffentlichung von Gesetzes- oder Verord-
nungsentwurfen fur den Senat bei seiner spdteren und dann erstmaligen
Beschlussfassung prajudizielle Wirkung entfalten kann.

Die Meinungsbildung des Senats zu dieser grundsatzlichen Frage ist noch nicht
abgeschlossen.

Der Bitte des Bremischen Richterbundes wird nicht nachgekommen. Ein
Rechtsvergleich mit den Vorschriften der tibrigen norddeutschen Lander findet
im Rahmen des Konsultationsverfahrens statt. Gemall Beschluss Nummer 3



TOP 3 der Konferenz Norddeutschland vom 11. April 2007 sind den norddeut-
schen Landern Gesetz- und Verordnungsentwirfe mit der Moglichkeit zur Stel-
lungnahme zuzuleiten. Dies soll insbesondere sicherstellen, dass auch im Falle
von divergierenden landesrechtlichen Vorschriften die Mobilitat der Beamtin-
nen und Beamten sowie Richterinnen und Richter im norddeutschen Raum
nicht beeintrachtigt wird.

Zu Artikel 1 Anderung des Bremischen Beamtengesetzes

Zu Nummer 2 § 5 BremBG (Beamtinnen und Beamte auf Probe in Amtern
mit leitender Funktion):

Der Auffassung des DGB, es bestehe eine Analogie zwischen der Probezeit zur
Erprobung in einer leitenden Funktion (§ 5 BremBG) und der laufbahnrechtli-
chen Probezeit ist zu widersprechen. Wahrend bei der laufbahnrechtlichen Pro-
bezeit die Bewahrung fiir die gesamte Laufbahn nachgewiesen werden soll,
dient die Probezeit nach § 5 BremBG der Erprobung in einer leitenden Funk-
tion. Daher ist es folgerichtig, dass fiir die Ableistung der jeweiligen Probezei-
ten (mit voneinander abweichenden Zielsetzungen) auch abweichende
Voraussetzungen gelten.

Der dbb geht in seiner Stellungnahme irrtiimlich davon aus, dass auch Beam-
tinnen und Beamte, die bereits ein dem Amt mit leitender Funktion entspre-
chendes Amt in ihrem Beamtenverhaltnis auf Lebenszeit innehaben, eine
Probezeit zur Erprobung in einer leitenden Funktion ableisten miissen. Dies ist
aber gerade nicht der Fall.

Die Auffassung des Bremischen Richterbundes wird nicht geteilt, denn an der
Rechtslage, dass Zeiten einer Teilzeitbeschaftigung keine Auswirkung auf die
Probezeit nach § 5 BremBG haben, dndert sich nichts. Zudem ist, wie bisher
auch, eine Versagung der Teilzeitbeschaftigung aus familiaren Griinden dann
moglich, wenn zwingende dienstliche Belange dem entgegenstehen (§ 62 Ab-
satz 1 BremBG).

Zu Nummer 4 § 15 BremBG (Im Bereich eines anderen Dienstherrn erwor-
bene Laufbahnbefdahigung):

Die Sorge des DGB ist unbegriindet, da es sich nur um sehr seltene Einzelfalle
handeln kann, in denen der Ausschluss einer automatischen Anerkennung ge-
rechtfertigt erscheint. Grundsatzlich ist davon auszugehen, dass die Anerken-
nung der Laufbahnbefdahigungen durch Dienstherren auBerhalb des
Geltungsbereichs des BremBG rechtmaBig erfolgen. Soweit jedoch vor Uber-
nahme durch den aufnehmenden Dienstherrn erkannt wird, dass die Befdhi-
gungsvoraussetzungen fiir das angestrebte Amt offensichtlich nicht vorliegen,
so muss es ihm gestattet sein, diese Bewerberinnen/Bewerber abzulehnen.

Die Stellungnahme des Bremischen Richterbundes aufgreifend, wird geprift,
ob die Einschrankung auf die in der Begriindung genannten Ausnahmefaélle in
einem Rundschreiben zu dieser Anderungsverordnung als Handlungsrahmen
fir die Verwaltung definiert werden kénnen.

Zu Nummer 5 § 20 BremBG (Beforderung):

An der geplanten Anderung soll festgehalten werden, da sie verdeutlicht, dass
eine Feststellung der Befahigung fiir die neu angestrebte Laufbahn zwingend
Voraussetzung fiir die Ubertragung eines Amtes der neuen Laufbahn ist und
letztlich der Bewusstseinsscharfung in der Praxis dienen kann.

Zu Nummer 6 § 27 BremBG (Grundsatz):

An der geplanten Regelung soll festgehalten werden. Die Regelung hat, soweit
sie auf Tarifbeschaftigte iibertragen wird, einen staatsorganisatorischen Inhalt
und wird kraft Sachzusammenhangs im Bremischen Beamtengesetz geregelt.
Eine Regelung in einem gesonderten Gesetz, wie es der DGB anregt, ist des-
halb nicht angezeigt.
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Zu Nummer 7 § 35 BremBG (Ruhestand wegen Erreichens der Alters-
grenze):

Die Hiurden fir die Genehmigung des Hinausschiebens des Ruhestandes auf
Antrag der Beamtinnen und Beamten werden mit der beabsichtigten Anderung
des § 35 Absatz 4 erhoht; ein dienstliches Interesse darf nicht mehr nur entge-
genstehen, sondern wird Voraussetzung fiir die Genehmigung des Antrags. Mit
der bisherigen Regelung wurden die persoénlichen Interessen der Beamtinnen
und Beamten in den Vordergrund gertickt (amtliche Begriindung zum Gesetz
zur Neuregelung des Beamtenrechts in der Freien Hansestadt Bremen vom 22.
Dezember 2009, Brem.GBIl. 2010, S. 17). Hiervon soll nun abgertickt werden.
Im Hinblick auf den Anstieg der Altersgrenze auf die Vollendung des 67. Le-
bensjahres ab dem Geburtsjahrgang 1964 scheint dies auch sachgerecht. Ein
Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand tber diese Altersgrenze hinaus
soll allein dienstlichem Interesse dienen. Die Verscharfung der Regelung gilt
fir alle Beamtengruppen gleichermafBen.

Gemal § 108 Absatz 3 BremBG konnen Polizeivollzugsbeamtinnen und -be-
amte das Hinausschieben des Ruhestandes um weitere finf Jahre, korrespon-
dierend mit der Vollendung des 62. Lebensjahres als regelmaBige Altersgrenze,
beantragen. Soweit gesundheitliche Griinde dem entgegenstehen, kann der
Antrag bereits nach bisheriger Rechtslage mit Hinblick auf Grinde, die in der
Person der Beamtin oder des Beamten liegen, zuriickgewiesen werden. Daran
andert sich mit der beabsichtigten Anderung der Vorschrift nichts. Die Dienst-
stellen werden Antrdagen auf Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand
regelmalig nur dann stattgeben konnen, wenn unter anderem angenommen
werden kann, dass die Beamtinnen und Beamten auch weiterhin die gesund-
heitlichen Voraussetzungen erfiillen.

Bei der Beantragung des Hinausschiebens des Ruhestandes steht es den Beam-
tinnen und Beamten frei, auch im Hinblick auf unvorhergesehene persoénliche
Belange, nicht vom vollen Umfang des moéglichen Zeitraums des Hinausschie-
bens des Ruhestands Gebrauch zu machen, sodass gegebenenfalls auftretende
personliche Harten von vornherein weniger zu befiirchten sind. Soweit sich die
Beamtinnen und Beamten in der Zeit nach dem regularen Ruhestandseintritt
gesundheitlich so beeintrachtigt sehen, dass sie ihren Dienstobliegenheiten
nicht mehr im notwendigen Umfang wahrnehmen konnen, bleibt der Weg auf
formlosen Antrag auf Prifung der Dienstunféhigkeit erhalten. Daher ist eine
Regelung, nach der Beamtinnen und Beamte auch dann die vorzeitige Verset-
zung in den Ruhestand verlangen konnen, wenn sie zuvor selbst das Hinaus-
schieben des Ruhestandes beantragt haben, nicht erforderlich.

Altersteilzeit dient dazu, einen vorzeitigen Ausstieg oder Teilausstieg aus dem
Berufsleben zu erleichtern. Demgegentiber bietet das Hinausschieben des Ein-
tritts in den Ruhestand fir Richterinnen und Richter die Moglichkeit, den
Dienst auch nach Uberschreitung der gesetzlichen Altersgrenze fortzusetzen,
soweit sie sich dazu noch in der Lage fuhlen. Sinn und Zweck der beiden per-
sonalrechtlichen Instrumente sind also direkt gegenlaufig.

Altersteilzeit dient sowohl im Teilzeitmodell als auch im Blockmodell dem Ziel,
dass Beamtinnen und Beamte vor Erreichen der Altersgrenze teilweise von der
Dienstleistungspflicht befreit werden, obwohl sie das Ruhestandsalter noch
nicht erreicht haben. Die unterschiedliche Gestaltung der Altersteilzeit als Teil-
zeit- oder Blockmodell ist fur die Unvereinbarkeit des Sinns und Zwecks von
Altersteilzeit mit dem Sinn und Zweck des Hinausschiebens des Ruhestands-
eintritts unerheblich. Es handelt sich lediglich um unterschiedliche technische
Berechnungsweisen der in der Altersteilzeit zu erbringenden Arbeitszeit.

Auch die Gesetzeshistorie unterstreicht, dass die Gewahrung von Altersteilzeit
ein Instrument der Personalsteuerung ist und nicht dazu dient, der Beamtin
oder dem Beamten einen gleitenden Ubergang in den Ruhestand zu ermégli-
chen. Die durch § 71b BremBG mit Wirkung vom 1. April 1999 eingefiihrte Al-
tersteilzeit (Artikel 2 Nummer 9 des Gesetzes der Anderung dienstrechtlicher
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Vorschriften vom 2. Marz 1999 — Brem.GBI S. 33) wurde hinsichtlich ihrer Vo-
raussetzungen fiir die Bewilligung durch Artikel 1 des Anderungsgesetzes vom
18. Dezember 2001 (Brem.GBIl S. 465), insbesondere aber durch Artikel 1 des
Anderungsgesetzes vom 18. Juli 2006 (Brem.GBI. S. 353) zulasten der Beamtin-
nen und Beamten wesentlich gedndert. Bereits durch Neufassung des § 71b
BremBG durch Gesetz vom 18. Dezember 2001 wurde die personalwirtschaftli-
che Funktion der Altersteilzeit starker in den Mittelpunkt gertickt. Mit der er-
neuten Anderung des § 71b BremBG durch das 11. Gesetz zur Anderung
dienstrechtlicher Vorschriften vom 18. Juli 2006 (Brem.GBIl. S. 353) sollte die
Altersteilzeitgewdahrung nach der Gesetzesbegriindung sodann in einen vollig
neuen rechtlichen und personalwirtschaftlichen Zusammenhang gestellt wer-
den. Ausschlaggebend sollten nunmehr ausschlieBlich personalwirtschaftliche
Aspekte sein. Durch das Gesetz zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften
vom 15. April 2008 (Brem.GBI. 2008, S. 73) wurde schlieBlich fiir alle Beamtin-
nen und Beamte sowie Richterinnen und Richter die Moglichkeit der Inan-
spruchnahme von Altersteilzeit unabhéangig von etwaigen Personaliiberhang-
bereichen realisiert, was der Gesetzgeber aufgrund der Altersstruktur der bre-
mischen Verwaltung aus personalwirtschaftlichen Grinden fiir angezeigt hielt.
Es wurde weiterhin kein individueller Anspruch begriindet. Der Hinweis, dass
bei der Ermessensausiibung zu beachten sei, dass die Bewilligung von Alters-
teilzeit allein 6ffentlichen Interessen diene, ist auch in die Begriindung zu § 63
BremBG des Beamtenrechtsneuregelungsgesetzes ibernommen worden.

Die mit der Gewdahrung von Altersteilzeit verfolgten Ziele der Personalkosten-
einsparung und der Nutzung frei werdender Stellen fiir Neueinstellungen ver-
lieren ihre Wirkung beziehungsweise werden konterkariert, wenn fiir densel-
ben Zeitraum, in dem Altersteilzeitbeschaftigung gewdahrt wird, auf Antrag der
Beamtinnen und Beamten der Eintritt in den Ruhestand hinausgeschoben wird.
Dies gilt unabhéngig davon, ob die Altersteilzeitbeschaftigung im Blockmodell
gewahrt wird oder nicht.

Das gleichzeitige Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand und die Ge-
wéahrung von Altersteilzeit wiirde es Beamtinnen und Beamten sowie Richte-
rinnen und Richtern daruber hinaus ermdoglichen, die besoldungs- und versor-
gungsrechtlichen Vorteile der Altersteilzeit, mit denen der Dienstherr einen
Anreiz auf Altersteilzeit schafft, um sich die daraus folgenden personalpoliti-
schen Handlungsspielraume nutzbar zu machen, uber einen Zeitraum von bis
zu zehn Jahren in Anspruch zu nehmen, da das Eintrittsalter fur die Gewahrung
von Altersteilzeit nicht zugleich mit der Anhebung der Regelaltersgrenze an-
gehoben worden ist.

GemaéB der amtlichen Begriindung zu Artikel 1 des Gesetzes zur Anderung
dienstrechtlicher Vorschriften vom 15. April 2008 (Brem.GB]l. S. 73) hat der bre-
mische Gesetzgeber fur Polizeivollzugsbeamte und Feuerwehrbeamte die Ge-
wdahrung von Altersteilzeit bereits insgesamt ausgeschlossen, wenn der Ruhe-
stand hinausgeschoben wird (§ 108 Absatz 3 und § 113 Absatz 2 BremBG). Dies
soll ausschlieBen, dass die im Teilzeitmodell der Altersteilzeit ergebenden fi-
nanziellen Vorteile mit den finanziellen Vorteilen durch das Hinausschieben
des Ruhestands kumulieren.

Zu Nummer 8 § 43 BremBG (Wiederherstellung der Dienstfahigkeit):

Dem Vorschlag des dbb soll nicht gefolgt werden. Mit der beabsichtigten An-
derung sollen nicht nur die Falle erfasst werden, in denen amtsarztliche Gut-
achten eine Nachuntersuchung in einem kiurzeren als den in Absatz 2 Satz 1
genannten Zeitraum von zwei Jahren fur notwendig oder sinnvoll erachten,
sondern auch solche, in denen Erkenntnisse vorliegen, die es objektiv moglich
erscheinen lassen, dass keine Dienstunfdahigkeit mehr vorliegt.
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Zu Nummer 9 (§ 56 BremBG - Dienstbekleidung, duBleres Erscheinungs-
bild):

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 2 C 13.19
— Urteil vom 14. Mai 2020) liegt mit Artikel 75 Absatz 2 des Bayerisches Beam-
tengesetzes ein hinreichend vorhersehbar und berechenbar geregeltes Verbot
fir Tatowierungen und andere nicht sofort ablegbare Erscheinungsmerkmale
(wie etwa ein Branding oder ein Ohrtunnel) beim Tragen der Uniform im sicht-
baren Korperbereich vor. Dies ergebe sich aus der Auslegung des Gesetzes un-
ter Bertucksichtigung der Gesetzesbegrindung. Danach seien auBerlich er-
kennbare Tatowierungen und vergleichbare auf Dauer angelegte Kérpermodi-
fikationen im sichtbaren Bereich mit der Neutralitats- und Reprasentations-
funktion von uniformierten Polizeivollzugsbeamten unvereinbar. Durch das
allgemeine Personlichkeitsrecht geschiitzte individuelle Interessen der Polizei-
vollzugsbeamten an einer Tatowierung missten fiir den — bezogen auf den Ge-
samtkorper beim Tragen der Dienstkleidung kleinen — sichtbaren Bereich ge-
genuber der Notwendigkeit eines einheitlichen und neutralen Erscheinungs-
bildes zuriicktreten. Die Begriindung zur Anderung des § 56 BremBG wurde
entsprechend erganzt. Die Anregung des Bremischen Richterbundes zur Auf-
nahme von Regelbeispielen fiir weitergehende Anforderungen an das duBere
Erscheinungsbild in § 56 Absatz 3 BremBG wurde umgesetzt. Die Auffassung,
dass eine Ermachtigungsgrundlage fiir die Regelung durch Rechtsverordnung
zu schaffen sei, da bloBe Verwaltungsvorschriften nicht ausreichend seien, wird
nicht gefolgt, da die nun geschaffene Rechtsgrundlage im BremBG hinreichend
bestimmt ist.

Zu Nummer 11  § 80 BremBG (Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburts-
fallen):

Die Forderungen der Gewerkschaften und des Bremischen Richterbundes be-
treffen grundsatzlich nicht das gegenwartige Gesetzgebungsverfahren, da mit
der Neufassung des § 80 BremBG keine materiell-rechtlichen Anderungen im
bremischen Beihilferecht vorgenommen werden. Ungeachtet dessen gilt Fol-
gendes:

Die Einkommensgrenze wurde zum 1. Januar 2020 von 10 000 Euro auf 12 000
Euro angehoben. Dieser Betrag wird aus Fursorgegesichtspunkten als ausrei-
chend und angemessen angesehen. Die Einkommensgrenzen der Lander und
des Bundes bewegen sich zwischen dem steuerlichen Grundfreibetrag von
9 408 Euro (fir 2020) und 18 000 Euro.

In Landern, in denen ein familienbezogenes Bemessungssatzsystem Anwen-
dung findet, betragt der Bemessungssatz zwischen 50 und 70 vom Hundert der
beihilfefadhigen Aufwendungen. In Ldandern mit personenbezogenem Bemes-
sungssatzsystem besteht dagegen ein Bemessungssatz zwischen 50 und 80 vom
Hundert. Mit beiden Systemen kommt der jeweilige Dienstherr seiner Fursor-
gepflicht ausreichend nach.

Inwieweit eine Erhohung des Bemessungssatzes um 10 vom Hundert bei Ein-
tritt in die Versorgung zu einer Benachteiligung der Versorgungsempfangerin-
nen und Versorgungsempfanger fihrt, erschlieit sich dem Senat nicht. Da das
System der Gesetzlichen Krankenversicherung bezuglich der Beitrage einkom-
mensbezogen ist (wirtschaftliche Leistungsfdahigkeit), sinken bei geringeren
Einkunften (Versorgung) auch die Krankenkassenbeitrage. Dies hat wiederum
Auswirkungen auf die Pauschale Beihilfe. Sie verringert sich folgerichtig, da 50
vom Hundert der nachgewiesenen Beitrage erstattet werden. Die Beitragsbe-
lastung im Verhaltnis zum Einkommen bleibt damit gleich. Bei der Privaten
Krankenversicherung handelt es sich um eine individuelle auf den Einzelfall
risikobezogene Absicherung. Gehen Beamtinnen und Beamte sowie Richterin-
nen und Richter in den Ruhestand, so erhoht sich der Beihilfebemessungssatz
um 10 vom Hundert. Dies fiihrt im Rahmen einer beihilfekonformen Versiche-
rung durch Absenkung der prozentualen Absicherung zu geringeren Beitragen
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in der Privaten Krankenversicherung. Aufgrund der unterschiedlichen Absi-
cherungssysteme im Krankheitsfall fehlt es hier an einer sachgerechten Ver-
gleichbarkeit.

Der pauschalierte Eigenbehalt wurde zum 1. Juni 2005 mit Blick auf die durch
das Gesundheitsmodernisierungsgesetz eingetretenen Auswirkungen einge-
fihrt. Aufgrund des Wegfalls der Praxisgebiihr in der Gesetzlichen Kranken-
versicherung hat der Senat den beihilferechtlichen Eigenbehalt ab dem 1.
Januar 2014 um rund 30 vom Hundert abgesenkt, damit eine Gleichbehand-
lung mit GKV-Versicherten erzielt wird. Eine weitere Minderung beziehungs-
weise volliger Wegfall wird als nicht sachgerecht angesehen, da in der Gesetz-
lichen Krankenversicherung weiterhin andere Zuzahlungen bestehen. Im Ub-
rigen haben auch andere Lander weiterhin eine beihilferechtliche Kosten-
dampfungspauschale.

Zudem ist ein Vergleich zwischen Beamtinnen und Beamten in den unter-
schiedlichen Krankenversicherungssystemen nicht angezeigt. GKV-Versicher-
te erhalten arztliche Behandlung nach dem Sachleistungsprinzip. Dartiiber hin-
aus erhalten sie nur in bestimmten Ausnahmeféllen eine Beihilfeleistung. PKV-
Versicherte mit einer beihilfekonformen Absicherung erhalten im Regelfall nur
eine Beihilfe.

Durch die Begrenzung der Pauschalen Beihilfe auf einen Hochstbetrag wird
eine Verletzung der Fursorgepflicht nicht gesehen. Es ist legitim, dass der
Dienstherr die Pauschale Beihilfe auf die Versicherungsbeitrage gewahrt, die
die Beamtin oder der Beamte unter dem unwiderruflichen Verzicht der indivi-
duellen Beihilfe freiwillig erstmalig gewdhlt hat.

Etwaige Regelungen tiber die Beihilfefahigkeit von Leistungen im EU-Ausland
kann der Senat als Verordnungsgeber nicht umsetzen.

Zu Nummer 13§ 89 BremBG (Ubermittlung von Personalakten und Aus-
kunft aus Personalakten an nicht betroffene Personen):

Dem Vorschlag des DGB soll nicht gefolgt werden, da sich das bisherige Ver-
fahren auch zur Verwaltung und Bereinigung der Daten bewdhrt hat. Daten-
schutzrechtliche Bestimmungen stehen der Regelung nicht entgegen.

Zu Nummer 15 bis 17 (8§ 117, 118, 118a BremBG)

An dem Entwurf soll unverandert festgehalten werden, da er dem Regelungs-
gehalt des § 7 Absatz 3 des aufgrund der Corona-Pandemie angepassten Wis-
senschaftszeitvertragsgesetzes entspricht und damit ein ausreichender
Nachteilsausgleich geregelt wurde.

Zu Artikel 3 Anderung des Bremischen Disziplinargesetzes
Zu Nummer 4 § 15 Absatz 4 BremDG (DisziplinarmaBnahmeverbot wegen
Zeitablaufs):

Der Auffassung des DGB kann nicht gefolgt werden. Grundsatzlich gilt, dass
eine seit Vollendung des Dienstvergehens nicht umgesetzte DisziplinarmaB-
nahme nach einer bestimmten Frist wegen Zeitablaufs nicht mehr durchgefiihrt
werden darf. Diese Frist wird aufgrund bestimmter Tatbestdnde unterbrochen.
Dazu zahlen die Einleitung eines Disziplinarverfahrens, die Erthebung der Dis-
ziplinarklage, die Erhebung der Nachtragsdisziplinarklage oder die Anord-
nung der Ausdehnung von Ermittlungen gegen Beamte auf Probe und Beamte
auf Widerruf. Weiterhin kann das Disziplinarverfahren nach § 19 Absatz 1 Satz
1 BremDG bis zum Erlass einer Entscheidung auf neue Handlungen der Beam-
tin oder des Beamten ausgedehnt werden, wenn der Verdacht besteht, dass
zusatzlich zu den im Disziplinarverfahren erhobenen Vorwirfen weitere
Dienstpflichtverletzungen begangen wurden. Die Ausdehnung des Verfahrens
ist aktenkundig zu machen. Eine zukinftige Berticksichtigung der Ausdeh-
nung des Disziplinarverfahrens zur Unterbrechung der hier in Rede stehenden
Frist ist deshalb zwingend notwendig.
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Zu Nummer 6 § 29a BremDG (Informationen nach MaBgabe des Artikels
56a der Richtlinie 2005/36/EG):

Eine weitere Klarstellung im BremDG ist nicht erforderlich. Die Klarstellung
ergibt sich aus dem Umgang mit dem bereits EU-weit implementierten Verfah-
ren IMI, dem elektronischen System fiir den Austausch von Informationen, mit
dessen Hilfe die Mitgliedstaaten der EU effizient zusammenarbeiten und sich
gegenseitig Amtshilfe leisten kénnen. Dieses Verfahren ist nach Artikel 56a der
EU-Richtlinie 2005/36/EG fiir alle reglementierten Berufe in nationales Recht
verpflichtend umzusetzen. Entsprechende Leitlinien und ein Benutzerhand-
buch der Europaischen Kommission fir dieses Fachverfahren im Umgang mit
dem Vorwarnmechanismus sind seit dem Jahr 2008 vorhanden und mit ent-
sprechenden Datenschutzkonzepten hinterlegt. In Bremen wird dieses Verfah-
ren seit einigen Jahren bereits im Bereich der Berufsanerkennungen ange-
wandt. Im Strafprozessrecht ist das Verfahren in Bezug auf vorlaufige Berufs-
verbote bereits umgesetzt worden (§ 9 des Einfiihrungsgesetzes zur Strafpro-
zessordnung).

Zu Nummer 7 § 31 BremDG (Abgabe des Disziplinarverfahrens):

Die Anderung wird aus den folgenden Griinden beibehalten: Die Vorschrift
steht in unmittelbarem Kontext zu den nachfolgenden §§ 32 bis 34 BremDG
und den in ihnen enthaltenen Kompetenzzuweisungen. Da die Zustandigkei-
ten zum Erlass konkreter Abschlussentscheidungen dort abgestuft festgelegt
sind, muss der Dienstvorgesetzte, soweit er eine Zustandigkeit fiir die seiner
Auffassung nach angezeigte Abschlussentscheidung nicht besitzt, die Ent-
scheidung der obersten Dienstbehorde herbeifiihren. Die Herbeiftihrung der
Entscheidung der obersten Dienstbehérde gemaB § 31 Satz 1 BremDG erfolgt
nach dem Ergebnis der Anhérungen und Ermittlungen. Der Dienstvorgesetze
muss im Lichte des Ergebnisses der Anhérungen und Ermittlungen bewerten,
welche konkrete Abschlussentscheidung bislang nach MaBgabe des § 33 an-
gezeigt erscheint. Jedoch kann auch zu diesem Zeitpunkt schon je nach
Schwere des Dienstvergehens eine Abschlussentscheidung des § 34 BremDG
angezeigt sein. Reicht die Kompetenz hierzu nicht, muss er die Entscheidung
der obersten Dienstbehorde herbeifiihren. Somit ist es erforderlich, § 31 Satz 1
um den Hinweis auf § 34 zu erweitern.

Zu Nummer 8 § 38 Absatz 2 BremDG (Zuldssigkeit):

Die Einwdnde des DGB sind zuriickzuweisen. Beim § 23 Absatz 4 Beamtensta-
tusgesetz handelt es sich nicht um eine Soll-Vorschrift, sondern Beamte auf Wi-
derruf ,koénnen” jederzeit entlassen werden. In diesem Sinne soll auch das
Disziplinarrecht entsprechend ausgestaltet werden. Die zustandige Behoérde
kann gemalB § 38 Absatz 1 BremDG einen Beamten gleichzeitig mit oder nach
Einleitung des Disziplinarverfahrens vorlaufig des Dienstes entheben, wenn im
Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Entfernung aus dem Beamtenverhalt-
nis erkannt werden wird oder wenn bei einem Beamten auf Probe oder einem
Beamten auf Widerruf voraussichtlich eine Entlassung nach § 23 Absatz 3 Satz
1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit § 31 Absatz 3 des
Bremischen Beamtengesetzes sowie § 23 Absatz 4 des Beamtenstatusgesetzes
in Verbindung mit § 31 Absatz 5 des Bremischen Beamtengesetzes erfolgen
wird. Somit greift die vorlaufige Dienstenthebung entgegen der Auffassung des
DGB auch im Fall des Beamtenverhaltnisses auf Widerruf. Diese Regelung ist
auch sinnvoll und notwendig, dies soll durch die beabsichtigte Anderung klar-
gestellt werden. Die Einbehaltung eines Teils der monatlichen Dienst- oder An-
wadrterbeziige des Beamten nach § 38 Absatz 2 BremDG stellt eine rechtlich
selbstandige MaBnahme dar, die nach der derzeitigen Rechtslage nur fiur Be-
amte auf Lebenszeit Anwendung findet. Beamte auf Probe oder auf Widerruf
sind bislang nicht in die Regelung einbezogen. Da auch fir Beamte auf Probe
oder auf Widerruf gemall Absatz 1 eine Moglichkeit der vorldufigen Dienstent-
hebung gegeben ist, wird die Regelung in Absatz 2 mit der Moglichkeit der
Anordnung des Einbehaltens von Bezugen fiur diese Beamtenverhaltnisse er-
ganzt.
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Der Einwand gegen das Einbehalten von bis zu 50 Prozent der Anwaérterbezuge
kann ebenfalls nicht nachvollzogen werden. Liegen die tatbestandlichen Vo-
raussetzungen fur eine Einbehaltung von Beziigen vor, ergeht — ebenso wie bei
der Entscheidung tber die vorlaufige Dienstenthebung — die Entscheidung
uber das ,Ob" der Einbehaltung von Dienst- oder Anwarterbeziigen nach
pilichtgemédBem Ermessen (BVerwG 1, Beschluss vom 22. Mai 2000 — DB 8/00
—juris). Ebenfalls nach pflichtgemaBem Ermessen ist zu bestimmen, in welcher
prozentualen Hohe die Dienstbeziige einzubehalten sind. Die Festlegung ,bis
zu 50 Prozent” ist als Obergrenze vorgegeben. MaBgeblich sind in Anbetracht
der Pflicht des Dienstherrn zu einer ermessensfehlerfreien Entscheidung die
konkreten wirtschaftlichen Verhdaltnisse des Beamten, der weiterhin in der
Lage sein muss, den notwendigen Lebensunterhalt zu bestreiten. Die vom DGB
angesprochene Alimentationspflicht gilt im Ubrigen im Beamtenverhaltnis auf
Widerruf nur bedingt (BVerfGE 33, 44).

Zu Nummer 13 § 76 BremDG (Kostentragungspflicht):

Mit der Einfiihrung der im allgemeinen Prozessrecht geltenden Kostenregelun-
gen auch im Disziplinarrecht wird der schon bei der grundsatzlichen Novellie-
rung des bremischen Disziplinarrechts im Jahre 2002 begonnene Systemwech-
sel fortgesetzt. Die Ausgestaltung des gerichtlichen Disziplinarverfahrens als
Parteiprozess nach den Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)
legt es auch nahe, die Kostenregelungen des Verwaltungsprozessrechts im
Grundsatz in das Disziplinarrecht zu tibertragen.

Dem Einwand, dass die Kosten des gerichtlichen Disziplinarverfahrens durch
die Anderung einseitig zulasten der Beamtinnen und Beamten gehen wiirden,
kann nicht gefolgt werden.

Die beabsichtigte Kostenentscheidung bestimmt sich grundsatzlich nach den
Vorschriften der VwGO. MaBigeblich sind also die §§ 154ff. VwGO. Nach § 154
Absatz 1 VwGO tragt grundsatzlich der unterliegende Teil die Kosten des Ver-
fahrens. Bei teilweisem Obsiegen und teilweisem Unterliegen werden die Kos-
ten nach § 155 Absatz 1 VwGO entweder gegeneinander aufgehoben oder
verhdltnismaBig geteilt. Ob und inwieweit ein Beteiligter obsiegt oder unter-
liegt, bestimmt sich ausschlieBlich nach dem Tenor der Entscheidung. Eine ein-
seitige Belastung der Beamtinnen und Beamten ist dabei nicht zu erkennen.

Zu Nummer 14 § 77 BremDG (Erstattungsfahige Kosten):

Das Disziplinarrecht in Bund und Landern wurde im Jahre 2002 nach einheitli-
chen Grundséatzen neugestaltet. Die gerichtlichen Disziplinarverfahren wurden
auf die Gerichte der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit ibertragen, die
Sonderzustandigkeit der Disziplinargerichte im Bundesrecht ist entfallen. Der
beabsichtigte dynamische Verweis auf die durch Bundesrecht geregelten Ge-
richtsgebihren stellt sicher, dass kinftig auch insoweit grundsatzlich gleiche
Regelungen fir die Beamtinnen und Beamten des Bundes und der Freien Han-
sestadt Bremen gelten. Dies entlastet auch die bremischen Verwaltungsge-
richte von der Anwendung jeweils unterschiedlicher Kostenregelungen.
Bremen folgt dabei dem Vorbild Schleswig-Holsteins.

Soweit sich die festen Gebiihrenbetrage der Anlage zu § 78 BDG infolge des
unterschiedlichen Besoldungsniveaus im bremischen Besoldungsrecht und im
Besoldungsrecht des Bundes relativ unterschiedlich auf die einzelnen Beamtin-
nen und Beamten auswirken, ist dies im Interesse der Verfahrensvereinfachung
hinzunehmen. Ein unter dem Gesichtspunkt der Alimentationspflicht relevan-
ter und zu beachtender Unterschied liegt nicht vor.

Zu Nummer 15 § 79 BremDG (Unterhaltsleistung bei Mithilfe zur Aufde-
ckung von Straftaten):

Den Auffassungen von DGB, dbb und des Bremischen Richterbundes sollte
nicht gefolgt werden. Die beabsichtigte Anderung iibertrdgt die Hohe der be-
amtenversorgungsrechtlichen Witwen- und Witwengeldleistungen im Sinne
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des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes in gleicher Hohe auf hinterblie-
bene Ehegatten oder eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner bei
der Gewdahrung eines disziplinarrechtlichen Unterhaltsbeitrags. Damit wird
eine Gleichbehandlung beider Fallgruppen sichergestellt. Eine dynamische
Verweisung auf § 24 Absatz 1 des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes
wirde eine Gleichbewertung von disziplinarrechtlichem Unterhaltsbeitrag und
beamtenversorgungsrechtlicher Altersversorgung bedeuten. Die Unterschied-
lichkeit beider Regelungsgegenstande rechtfertig jedoch eine jeweils eigene
gesetzgeberische Wertung.

Zu Artikel 4 Anderung des Bremischen Besoldungsgesetzes

Zu Nummer 2 und 4 §§ 25, 33 BremBesG (Bestimmung des Grundgehalts in
den Besoldungsordnungen A und R):

Nach Auffassung des Senats ist auf eine Gleichwertigkeit der zwingend anzu-
erkennenden Zeiten weiterhin zu bestehen. Um dies infolge der Rechtspre-
chung des VG Bremen sicherstellen zu kénnen, miissen die Beamtenzeiten als
auch die Zeiten im Tarifbereich gleichwertig sein. Im Ubrigen verbleibt es bei
der Ermessensvorschrift des § 25 Absatz 2 Satz 3 BremBesG. Danach kénnen
auch weiterhin die hauptberuflichen Zeiten, die fir die Einstellung in fachli-
cher Hinsicht férderlich waren, ganz oder teilweise berticksichtigt werden.
Hierzu zahlen auch die nicht gleichwertigen Beamtenzeiten oder die nicht
gleichwertigen hauptberuflichen Arbeitnehmerzeiten im 6ffentlichen Dienst.

Die Anregung der Vereinigung Bremischer Verwaltungsrichterinnen und Ver-
waltungsrichter zur Forderlichkeit von Vordienstzeiten als Erfahrungszeiten im
Hinblick auf § 10 Absatz 2 des Deutschen Richtergesetzes wird im Rahmen ei-
nes begleitenden Rundschreibens zur Neuregelung geprtft.

Zu Nummer 5 § 57a BremBesG (Zuschlag in Féllen des Hinausschiebens
des Eintritts in den Ruhestand):

Die besoldungsrechtliche Regelung stellt lediglich eine unterstiitzende MaB-
nahme der Regelung des § 35 Absatz 4 BremBG dar. Folglich wird auf die dor-
tige Stellungnahme verwiesen.

Zu Artikel 5 (Anderung des § 3e Bremisches Richtergesetz)

An dem generellen Ausschluss von Altersteilzeit und dem Hinausschieben des
Eintritts in den Ruhestand soll festgehalten werden. Es wird an dieser Stelle
erganzend auf die Ausfihrungen zu Artikel 1 Nummer 7 (§ 35 BremBG) ver-
wiesen.

Beteiligung der norddeutschen Lander im Rahmen der vereinbarten Konsulta-
tion:

Den norddeutschen Landern wurde der Gesetzentwurf geméaB Beschluss Num-
mer 3 TOP 3 der Konferenz Norddeutschland vom 11. April 2007 mit der Mog-
lichkeit zur Stellungnahme zugeleitet.

Im Rahmen des Konsultationsverfahrens wurden keine Bedenken gegen den
Gesetzentwurf vorgetragen.

II1. Finanzielle Auswirkungen

Die Umsetzung der im Gesetzentwurf dargestellten Vorhaben beinhalten fol-
gende finanziellen Auswirkungen:

Zu Artikel 4 Nummer 2 und 4 (§§ 25, 33 BremBesG):

Die Neuregelung des § 25 BremBesG (Bestimmung des Grundgehalts in der
Besoldungsordnung A) und des § 33 BremBesG (Bestimmung des Grundgehalts
in der Besoldungsordnung R) wird voraussichtlich zu derzeit nicht bezifferba-
ren Einsparungen fiihren.
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Zu Artikel 4 Nummer 5 (§ 57a BremBesQ):

In Fallen des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand wird ein nichtru-
hegehaltfahiger monatlicher Zuschlag in Hohe von 8 Prozent des Grundgehalts
gezahlt. Die Zustandigkeit tiber die Entscheidung tiber das Hinausschieben ist
nach Artikel 1 Absatz 1 der Anordnung des Senats iiber die Ubertragung
dienstrechtlicher Befugnisse den Ressorts zugewiesen. Folglich haben die Res-
sorts etwaige Mehrausgaben aufgrund der Gewahrung des Zuschlags aus ih-
rem dezentralen Personalbudget zu tragen. Die Moglichkeit der Finanzierung
ist bei der Feststellung, ob dienstliche Interessen im Sinne des § 35 Absatz 4
BremBG vorliegen, mit zu berticksichtigen.

Derzeit sind 48 Beschaftigte, die ihren Eintritt in den Ruhestand bereits hinaus-
geschoben haben, von der Neuregelung betroffen. Dies wiirde zu Mehrausga-
ben von insgesamt jahrlich rund 200 000 Euro fiithren.

Zu Artikel 4 Nummer 7 Buchstabe g) Doppelbuchstabe aa):

Durch die Hebung des Amtes der Direktorin oder des Direktors der Ortspoli-
zeibehorde Bremerhaven entstehen dem Magistrat Bremerhaven insgesamt
jahrliche Mehrausgaben in Hohe von circa 5 500 Euro, die nach § 8 Absatz 2
des Finanzzuweisungsgesetzes vom 2. April 2019 (Brem.GBl. S. 147) durch das
Land Bremen zu erstatten sind.

IV. Bitte um Beschlussfassung

Der Senat bittet die Biirgerschaft (Landtag) um Beratung und Beschlussfassung
des Gesetzentwurfs aufgrund der Eilbedirftigkeit hinsichtlich der Umsetzung
der hochschuldienstrechtlichen Vorschriften in 1. und 2. Lesung in der Juli-Sit-
zung der Burgerschaft (Landtag).
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Entwurf
20. Gesetz zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften

Vom ...

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Birgerschaft (Landtag)

beschlossene Gesetz:

) Artikel 1
Anderung des Bremischen Beamtengesetzes

Das Bremische Beamtengesetz vom 22. Dezember 2009 (Brem.GBI. 2010

S. 17 — 2040-a-1), das zuletzt durch das Gesetz vom 10. September 2019
(Brem.GBI. S. 581) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

2.

Die Inhaltstbersicht wird in Abschnitt 6, Unterabschnitt 1 wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu § 56 wird wie folgt gefasst:
»8 56 Dienstbekleidung, aul3eres Erscheinungsbild*

b) Nach der Angabe ,8 59 Dienstliche Beurteilung, Dienstzeugnis” wird die
Angabe ,8 59a Rickforderung zu viel gezahlter Geldleistungen® eingefigt.

8§ 5 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Ein Amt mit leitender Funktion wird zun&chst unter Berufung in das
Beamtenverhaltnis auf Probe Ubertragen. Es wird sogleich im Beamtenverhéltnis
auf Lebenszeit Ubertragen, wenn die Beamtin oder der Beamte bereits ein Amt
mit mindestens demselben Endgrundgehalt innehat. Die regelméiige Probezeit
dauert zwei Jahre. Zeiten, in denen der Beamtin oder dem Beamten die leitende
Funktion bereits Ubertragen worden ist, konnen auf die Probezeit angerechnet
werden. Die Probezeit kann bei besonderer Bewahrung, auch neben einer
Anrechnung nach Satz 4, verkirzt werden. Die Mindestprobezeit betragt in jedem
Fall ein Jahr. Eine Verlangerung der regelméfiigen Probezeit ist nicht zulassig.
Eine Beurlaubung ohne Dienstbezlige nach § 62a oder Elternzeit ohne Dienst-
beziige hemmen den Lauf der Probezeit. Soweit es in Fallen des Satzes 7 objek-
tiv unmoglich ist, das Amt entweder vorlaufig unbesetzt zu lassen oder voruber-
gehend auf eine andere Beamtin oder einen anderen Beamten zu Ubertragen, ist
der Beamtin oder dem Beamten zur Fortsetzung der Probezeit ein gleichwertiges
Amt zu Ubertragen. Die Bewahrung innerhalb der Probezeit ist mit einer dienst-
lichen Beurteilung gemaf § 59 festzustellen.”

In 8 10 Absatz 5 Nummer 4 wird der Punkt hinter dem Wort ,Senatoren" durch
ein Komma ersetzt.

§ 15 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Besitzen Bewerberinnen und Bewerber eine Laufbahnbefahigung, die sie
bei einem anderen Dienstherrn aul3erhalb des Geltungsbereichs dieses
Gesetzes erworben haben, so soll diese als Befahigung fur eine Laufbahn
vergleichbarer Fachrichtung nach diesem Gesetz anerkannt werden. Wird eine
Befahigung nach Satz 1 nicht anerkannt, kann der Bewerberin oder dem



Nr.

5.

Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 501

Bewerber die Gelegenheit gegeben werden, sie durch Mal3Bhahmen nach § 24
Absatz 2 Satz 1 zu erwerben.”

8 20 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 4 wird der Punkt hinter dem Wort ,braucht" durch ein Komma
ersetzt.

b) Es wird folgende neue Nummer 5 angefugt:

.D. vor Anerkennung des Erwerbs der Befahigung einer anderen Laufbahn
nach § 24 Absatz 2 Satz 2."

Dem § 27 wird folgender Absatz 4 angefugt:

»(4) Land und Stadtgemeinde Bremen bilden einen einheitlichen Dienst-
bereich. Den Beamtinnen und Beamten beider Dienstherren kdnnen jeweils
Aufgaben des anderen Dienstherrn in einem einheitlichen funktionalen Amt
Ubertragen werden, ohne dass dies einer Abordnung oder Versetzung bedarf.
Diese Regelung gilt entsprechend fur Tarifbeschaftigte des Landes und der
Stadtgemeinde Bremen."

8 35 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Die oberste Dienstbehdrde kann den Eintritt in den Ruhestand um bis zu
drei Jahre Uber die Altersgrenze hinausschieben, wenn dies im dienstlichen
Interesse liegt und die Beamtin oder der Beamte

1. zustimmt oder
2. dies beantragt.

In Fallen des Satzes 1 Nummer 1 kann die Beamtin oder der Beamte jederzeit
verlangen, unter Einhaltung einer Frist von sechs Wochen zum Ende eines
Kalendervierteljahres in den Ruhestand versetzt zu werden. Der Antrag nach
Satz 1 Nummer 2 ist spatestens sechs Monate vor dem Eintritt in den Ruhe-
stand, weitere Antrage spatestens sechs Monate vor Ablauf des beantragten
Zeitraums zu stellen. Das Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand nach
Satz 1 und die Gewdahrung einer Altersteilzeit nach § 63 schliel3en einander aus.
Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend.”

§ 43 wird wie folgt geandert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefugt:

,(2) Die Dienstfahigkeit der Ruhestandsbeamtin oder des Ruhestands-
beamten nach § 29 Absatz 5 Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes soll alle
zwei Jahre Uberprift werden. Abweichend von Satz 1 kann in begriindeten
Fallen die Dienstfahigkeit auch friher Gberpruft werden. 8§ 44 gilt ent-
sprechend. Von einer regelméafigen Nachprifung ist abzusehen, wenn von
der nach § 44 Absatz 1 zustandigen Arztin oder dem zustandigen Arzt die
Feststellung getroffen wurde, dass aufgrund des Krankheitsbildes eine
Wiederherstellung der Dienstfahigkeit auszuschliel3en ist."

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
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9. 8§56 wird wie folgt gefasst:
.8 56

Dienstbekleidung, auf3eres Erscheinungsbild

(1) Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, Dienst- oder Schutzkleidung
oder eine Ausristung zu tragen, wenn dies bei der Austibung des Dienstes
Ublich oder erforderlich ist.

(2) Die zum Tragen von Dienst- oder Schutzkleidung oder Ausristung ver-
pflichteten Beamtinnen und Beamten erhalten die Bekleidung und Ausristung,
die die besondere Art ihres Dienstes erfordert, unentgeltlich.

(3) Die oberste Dienstbehdrde oder eine von ihr bestimmte Stelle kann nahere
Bestimmungen tber das Tragen von Dienst- oder Schutzkleidung oder Ausris-
tung treffen. Soweit es das Amt erfordert oder es fir die Funktionsfahigkeit des
Dienstbetriebs, insbesondere zur Gewahrleistung des Vertrauens der Blirge-
rinnen und Birger in die Zustandigkeit, Neutralitat und Unvoreingenommenheit
der Amtstrager erforderlich erscheint, konnen in den Bestimmungen nach Satz 1
auch Regelungen tber das wahrend des Dienstes zu wahrende aul3ere Erschei-
nungsbild der Beamtinnen und Beamten getroffen werden. Dazu z&hlen auch
nicht oder nicht unmittelbar ablegbare Erscheinungsmerkmale, wie zum Beispiel
Haar- und Barttracht oder andere Kérpermodifikationen wie zum Beispiel
Tatowierungen, Piercings, Brandings oder Ohrtunnel im sichtbaren Bereich des
Korpers bei Tragen der Dienstkleidung.”

10. Nach & 59 wird folgender § 59a eingefigt:
.8 59a

Ruckforderung zu viel gezahlter Geldleistungen

Die Rickforderung zu viel gezahlter Geldleistungen, die der Dienstherr auf
Grund beamtenrechtlicher Vorschriften geleistet hat, richtet sich nach den Vor-
schriften des Burgerlichen Gesetzbuchs lber die Herausgabe einer ungerecht-
fertigten Bereicherung. Der Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes der
Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so offensichtlich war, dass die
Empfangerin oder der Empfanger ihn hatte erkennen mussen. Von der Ruck-
forderung kann aus Billigkeitsgriinden ganz oder teilweise abgesehen werden.”

11. § 80 wird wie folgt gefasst:
,8 80

Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfallen

(1) Beihilfeberechtigt sind

1. Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter mit Anspruch auf
Dienst- oder Anwarterbezlge,
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2. Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger, versorgungs-
berechtigte Witwen, Witwer, versorgungsberechtigte eingetragene
Lebenspartnerinnen und Lebenspartner sowie die versorgungsberechtig-
ten Kinder, soweit sie Anspruch auf Versorgungsbeziige haben,

3. frlhere Beamtinnen und Beamte flr den Zeitraum, in dem sie einen
Unterhaltsbeitrag oder Ubergangsgeld nach dem Bremischen Beamten-
versorgungsgesetz beziehen,

4. frahere Beamtinnen auf Zeit und frihere Beamte auf Zeit fir den Zeitraum,
in dem sie Ubergangsgeld nach dem Bremischen Beamtenversorgungs-
gesetz beziehen.

Satz 1 gilt auch, wenn Bezuige aufgrund der Anwendung von Ruhens- oder
Anrechnungsvorschriften nicht gezahlt werden. Abweichend von Satz 1

Nummer 1 besteht die Beihilfeberechtigung auch in Fallen der Beurlaubung ohne
Dienst- oder Anwarterbeziige zur Pflege, Betreuung oder Begleitung naher
Angehdriger nach § 62a Absatz 1 Satz 1 und 2.

(2) Beihilfe wird auch zu den Aufwendungen bericksichtigungsfahiger Ange-
horiger gewahrt. Beriicksichtigungsfahige Angehorige sind die Ehegattin oder der
Ehegatte sowie die eingetragene Lebenspartnerin oder der eingetragene
Lebenspartner der oder des Beihilfeberechtigten sowie die nach § 35 des
Bremischen Besoldungsgesetzes zu bertcksichtigenden Kinder der oder des
Beihilfeberechtigten. Zu Aufwendungen, die fur den nicht selbst beihilfeberech-
tigten Ehegatten entstanden sind, wird keine Beihilfe gewahrt, wenn der Gesamt-
betrag der nachzuweisenden Einkinfte im Sinne des § 2 Absatz 3 des Ein-
kommensteuergesetzes oder der vergleichbaren auslandischen Einkiinfte des
Ehegatten im Kalenderjahr vor Stellung des Beihilfeantrages 12 000 Euro
Ubersteigt. Sofern sich die Einkinfte im Jahr der Stellung des Beihilfeantrages
verringert haben, wird die Beihilfe unter Zugrundelegung der nachgewiesenen
reduzierten Einkiinfte neu berechnet. Die Neuberechnung erfolgt nur auf
schriftlichen Antrag. Der Antrag ist spatestens drei Monate nach Ablauf des
entsprechenden Kalenderjahres zu stellen.

(3) Beihilfefahig sind die der Hohe nach angemessenen Aufwendungen flr
medizinisch notwendige Mal3nahmen, deren Wirksamkeit und therapeutischer
Nutzen nachgewiesen sind

1. zur Vorbeugung und Linderung von Erkrankungen oder Behinderungen,
zur Erhaltung und Wiederherstellung der Gesundheit und Besserung des
Gesundheitszustandes, einschlief3lich der Rehabilitation,

2. zur Fruherkennung von Krankheiten,
3. in Geburtsféllen,

4. bei nicht rechtswidrigem Schwangerschaftsabbruch, bei nicht rechts-
widriger Sterilisation sowie in Ausnahmefallen zur Empfangnisregelung
und bei kinstlicher Befruchtung,

5. bei Organspenden sowie

6. in Pflegefallen.
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Aufwendungen fur Wabhlleistungen bei stationarer Behandlung im Krankenhaus
und Leistungen fur heilpraktische Behandlungen sind nicht beihilfefahig. Gleiches
gilt fir Sach- und Dienstleistungen, gesetzlich vorgesehene Zuzahlungen und
Kostenanteile sowie fir Aufwendungen, die die gesetzliche Krankenversicherung
nicht erstattet, weil die Leistung nicht dem Leistungsumfang des Dritten Kapitels
des Funften Buches Sozialgesetzbuch entspricht.

(4) Die Beihilfe bemisst sich nach einem Bemessungssatz als Vomhundertsatz
der beihilfefahigen Aufwendungen. Der Bemessungssatz betragt fir Beamtinnen
und Beamte 50 vom Hundert und erh6ht sich fur jeden bertcksichtigungsfahigen
Angehdrigen um 5 vom Hundert, jedoch héchstens auf 70 vom Hundert. Fir
Versorgungsberechtigte nach den Vorschriften des Bremischen Beamtenversor-
gungsgesetzes erhoht sich der nach den Satzen 1 und 2 zustehende Bemes-
sungssatz um 10 vom Hundert. Fur Empfangerinnen und Empfanger von
Witwen- oder Witwergeld erhéht sich der Bemessungssatz um weitere 5 vom
Hundert.

(5) Beihilfe wird als Erganzung der aus den laufenden Bezligen zu bestreiten-
den Eigenvorsorge gewahrt. Beihilfe darf zusammen mit den von einem dritten
Leistungstrager aus demselben Anlass gewahrten Leistungen die dem Grunde
nach beihilfefahigen Aufwendungen nicht Gbersteigen.

(6) Die beihilfefahigen Aufwendungen sind abhangig vom Bemessungssatz in
einem Umfang zwischen 70 Euro und 100 Euro je Kalenderjahr zu mindern.
Daneben sind weitere aufwendungsbezogene Eigenbehalte zulassig.

(7) Ab dem 1. Januar 2020 wird auf Antrag anstelle der Beihilfen zu den Auf-
wendungen nach Absatz 3 eine Pauschale gewahrt, wenn Beihilfeberechtigte
freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung oder in entsprechendem
Umfang in einer privaten Krankenversicherung versichert sind und ihren Verzicht
auf ergdnzende Belihilfen nach 8 3 Absatz 8 der Bremischen Beihilfeverordnung
erklaren; der Antrag, der Nachweis einer abgeschlossenen Krankenvollver-
sorgung sowie die Verzichtserklarung sind an die fur die Gewahrung von Bei-
hilfen und fur die Zahlung von Bezligen zustandige Stelle zu richten. Aufwen-
dungen, fur die eine Leistungspflicht der sozialen oder privaten Pflegeversiche-
rung besteht, sind von der Pauschale nicht umfasst. Die Pauschale bemisst sich
nach der Halfte des nachgewiesenen Krankenversicherungsbeitrags, bei privater
Krankenversicherung jedoch hochstens nach dem halftigen Beitrag einer
Krankenversicherung im Basistarif und wird monatlich zusammen mit den
Bezligen gewahrt. Beitrage fur beriicksichtigungsfahige Angehorige, deren Auf-
wendungen nach § 3 Absatz 6 Satz 1 der Bremischen Beihilfeverordnung nicht
beihilfefahig sind, werden bei der Bemessung der Pauschale nicht beriicksichtigt,
wenn der Gesamtbetrag der nachzuweisenden Einkinfte nach § 2 Absatz 3 des
Einkommensteuergesetzes insbesondere der Ehegattin, des Ehegatten, der
Lebenspartnerin oder des Lebenspartners im Kalenderjahr vor der Gewahrung
der Pauschale den in § 3 Absatz 6 Satz 1 der Bremischen Beihilfeverordnung
genannten Betrag Ubersteigt. Beitrdge eines Arbeitgebers oder eines Sozial-
leistungstragers zur Krankenversicherung oder ein Anspruch auf Zuschuss zum
Beitrag zur Krankenversicherung auf Grund von Rechtsvorschriften oder eines
Beschaftigungsverhaltnisses sind bei der Berechnung der Pauschale zu bertck-
sichtigen. Bei einem Wechsel aus der Mitgliedschaft in der gesetzlichen Kranken-
versicherung in ein Versicherungsverhaltnis in der privaten Krankenversicherung
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oder umgekehrt oder bei Anderung des Krankenversicherungsumfangs wird die
Pauschale hochstens in der vor der Anderung gewahrten Hohe gewahrt. Ande-
rungen der Beitragshdohe und Pramienrickzahlungen sind der fir die Gewahrung
von Beihilfen und fur die Zahlung von Bezligen zustandigen Stelle unverziglich
mitzuteilen; Pramienrtckzahlungen der Versicherungen sind im Verhaltnis der
gewahrten Pauschale zum Versicherungsbeitrag durch die antragstellende
Person zu erstatten. Der Antrag auf Gewahrung der Pauschale und der Verzicht
auf erganzende Beihilfen nach Satz 1 sind unwiderruflich und bedurfen der
Schriftftorm nach 8 126 des Birgerlichen Gesetzbuches. Die Pauschale ist ab
dem ersten Tag des Monats, der auf die Antragstellung folgt, zu zahlen. In Fallen
des Absatzes 1 Satz 3 wird die Pauschale in Hohe des im Zeitraum der Pflege-
zeit bestehenden hélftigen Krankenversicherungsbeitrages jeweils zum Ersten
eines Monats gezahlt. FUr die Beamtinnen und Beamten auf Widerruf mit
Anspruch auf Anwarterbezlige gelten die Satze 1 bis 10 ab dem 1. Juni 2019.

(8) Fur die freiwilligen Mitglieder in der gesetzlichen Krankenversicherung,
denen nach Artikel 2 der Verordnung zur Anderung der Verordnung tiber die
Gewahrung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- oder Todesfallen vom 28. Juni
1988 (Brem.GBI. S. 157) ein Zuschuss zu den Krankenversicherungsbeitrdgen
gewahrt wird, findet Absatz 7 keine Anwendung. Abweichend von Satz 1 kbnnen
die dort genannten Berechtigten die Gewahrung der Pauschale tber die halftigen
Krankenversicherungskosten nach Absatz 7 beantragen, soweit sie auf ergan-
zende Belihilfen sowie auf die Gewahrung des Zuschusses zu den Kranken-
versicherungsbeitrdgen nach Satz 1 unwiderruflich verzichten. Der Antrag und
der Verzicht bedirfen der Schriftftorm nach § 126 des Birgerlichen Gesetz-
buches und sind an die fur die Gewahrung von Beihilfen und fir die Zahlung von
Bezlgen zustandige Stelle zu richten.

(9) Das Néhere uber den Inhalt und Umfang sowie Uber das Verfahren der
Beihilfegewéhrung regelt der Senat durch Rechtsverordnung. Insbesondere
kénnen Bestimmungen getroffen werden bezulglich

1. des Beihilfeanspruchs

a) beider Abgrenzung des anspruchsberechtigten Personenkreises,

b) bei Aufwendungen des nicht selbst beihilfeberechtigten Ehegatten und
der weiteren Berucksichtigungsfahigkeit von Angehorigen,

c) im Falle des Zusammentreffens mehrerer inhaltsgleicher Beihilfe-
anspruche auf Beihilfe in einer Person,

d) Uber Erh6hung des Bemessungssatzes in den Fallen nach Nummer 2,
2. des Inhalts und Umfangs der Beihilfegewéhrung,

a) Uber die dem Grunde nach beihilfefahigen Aufwendungen nach
Absatz 3, insbesondere Uber die Beschrankungen oder den Aus-
schluss der Beihilfegewahrung bei bestimmten Indikationen, fir Unter-
suchungen und Behandlungen nach wissenschaftlich nicht anerkann-
ten Methoden und fur bestimmte Arzneimittel, insbesondere fir nicht
verschreibungspflichtige Arzneimittel und solche, bei denen eine
Erh6hung der Lebensqualitat im Vordergrund steht,
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Uber Hochstbetrage und Hochstgrenzen in bestimmten Fallen,
Uber weitere Minderungen neben dem Eigenbehalt nach Absatz 6,

Uber die Beschrankung oder den Ausschluss der Gewahrung
bestimmter Leistungen an den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genann-
ten Personenkreis, der noch nicht Giber einen bestimmten Zeitraum
von mindestens einem Jahr hinweg im 6ffentlichen Dienst beschaftigt
ist,

bei einer notwendigen vorherigen Anerkennung,

bei bestimmten Qualifikationen der Leistungserbringerinnen und
Leistungserbringer,

der Aufwendungen fur personliche Tatigkeit von nahen Angehdrigen
bei einer HeilmalRnahme,

bei Aufwendungen insoweit, als Schadenersatz von einem Dritten
erlangt werden kann oder hatte erlangt werden kénnen oder die
Anspriche auf einen anderen Ubergegangen oder tUbertragen worden
sind,

fur die Einschrankung der Beihilfefahigkeit zahntechnischer Leistun-
gen,

fur die Einschrankung oder den Ausschluss der Beihilfefahigkeit von
aulRerhalb der Bundesrepublik Deutschland entstandenen Aufwen-
dungen,

des Verfahrens der Beihilfegewahrung

a)
b)

c)

d)

e)

Uber die Notwendigkeit eines Voranerkennungsverfahrens,

Uber eine Antragsgrenze und eine Ausschlussfrist fir die Beantragung
der Beihilfe,

uber die Beteiligung von Gutachterinnen und Gutachter und sonstige
Stellen zur Uberprifung der Notwendigkeit und Angemessenheit
beantragter Mal3nahmen und einzelner Aufwendungen,

Uber die elektronische Erfassung und Speicherung von Antragen und
Belegen,

Uber die Erstattung von Aufwendungen an Personen oder Einrich-
tungen, die Leistungen erbringen oder Rechnungen ausstellen.”

12. In 8 85 Absatz 9 Satz 3 wird nach dem Wort ,Satz" die Angabe , 1 und" eingefiigt.

13. § 89 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

.(2) Personenbezogene Daten aus der Personalakte dirfen genutzt oder
an eine andere Behoérde oder beauftragte Stelle Gbermittelt werden, soweit
die Verarbeitung fur die Festsetzung und Berechnung der Besoldung, Ver-
sorgung, Beihilfe, Reise- und Umzugskostenvergitung sowie fir die Prufung
der Kindergeldberechtigung erforderlich ist. Satz 1 gilt entsprechend fir die
Verarbeitung von Personalaktendaten durch die oberste Dienstbehérde,
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soweit diese ihr Ubermittelte Personalaktendaten fur Zwecke des Personal-
controllings, der Personalberichterstattung und Auskunftserteilung verwaltet,
auswertet, anonymisiert und zum Abruf durch andere datenverarbeitende
Stellen oder Dritte vorhalt.”

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort ,Dritte" gestrichen.
§ 91 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Zahlungsbegriindende Unterlagen tiber Umzugs- und Reisekosten sind
zehn Jahre, zahlungsbegriindende Unterlagen tber Beihilfen, freie Heilflirsorge,
Heilverfahren, Vorschisse, Abtretungen, Pfandungen, Erkrankungen sind flnf
Jahre, Unterlagen Uber Erholungsurlaub sind drei Jahre nach Ablauf des Jahres,
in dem die Bearbeitung des einzelnen Vorgangs abgeschlossen wurde, aufzu-
bewahren. Unterlagen, aus denen die Art einer Erkrankung ersichtlich ist, sind
unverzuglich zurickzugeben oder zu vernichten, wenn sie fir den Zweck, zu
dem sie vorgelegt worden sind, nicht mehr benétigt werden. Uber den aus Satz 2
folgenden Zeitpunkt hinaus durfen Unterlagen tber die Verordnung von Arznei-
mitteln fur den in § 86 Absatz 5 genannten Zweck weitere zwolf Monate aufbe-
wahrt werden.”

In 8 117 wird dem Absatz 1 folgender Satz angefugt:

,Die Verlangerung um sechs Monate ist dann zulassig, wenn das Beamtenver-
haltnis auf Zeit zwischen dem 1. Méarz 2020 und dem 30. September 2020
besteht. Die Senatorin fir Wissenschaft und Hafen wird ermachtigt, die Verlange-
rung um hochstens weitere sechs Monate zuzulassen.”

In 8 118 wird dem Absatz 1 folgender Satz angefugt:

,Die Verlangerung um sechs Monate ist dann zulassig, wenn das Beamtenver-
haltnis auf Zeit zwischen dem 1. Méarz 2020 und dem 30. September 2020
besteht. Die Senatorin fir Wissenschaft und Hafen wird ermachtigt, die Verlange-
rung um hochstens weitere sechs Monate zuzulassen.”

§ 118a Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) Nach Satz 2 werden folgende Satze eingefugt:

.Die Verlangerung um sechs Monate ist dann zulassig, wenn das Beamten-
verhaltnis auf Zeit zwischen dem 1. Marz 2020 und dem 30. September 2020
besteht. Die Senatorin fur Wissenschaft und Hafen wird ermachtigt, die
Verlangerung um hochstens weitere sechs Monate zuzulassen.”

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 5.

c) Indem neuen Satz 5 wird das Wort ,Sie" durch die Worter ,Lektorinnen und
Lektoren” ersetzt.
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) Artikel 2
Anderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes

Das Bremische Beamtenversorgungsgesetz vom 4. November 2014 (Brem.GBI.
S. 458 — 2040-a-2), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Mai 2019
(Brem.GBI. S. 391) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In 882 Satz 2 wird die Angabe ,5“ durch die Angabe ,8" ersetzt.
2. In 8 86 Absatz 3 wird die Angabe ,Absatz 6" gestrichen.
3. 8§87 wird wie folgt geédndert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,einer dementsprechenden Leistung“ gestrichen.
b) In Satz 3 werden die Wérter ,einer dementsprechenden Leistung” gestrichen.

Artikel 3
Anderung des Bremischen Disziplinargesetzes

Das Bremische Disziplinargesetz vom 19. November 2002 (Brem.GBI. S. 545 —
2041-a-1), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 9. April 2019 (Brem.GBI.
S. 174) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltstuibersicht wird wie folgt gedndert:

a) In Teil 3, Kapitel 2 wird nach der Angabe zu 8 29 folgende Angabe angefugt:
»8 29a Informationen nach Maf3gabe des Artikels 56a der Richtlinie
2005/36/EG"
b) In Teil 4, Kapitel 6 wird die Angabe zu 8§ 76 wie folgt gefasst:
.8 76  Kostentragung und erstattungsfahige Kosten"

c) In Teil 4, Kapitel 6 wird die Angabe zu § 77 wie folgt gefasst:
.8 77  Gerichtskosten"

2. Dem 8§ 1 werden folgende Satze 3 und 4 angefugt:

.Frihere Beamte mit Anspruch auf Altersgeld gelten, auch soweit der Anspruch
ruht, als Ruhestandsbeamte. Das Altersgeld gilt als Ruhegehalt.”

3. In 8 10 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort ,erkennbarer" durch das Wort ,erkenn-
baren" ersetzt.

4. 8§15 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Die Fristen der Absétze 1 bis 3 werden durch die Einleitung oder Ausdeh-
nung des Disziplinarverfahrens, die Erhebung der Disziplinarklage, die Erhebung
der Nachtragsdisziplinarklage oder die Anordnung oder Ausdehnung von
Ermittlungen gegen Beamte auf Probe und Beamte auf Widerruf nach § 31
Absatz 3 Satz 1 und 8§ 31 Absatz 5 des Bremischen Beamtengesetzes unter-
brochen."
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5. 8§16 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Eintragungen in der Personalakte Uber die Disziplinarmal3hahme sind
nach Eintritt des Verwertungsverbots von Amts wegen zu entfernen und zu
vernichten. Das Rubrum und die Entscheidungsformel einer abschlie3enden
gerichtlichen Entscheidung, mit der auf eine Zurtckstufung erkannt wurde,
verbleiben in der Personalakte. Dabei sind die Bezeichnungen weiterer Beteilig-
ter und der Bevollmachtigten, die Namen der Richter sowie die Kostenentschei-
dung unkenntlich zu machen. Auf Antrag des Beamten unterbleibt die Entfernung
oder erfolgt eine gesonderte Aufbewahrung. Der Antrag ist innerhalb eines
Monats zu stellen, nachdem dem Beamten die bevorstehende Entfernung mit-
geteilt und er auf sein Antragsrecht und die Antragsfrist hingewiesen worden ist.
Wird der Antrag gestellt oder verbleiben Rubrum und Entscheidungsformel einer
abschlieRenden gerichtlichen Entscheidung nach Satz 2 in der Personalakte, ist
das Verwertungsverbot bei den Eintragungen zu vermerken."

Nach § 29 wird folgender § 29a eingefugt:
.8 29a

Informationen nach Mal3gabe des Artikels 56a der Richtlinie 2005/36/EG

Nach MalRgabe des Artikels 56a der Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 tber die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (ABI. L 255 vom 30.09.2005, S. 22, L 271 vom 16.10.2007,
S. 18, L 93 vom 04.04.2008, S. 28, L 33 vom 03.02.2009, S. 49), die zuletzt
durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABI. L 354 vom 28.12.2013, S. 132) geandert
worden ist, unterrichten die Dienststellen die zustandigen Behdrden der Mitglied-
staaten der Europaischen Union Uber Entscheidungen der Disziplinarorgane tber
die

1. Entfernung aus dem Beamtenverhaltnis nach § 5 Absatz 1 Nummer 5 in
Verbindung mit 8 10 Absatz 1,

2. Einstellung eines Disziplinarverfahrens, wenn

a) das Disziplinarverfahren wegen Beendigung des Beamtenverhéltnisses
nach § 24 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit 8§ 33
Absatz 1 des Bremischen Beamtengesetzes nicht zu Ende geflihrt wird
oder

b) der Beamte auf Verlangen nach § 23 Absatz 1 Nummer 4 des Beamten-
statusgesetzes in Verbindung mit § 31 des Bremischen Beamten-
gesetzes aus dem Beamtenverhéltnis entlassen wird und das Disziplinar-
verfahren voraussichtlich zur Entfernung aus dem Beamtenverhaltnis
gefuhrt hatte.

Der Zeitraum nach Artikel 56a Absatz 2 Satz 2 Buchstabe e der Richtlinie
2005/36/EG nach Satz 1 ist der Zeitraum bis zum Erreichen der fir die jeweilige
Laufbahn maf3geblichen gesetzlichen Altersgrenze fur den Eintritt in den Ruhe-
stand, langstens jedoch 15 Jahre."”
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In 8 31 Satz 1 wird die Angabe ,8 33" durch die Worter ,den 88 33 und 34"
ersetzt.

Dem § 38 Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefigt:

,Das Gleiche gilt, wenn der Beamte im Beamtenverhaltnis auf Probe oder auf
Widerruf voraussichtlich nach 8 5 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit

1. 823 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung
mit § 31 Absatz 3 des Bremischen Beamtengesetzes oder

2. 823 Absatz 4 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit 8 31 Absatz 5
des Bremischen Beamtengesetzes entlassen werden wird.”

8 40 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»L. Im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Beamtenverhaltnis oder auf
Aberkennung des Ruhegehalts erkannt worden ist oder eine Entlassung
nach 8 5 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit

a) 823 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes in Verbin-
dung mit 8 31 Absatz 3 des Bremischen Beamtengesetzes oder

b) 8§ 23 Absatz 4 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit § 31
Absatz 5 des Bremischen Beamtengesetzes erfolgt ist,”

§ 46 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Die 88 20 bis 25, 27, 28 und 34 der Verwaltungsgerichtsordnung sind
vorbehaltlich des 8§ 49 Absatz 3 auf die Beamtenbeisitzer nicht anzuwenden.”

§ 49 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 3 wird nach dem Wort ,wird“ ein Komma eingefiigt und das
Wort ,,oder” gestrichen.

bb) In Nummer 4 wird nach dem Wort ,endet" der Punkt gestrichen und das
Wort ,,oder" angefugt.

cc) Der Nummer 4 wird folgende Nummer 5 angeflgt:

.D. die Voraussetzungen fir das Amt des Beamtenbeisitzers nach § 46
Absatz 1 bei seiner Wahl nicht vorlagen."

b) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen.
8§ 63 Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 werden den Wortern ,dem Oberverwaltungsgericht” die Worter
~.dem Verwaltungsgericht oder* vorangestellit.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,Die 88 124 und 124a der Verwaltungsgerichtsordnung sind anzuwenden.*
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§ 76 wird wie folgt gefasst:
,8 76

Kostentragung und erstattungsfahige Kosten

(1) Far die Kostentragungspflicht der Beteiligten und die Erstattungsfahigkeit
von Kosten gelten die Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung ent-
sprechend, sofern sich aus den nachfolgenden Vorschriften nichts Abweichendes
ergibt.

(2) Wird eine Disziplinarverfigung trotz Vorliegens eines Dienstvergehens
aufgehoben, kdnnen die Kosten ganz oder teilweise dem Beamten auferlegt
werden.

(3) In Verfahren Uber den Antrag auf gerichtliche Festsetzung nach § 61 hat
das Gericht zugleich mit der Entscheidung tber den Fristsetzungsantrag tUber die
Kosten des Verfahrens zu befinden.

(4) Kosten im Sinne dieser Vorschrift sind auch die Kosten des behdrdlichen
Disziplinarverfahrens."

8 77 wird wie folgt gefasst:
.8 77

Gerichtskosten

In gerichtlichen Disziplinarverfahren werden Gebuhren nach dem Gebuhren-
verzeichnis der Anlage zu § 78 des Bundesdisziplinargesetzes in der jeweils
geltenden Fassung erhoben. Im Ubrigen sind die fiir Kosten in Verfahren vor den
Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit geltenden Vorschriften des Gerichts-
kostengesetzes entsprechend anzuwenden.”

8§ 79 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 werden die Worter ,8 14 Abs. 1 des Beamten-
versorgungsgesetzes" durch die Woérter ,8 16 Absatz 1 des Bremischen
Beamtenversorgungsgesetzes" ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe ,60 Prozent" durch die Angabe ,55 Pro-
zent" ersetzt und hinter dem Wort ,Beamtenverhaltnis" die Woérter ,,oder der
Aberkennung des Ruhegehalts” eingefiigt.
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) Artikel 4
Anderung des Bremischen Besoldungsgesetzes

Das Bremische Besoldungsgesetz vom 20. Dezember 2016 (Brem.GBI. S. 924 —

2042-a-2), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 14. Mai 2019 (Brem.GBI.
S. 391) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

2.

Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:

a) In Abschnitt 2 wird die Angabe zu 8§ 25 wie folgt gefasst:
.3 25 Bemessung des Grundgehalts der Besoldungsordnungen A und B*.

b) In Abschnitt 4 wird nach der Angabe ,8 57 Zuschlage zur Sicherung der
Funktions- und Wettbewerbsfahigkeit* die Angabe ,8 57a Zuschlag in Fallen
des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand” eingefiigt.

c) In Abschnitt 9 wird der Angabe ,§ 80 Ubergangsvorschrift aus Anlass der
Neuregelung der Besoldung bei begrenzter Dienstfahigkeit* die Angabe ,8 81
Ubergangsvorschrift aus Anlass der Neuregelung der Bemessung des
Grundgehalts in den Besoldungsordnungen A und R* angefigt.

§ 25 wird wie folgt gefasst:
.8 25

Bemessung des Grundgehalts der Besoldungsordnungen A und B

(1) Das Grundgehalt der Besoldungsordnung A wird nach Stufen bemessen.
Mit der ersten Ernennung mit Anspruch auf Dienstbeziige im Geltungsbereich
dieses Gesetzes wird das Grundgehalt der ersten mit einem Betrag ausge-
wiesenen Stufe der jeweiligen Besoldungsgruppe festgesetzt. Abweichend von
Satz 2 wird eine hohere Stufe festgesetzt, soweit Erfahrungszeiten nach
Absatz 2 anerkannt werden. Die Stufe wird mit Wirkung vom ersten Tag des
Monats festgesetzt, in dem die Ernennung im Geltungsbereich dieses Gesetzes
wirksam wird. Die Stufenfestsetzung ist der Beamtin oder dem Beamten schrift-
lich mitzuteilen. Die Satze 1 bis 5 gelten entsprechend fir

1. die Versetzung, die Ubernahme und den Ubertritt in den Dienst eines
Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes,

2. den Wechsel aus einem Amt der Besoldungsordnungen B, C, R oder W in
ein Amt der Besoldungsordnung A und

3. die Einstellung einer ehemaligen Beamtin oder eines ehemaligen
Beamten sowie einer ehemaligen Richterin oder eines ehemaligen
Richters in ein Amt der Besoldungsordnung A.

In Fallen des 8§ 3 Absatz 4 der Bremischen Laufbahnverordnung gilt in der neuen
Besoldungsgruppe die bisherige Stufe der bisherigen Besoldungsgruppe.
Abweichend von Satz 7 wird in der neuen Besoldungsgruppe die erste mit einem
Grundgehaltsbetrag ausgewiesene Stufe festgesetzt, soweit die bisherige Stufe
in der neuen Besoldungsgruppe keinen Grundgehaltsbetrag ausweist; es gilt die
Laufzeit nach Absatz 3.
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(2) Als Erfahrungszeiten sind anzuerkennen

1. Zeiten einer hauptberuflichen gleichwertigen Tatigkeit im Dienst eines
offentlich-rechtlichen Dienstherrn im Geltungsbereich des Grundgesetzes
oder im Dienst von offentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihren
Verbanden, soweit diese Zeiten nicht Voraussetzung fur den Erwerb der
Laufbahnbeféhigung sind,

2. Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz wegen wehrdienst- oder
zivildienstbedingter Verzégerung des Beginns eines Dienstverhaltnisses
auszugleichen sind,

3. Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, soweit
eine Erwerbstatigkeit, die einem Dienst bei einem o6ffentlich-rechtlichen
Dienstherrn entspricht, nicht ausgetbt werden konnte,

4. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren fur jedes Kind sowie

5. Zeiten der tatsachlichen Pflege von nach arztlichem Gutachten pflege-
bedurftigen nahen Angehorigen (Grol3eltern, Eltern, Schwiegereltern,
Stiefeltern, Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer eheahnlichen oder
lebenspartnerschaftsdhnlichen Gemeinschaft, Geschwister, Ehegatten der
Geschwister und Geschwister der Ehegatten, Lebenspartner der
Geschwister und Geschwister der Lebenspartner, Kinder, Adoptiv- oder
Pflegekinder, die Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder des Ehegatten oder
Lebenspartners, Schwiegerkinder und Enkelkinder) bis zu drei Jahren fur
jeden nahen Angehdérigen.

Eine gleichwertige Tatigkeit nach Satz 1 Nummer 1 setzt voraus, dass die als
Erfahrungszeit zu bertcksichtigende ausgetbte Tatigkeit mindestens nach Art
und Schwierigkeit der Wertigkeit des jeweiligen Einstiegsamtes der betreffenden
Laufbahngruppe der Beamtin oder des Beamten im Zeitpunkt der Ernennung
nach Absatz 1 entspricht. Weitere Zeiten einer hauptberuflichen Tatigkeit, die
nicht Voraussetzung fir den Erwerb der Laufbahnbefahigung sind, kbnnen ganz
oder teilweise als Erfahrungszeiten bertcksichtigt werden, wenn die in dieser Zeit
ausgeibten Tatigkeiten fur die Verwendung der Beamtin oder des Beamten in
fachlicher Hinsicht forderlich sind. Die Summe der Zeiten nach den Satzen 1

und 3 wird auf volle Monate abgerundet. Die Entscheidung Uber das Vorliegen
der Voraussetzungen des Satzes 3 trifft die oberste Dienstbehérde. Ausbildungs-
zeiten sind nicht als Erfahrungszeiten anzuerkennen; dies gilt auch in Fallen, in
denen wahrend der Ausbildungszeiten ein Anspruch auf Dienstbezlge
bestanden hat.

(3) Der Aufstieg in eine nachsthohere Stufe der Besoldungsgruppen der
Besoldungsordnung A erfolgt nach Zeiten der dienstlichen Erfahrung. Das
Grundgehalt steigt bis zur flinften Stufe im Abstand von zwei Jahren, bis zur
neunten Stufe im Abstand von drei Jahren und bis zur zwélften Stufe im Abstand
von vier Jahren.

(4) Der Aufstieg in den Stufen in den Besoldungsgruppen der Besoldungs-
ordnung A wird um Zeiten ohne Anspruch auf Dienstbeziige hinausgeschoben.
Dies gilt nicht far



Nr.

Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 514

1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren fir jedes Kind,

2. Zeiten der tatsachlichen Pflege von nach arztlichem Gutachten pflegebe-
durftigen nahen Angehdorigen (Groleltern, Eltern, Schwiegereltern, Stief-
eltern, Ehegatten, Lebenspartnerin oder Lebenspartner, Partnerin oder
Partner einer eheahnlichen oder lebenspartnerschaftsahnlichen Gemein-
schaft, Geschwister, Ehegatten der Geschwister und Geschwister der
Ehegatten, Lebenspartner der Geschwister und Geschwister der Lebens-
partner, Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder, die Kinder, Adoptiv- oder
Pflegekinder des Ehegatten oder Lebenspartners, Schwiegerkinder und
Enkelkinder) bis zu drei Jahren fur jeden nahen Angehdrigen,

3. Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbeziige, wenn die oberste Dienst-
behorde vor Beginn der Beurlaubung schriftlich anerkannt hat, dass der
Urlaub dienstlichen Interessen oder 6ffentlichen Belangen dient,

4. Zeiten einer Eignungstbung nach dem Eignungsibungsgesetz bei frei-
williger Verpflichtung als Soldatin oder als Soldat sowie

5. Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz nicht zu dienstlichen Nach-
teilen fuhren durfen.

Zeiten nach den Satzen 1 und 2 werden auf volle Monate abgerundet.

(5) Die Beamtin oder der Beamte verbleibt in ihrer oder seiner bisherigen
Stufe der jeweiligen Besoldungsgruppe der Besoldungsordnung A, solange sie
oder er vorlaufig des Dienstes enthoben ist. Fuhrt ein Disziplinarverfahren nicht
zur Entfernung aus dem Dienst oder endet das Dienstverhéaltnis nicht durch
Entlassung auf Antrag der Beamtin oder des Beamten oder infolge strafgericht-
licher Verurteilung, so regelt sich das Aufsteigen im Zeitraum ihrer oder seiner
vorlaufigen Dienstenthebung nach Absatz 3.

(6) Zeiten einer Kinderbetreuung, die nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 beruck-
sichtigt worden sind, werden auf Zeiten nach Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 ange-
rechnet.

(7) Pflegezeiten, die nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 beriicksichtigt worden
sind, werden auf Zeiten nach Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 angerechnet.

(8) Zeiten, die nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 oder 2 des Bundesbesoldungs-
gesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung berticksichtigt worden
sind, werden auf die Zeiten nach Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 und 2 angerechnet.

(9) Die Grundgehaltsséatze der Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A
ergeben sich aus der Anlage 1.

(10) Die in festen Betragen ausgewiesenen Grundgehélter der Besoldungs-
gruppen der Besoldungsordnung B ergeben sich aus der Anlage 2.”

In 8§ 31 Satz 3 wird die Angabe ,3 bis 7* durch die Angabe ,4 bis 8" ersetzt.



Nr. Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 515

4. § 33 wird wie folgt gefasst:
.8 33

Bemessung des Grundgehalts in der Besoldungsordnung R

(1) Das Grundgehalt der Richterinnen und Richter sowie Staatsanwaltinnen
und Staatsanwalte wird, soweit die Besoldungsordnung R keine festen Gehalter
vorsieht, nach Stufen bemessen. Mit der ersten Ernennung mit Anspruch auf
Dienstbezlige im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird das Grundgehalt der
ersten mit einem Betrag ausgewiesenen Stufe der jeweiligen Besoldungsgruppe
festgesetzt. Abweichend von Satz 2 wird eine hohere Stufe festgesetzt, soweit
Erfahrungszeiten im Sinne des 8§ 25 Absatz 2 anerkannt werden. Die Stufe wird
mit Wirkung vom ersten Tag des Monats festgesetzt, in dem die Ernennung im
Geltungsbereich dieses Gesetzes wirksam wird. Die Stufenfestsetzung ist der
Richterin oder dem Richter sowie der Staatsanwaltin oder dem Staatsanwalt
schriftlich mitzuteilen. Die Séatze 1 bis 5 gelten entsprechend fir

1. die Versetzung, die Ubernahme und den Ubertritt in den Dienst der Freien
Hansestadt Bremen,

2. den Wechsel aus einem Amt der Besoldungsordnungen A, B, C oder W in
ein Amt der Besoldungsgruppen R 1 oder R 2 der Besoldungsordnung R,

3. die Einstellung einer ehemaligen Beamtin oder eines ehemaligen Beam-
ten sowie einer ehemaligen Richterin oder eines ehemaligen Richters in
ein Amt der Besoldungsgruppen R 1 oder R 2 der Besoldungsordnung R.

(2) Der Aufstieg in die nachsthéhere Stufe erfolgt nach dienstlichen Erfah-
rungszeiten bis zum Erreichen des Endgrundgehalts im Abstand von zwei
Jahren.

(3) 8 25 Absatz 2, 4 bis 8 sowie § 26 gelten entsprechend.”

5. Nach 8§ 57 wird folgender § 57a angefugt:
.8 57a

Zuschlag in Féallen des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand

Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richtern, deren Eintritt in
den Ruhestand nach § 35 Absatz 4 des Bremischen Beamtengesetzes oder § 3
Absatz 4 des Bremischen Richtergesetzes hinausgeschoben ist, wird fur die
Dauer des Hinausschiebens ein nichtruhegehaltfahiger Zuschlag in Hohe von
monatlich 8 vom Hundert des jeweils zustehenden Grundgehaltsbetrages
gewahrt. Amts- und Stellenzulagen sind nicht zu beriicksichtigen. § 9 Absatz 1
gilt entsprechend.”
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6. Nach § 80 wird folgender § 81 eingefigt:

.8 81

Ubergangsvorschrift aus Anlass der Neuregelung der Bemessung
des Grundgehalts in den Besoldungsordnungen A und R

Am (einsetzen: Datum des Inkrafttretens des Artikels 4 Nummer 2 und 4 nach

Artikel 6 Absatz 1 dieses Gesetzes) bestandskraftige Festsetzungen des Grund-
gehalts in den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A sowie in den
Besoldungsgruppen R 1 und R 2 der Besoldungsordnung R bleiben von der
Neuregelung der 88 25 und 33 unberthrt. Eine Neufestsetzung erfolgt nicht.”

7. Die Anlage 1 — Besoldungsordnungen A und B — wird wie folgt geéndert:

a) In der Besoldungsgruppe A 7 ist dem FuRnotenhinweis ,* der Amtsbezeich-
nung,Oberwerkmeisterin® Oberwerkmeister?®*jeweils
der FuBnotenhinweis ,3" voranzustellen.

b)

Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

cC)

dd)

Die Amtsbezeichnung und die FuRnotenhinweise ,Arztin 23,
Atz t 23 werden gestrichen.

Nach der Amtsbezeichnung,Oberamtsratin® Oberamts-
rat19¢wird die Amtsbezeichnung ,Oberamtsrétin im padagogischen
Verwaltungsdienst, Oberamtsrat im padagogischen Verwaltungsdienst*
eingefigt.

Nach der Amtsbezeichnung ,R atin 2, R at?* werden die Amts-
bezeichnung und der Ful3notenhinweis ,Rétin im padagogischen
Verwaltungsdienst 2, Rat im padagogischen Verwaltungsdienst 2
eingefigt.

Die FuRRnote ® wird wie folgt gefasst:

.2 Entfallt.”

Die Besoldungsgruppe A 14 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

cC)

Die Amtsbezeichnungen und FuRnotenhinweise ,Arztin?, Arzt3"
.Chefarztin 4, Chefarzt * sowie ,Oberarztin ©, Oberarzt ©“ werden
gestrichen.

Nach der Amtsbezeichnung ,Erste Fachleiterin beim Landesinstitut fur
Schule, Erster Fachleiter beim Landesinstitut fur Schule” werden die
Amtsbezeichnung und der Ful3notenhinweis ,Erste Oberamtsanwaltin
11), Erster Oberamtsanwalt 19 eingefgt.

Nach der Amtsbezeichnung ,Oberratin, Oberrat‘wirddie
Amtsbezeichnung ,Oberrétin im padagogischen Verwaltungsdienst,
Oberrat im padagogischen Verwaltungsdienst* eingefugt.
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Die FuRRnote ® wird wie folgt gefasst:

) Entfallt.”

Die FuRRnote 4 wird wie folgt gefasst:

.4 Entfallt.”

Der FuRnote ,19“ wird folgende FuRRnote ,'D“ angefugt:

.1 als Leiterin oder Leiter der Abteilung fiir Amtsanwaltssachen der
Staatsanwaltschaft.”

Die Besoldungsgruppe A 15 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

cc)

Die Amtsbezeichnungen und FuBnotenhinweise ,Chefarztin 2,
Chefarzt 2“ sowie ,Oberarztin %, Oberarzt ®“ werden gestrichen.

Nach der Amtsbezeichnung,Direktorin,Direkto r*wird die
Amtsbezeichnung ,Direktorin im p&dagogischen Verwaltungsdienst,
Direktor im padagogischen Verwaltungsdienst” eingefiigt.

Die FuRnote 2 wird wie folgt gefasst:

2 Entfallt.”

Die Besoldungsgruppe A 16 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

cC)

Die Amtsbezeichnung und der FuRnotenhinweis ,Chefarztin ),
Chefarzt Y werden gestrichen.

Nach der Amtsbezeichnung ,Leitende Direktorin,Leiten-
der Direktorwird die Amtsbezeichnung ,Leitende Direktorin im
padagogischen Verwaltungsdienst, Leitender Direktor im padago-
gischen Verwaltungsdienst* eingeflugt.

Die Ful3note 1) wird wie folgt gefasst:

.2 Entfallt.”

Die Besoldungsgruppe B 2 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

cc)

Die Amtsbezeichnung ,Direktorin der Ortspolizeibehdrde Bremerhaven,
Direktor der Ortspolizeibehtrde Bremerhaven® wird gestrichen.

Nach der Amtsbezeichnung und dem Funktionszusatz ,Leitende
Kriminaldirektorin, Leitender Kriminaldirektor — bei der Polizei Bremen-*
werden die Amtsbezeichnung, der Ful3notenhinweis sowie der Funk-
tionszusatz ,Leitende Medizinaldirektorin 4, Leitender Medizinal-
direktor 4 - als Leiterin oder Leiter des Gesundheitsamtes Bremen*
eingefugt.

Der FuRnote 3 wird folgende FuRnote 4 angefuigt:

.9 Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 3.¢
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Die Besoldungsgruppe B 3 wird wie folgt geandert:

aa) Nach der Amtsbezeichnung ,Direktorin beim Rechnungshof, Direktor
beim Rechnungshof* wird die Amtsbezeichnung ,Direktorin der Orts-
polizeibehdrde Bremerhaven, Direktor der Ortspolizeibeh6rde Bremer-
haven*” eingefiigt.

bb) Nach der Amtsbezeichnung und dem Ful3notenhinweis ,Leitende
Direktorin?,Leitender Direktor?*“werden die Amts-
bezeichnung, der Fu3notenhinweis sowie der Funktionszusatz
,Leitende Medizinaldirektorin 4, Leitender Medizinaldirektor 4*- als
Leiterin oder Leiter des Gesundheitsamtes Bremen* eingefiigt.

cc) Der FuRnote 3 wird folgende FuRnote 4 angefligt:

.9 Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 2.¢

8. Die Anlage IV — Kunftig wegfallende Amter - wird wie folgt geandert:

a)

b)

In der Besoldungsgruppe A 13 werden der Amtsbezeichnung und dem Ful3-
notenhinweis ,Didaktische Leiterin__4), Didaktischer Leiter 4 die Amtsbezeich-
nung und die FuBnotenhinweise ,Arztin 23, Arzt? 3“vorangestell.

Die Besoldungsgruppe A 14 wird wie folgt geandert:

aa) Nach den Wartern ,- des Haupt- und Realschulzweiges mit mehr als
540 Schulerinnen und Schilern 2 - werden die Amtsbezeichnungen
und die FuBnotenhinweise ,Arztin?3, Arzt3“und ,Chefarztin 67,
Chefarzt 8 " eingefuigt.

bb) Nach der Amtsbezeichnung und dem Fuf3notenhinweis ,Leiterin eines
Zentrums fur unterstitzende Padagogik, Leiter eines Zentrums fur
unterstiitzende Padagogik ®* werden die Amtsbezeichnung und der
FuBnotenweis ,Oberarztin ®, Oberarzt ©* eingeflgt.

cc) Der FuRnote ® wird folgende FulRnote ) angefigt:
") Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 16.¢

Die Besoldungsgruppe A 15 wird wie folgt geandert:

aa) Nach den Wdrtern ,— des gymnasialen Zweiges der Sekundarstufe | mit
mehr als 180 Schilerinnen und Schulern —" werden die Amtsbezeich-
nung und die FuBnotenhinweise ,Chefarztin ® 14, Chefarzt ® 4 einge-
fugt.

bb) Nach der Amtsbezeichnung und dem Fuf3notenhinweis ,Leiterin eines
Zentrums flr unterstiitzende Padagogik ), Leiter eines Zentrums fur
unterstiitzende Padagogik * werden die Amtsbezeichnung und der
FuBnotenhinweis ,Oberarztin %, Oberarzt 9 eingefigt.

cc) Der FuRnote ¥ wird folgende FuRnote 14 angefuigt:

.4 Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 16.¢
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d) Die Besoldungsgruppe A 16 wird wie folgt geandert:

aa) Der Amtsbezeichnung ,Direktorin einer Gesamtschule, Direktor einer
Gesamtschule® werden die Amtsbezeichnung und der Ful3notenhinweis
,Chefarztin 7, Chefarzt 7* vorangestellt.

bb) Der FuRRnote © wird folgende FuRnote ”) angefiigt:

") Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 15.¢

Artikel 5
Anderung des Bremischen Richtergesetzes

Dem § 3e des Bremischen Richtergesetzes vom 15. Dezember 1964 (Brem.GBl.
S. 187 — 301-a-1), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 16. Mai 2017
(Brem.GBI. S. 225) gedndert worden ist, wird folgender Absatz 4 angefugt:

»(4) Die Gewahrung von Altersteilzeit und die Gewahrung des Hinausschiebens
des Eintritts in den Ruhestand nach § 3 Absatz 4 schlieRen einander aus."

Artikel 6
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am (einsetzen: Datum des
ersten Tages des Kalendermonats, der auf die Verkiindung folgt) in Kratft.

(2) Artikel 4 Nummer 7 und 8 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft.



Entwurf
Begrindung

20. Gesetz zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften

Allgemeiner Teil:

Mit dem Entwurf des 20. Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften werden
beamten-, disziplinar- sowie besoldungsrechtliche Vorschriften geandert.

Die Anderungen des Bremischen Beamtengesetzes (BremBG) durch Artikel 1 beinhalten
insbesondere folgende Sachverhalte:

Umsetzung der Entscheidung des Europaischen Gerichtshofs (EuGH, Urteil vom
7. September 2017 - C-174/16), wonach eine Beamtin oder ein Beamter aufgrund
einer Beurlaubung in Elternzeit keine Nachteile hinsichtlich der Erfiillung der
Probezeit in einem Beamtenverhdltnis auf Probe in leitender Funktion erfahren
darf.

In Fallen der landertbergreifenden Versetzung wird die grundsatzliche Moglichkeit
geschaffen, von Dienstherren anderer Lander fehlerhaft festgestellte
Laufbahnbefahigungen im Land Bremen nicht anzuerkennen.

Es erfolgt eine Klarstellung zum Beférderungsverbot vor Feststellung der
Laufbahnbefahigung nach § 24 BremBG, § 24 der Bremischen
Laufbahnverordnung BremLVO (Fachrichtungswechsel).

Aufnahme einer Regelung als rechtliche Grundlage fir die wechselseitige
Aufgabenwahrnehmung von Landes- und Kommunalbehorden.

Neufassung der Regelung lber das Hinausschieben des Eintritts in den
Ruhestand, wonach nunmehr allein dienstliche Interessen im Einzelfall ein
Hinausschieben begrinden kénnen sowie Klarstellung des gegenseitigen
Ausschlusses der Altersteilzeit und des Hinausschiebens des Eintritts in den
Ruhestand.

Aufnahme einer Vorschrift Uber die Rickforderung zu viel gezahlter
Geldleistungen, die der Dienstherr nach den Vorschriften des Bremischen
Beamtengesetzes zu Unrecht gewahrt hat.

Schaffung einer gesetzlichen Grundlage der turnusmafigen Nachuntersuchung
von Beamtinnen und Beamten, die in den Ruhestand aufgrund von
Dienstunfahigkeit versetzt wurden.

Neufassung der Ermachtigungsgrundlage zum Erlass einer Rechtsverordnung im
Bereich der beamtenrechtlichen Krankenflrsorge aufgrund des Urteils des
Bundesverwaltungsgerichts vom 28. Mérz 2019 (5 C 4/18).

Schaffung einer gesetzlichen Vorschrift fir das Verbot von Tatowierungen und
anderen dauerhaften Kérpermodifikationen im sichtbaren Bereich, die nach der
aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts einen Eingriff in die
Personlichkeitsrechte der Beamtinnen und Beamten legitimiert.

Erweiterung der Dokumentationspflicht Uber die Einsichtnahme in die Personalakte
durch Datenschutzbeauftragte.

Schaffung einer gesetzlichen Grundlage fiir bestehende zentralisierte Aufgaben in
der Personalverwaltung.

Anpassung der Aufbewahrungsfristen flr Reisekostenunterlagen.



— Die Zeitbeamtenverhéltnisse mit wissenschaftlichen Nachwuchskraften kénnen
analog zu den Regelungen des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes verlangert
werden.

Durch Artikel 2 (Anderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes
(BremBeamtVG) werden lediglich redaktionelle Anpassungen vorgenommen.

Mit der Anderung des Bremischen Disziplinargesetzes (Artikel 3) werden neben
redaktionellen Anpassungen und Klarstellungen insbesondere folgende Ziele verfolgt:

— Erweiterung des gesetzlichen Anwendungsbereichs auf ehemalige Beamtinnen
und Beamte, die nach ihrem Ausscheiden Altersgeldleistungen im Sinne der §§ 83
ff BremBeamtVG erhalten.

Erweiterung der Tatbestande, die den Fristablauf zur Durchfihrung einer
DisziplinarmafRnahme unterbrechen.

Aus Griunden der Dokumentation in der Personalakte erfolgt eine Beibehaltung des
Rubrums und der Entscheidungsformel von verwaltungsgerichtlichen disziplinarrechtlichen
Entscheidungen bei gleichzeitigem Verzicht auf den Tatbestand und die
Entscheidungsgrinde.

Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben der Richtlinie 2005/36/EG, wonach durch ein
elektronisches System Informationen Uber festgestellte Berufsverbote ausgetauscht
werden. Dies gilt im Bereich des Beamtenverhéltnisses u. a. fir die Entfernung aus dem
Dienst. Der Informationsaustausch stellt sicher, dass die Mitgliedstaaten der EU bei der
Anwendung der Binnenmarktvorschriften effizienter zusammenarbeiten und sich Amtshilfe
leisten kdnnen.

Erganzung der Regelungen tber die Entbindung einer Beamtin oder eines Beamten aus
dem Amt des Beamtenbeisitzers.

Das Zulassungsrecht des gerichtlichen Disziplinarverfahrens ist an das Zulassungsrecht
der Verwaltungsgerichtsordnung anzupassen, in dem nunmehr auch die Zulassung der
Berufung vor dem Verwaltungsgericht und nicht nur vor dem Oberverwaltungsgericht
beantragt werden kann.

Die Gebuhrenfreiheit fur gerichtliche Disziplinarverfahren wird aufgehoben und es erfolgt
eine dynamische Verweisung auf das Geblhrenverzeichnis zum Bundesdisziplinargesetz.

Durch Artikel 4 (Anderung des Bremischen Besoldungsgesetzes) werden folgende
Anderungen vorgenommen:

Die Vorschriften Uber die Bestimmung des Grundgehalts nach Zeiten dienstlicher Erfahrung
in den Besoldungsgruppen mit aufsteigenden Grundgehaltsbetragen werden aufgrund der
zum alten Recht ergangenen verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung neu gefasst.

Schaffung einer Regelung lber die Gewahrung eines Zuschlags zum Grundgehalt in Fallen
des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand.

Redaktionelle Bereinigung der medizinischen Amter in der Anlage | —
Besoldungsordnungen A und B — zum Bremischen Besoldungsgesetz sowie Ausbringung
des Amtes der Leitenden Medizinaldirektorin oder des Leitenden Medizinaldirektors in den
Besoldungsgruppen B 2 und B 3. Ebenfalls neu ausgebracht in der Besoldungsgruppe A 14
wird das Amt der Ersten Oberamtsanwaltin oder des Ersten Oberamtsanwalts als Leitung
der Abteilung fir Amtsanwaltssachen bei der Staatsanwaltschaft. Das Amt der Direktorin
oder des Direktors der Ortspolizeibehdrde Bremerhaven wird in der Besoldungsgruppe B 3
(bisher B 2) ausgebracht.

Die Anderung des Bremischen Richtergesetzes (Artikel 5) beinhaltet korrespondierend zur
Anderung des § 35 Abs. 4 BremBG den gegenseitigen Ausschluss der Altersteilzeit und des
Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand.



Zu den Vorschriften im Einzelnen:

Zu Artikel 1 (Anderung des Bremischen Beamtengesetzes - BremBG):

Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht):

Folgeanderung zu Nummer 9 und 10.

Zu Nummer 2 (8 5 Abs. 1):

Mit dem neu eingefligten Halbsatz 2 in Satz 1 wird den Fallen Rechnung getragen, in denen
Beamtinnen und Beamte, die bereits ein entsprechendes Statusamt innehaben, von einem
anderen Dienstherrn Gibernommen werden. In der Praxis wurde bereits entsprechend verfahren.
Die Anderung dient insoweit der Klarstellung.

Durch die Anderung des Absatzes 1 wird der Rechtsprechung des EuGH (Urteil vom 7.
September 2017 - C-174/16) Rechnung getragen indem die Hemmung der Probezeit gem. § 5
zur Erprobung in Amtern mit leitender Funktion durch Elternzeit und Urlaub ohne Dienstbeziige
zur Betreuung und Pflege geregelt wird. Bislang fielen Beamtinnen und Beamte, denen ein Amt
mit leitender Funktion im Beamtenverhéaltnis auf Probe tbertragen wurde, in ihr bisheriges
(niedriger bewertetes) Amt zurlick, wenn durch die Inanspruchnahme von Elternzeit ohne
Dienstbeziige oder Urlaub ohne Dienstbeziige zur Betreuung oder Pflege von Kindern oder
anderer Angehorigen nach Maligabe des § 62a nicht mehr hinreichend Zeiten vorhanden
waren, um die Bewahrung innerhalb der Probezeit fiir eine dauerhafte Ubertragung des Amtes
mit leitender Funktion festzustellen. Nach dem o. g. Urteil des EUGH widersprach die alte
Rechtslage als nationale Regelung dem § 5 Nr. 1 und 2 der Rahmenvereinbarung Uber den
Elternurlaub (Anhang der Richtlinie 2010/18/EU), wonach die endgiltige Beférderung in ein Amt
mit leitender Funktion voraussetzt, dass die ausgewéhlte Bewerberin oder der ausgewahite
Bewerber zuvor eine zweijahrige Probezeit erfolgreich absolviert hat, und wonach die Probezeit,
wenn sich eine solche Bewerberin oder ein solcher Bewerber wahrend des tUberwiegenden
Teils davon im Elternurlaub befand, kraft Gesetzes unter Ausschluss der Mdglichkeit einer
Verlangerung nach diesen zwei Jahren endet, sodass der Bewerberin oder dem Bewerber bei
der Rickkehr aus dem Elternurlaub wieder das status- und besoldungsrechtlich niedriger
eingestufte Amt Ubertragen wird.

Soweit es in Fallen objektiver Unmoglichkeit, also dann, wenn das Amt entweder weder
vorlaufig unbesetzt gelassen oder voriibergehend auf eine andere Beamtin oder einen anderen
Beamten Ubertragen werden kann, ist der Beamtin oder dem Beamten zur Fortsetzung der
Probezeit ein gleichwertiges Amt zu Ubertragen. Dies wird allerdings nur in Ausnahmefallen
notwendig sein, da eine Wahrnehmung des Amtes durch den jeweiligen Stellvertreter bzw. die
jeweilige Stellvertreterin oder eine kommissarische Ubertragung méglich sein wird.

Der neu angefiigte Satz 8 stellt nun klar, dass die Feststellung der Bewéahrung in der Probezeit
nach 8 5 durch eine dienstliche Beurteilung festzustellen ist. In der Praxis wurde die
Feststellung der Bewahrung fiir die Ubertragung des Amtes mit leitender Funktion im
Beamtenverhaltnis auf Lebenszeit teilweise mit einer einfachen Erklarung, dass die Beamtin
bzw. der Beamte sich bewahrt habe, festgestellt. Da es sich bei der Ubertragung des Amtes mit
leitender Funktion im Beamtenverhaltnis auf Lebenszeit im Anschluss an die Probezeit um eine
Beforderung im Sinne des § 20 Abs. 1 BremBG handelt, ist die Bewahrung durch eine
dienstliche Beurteilung gem. § 59 BremBG festzustellen.

Zu Nummer 3 (8§ 10 Abs. 5):

Redaktionelle Anderung.

Zu Nummer 4 (8§ 15 Abs. 1):

Auch zukulnftig sollen Bewerberinnen und Bewerber, die ihre Laufbahnbefahigung bei einem
Dienstherrn auRerhalb des Geltungsbereichs des Bremischen Beamtengesetzes erworben
haben, grundsatzlich die Laufbahnbefahigung nach bremischen Recht besitzen. Durch die
Anderung soll aber zukiinftig ausgeschlossen werden, dass Laufbahnbefahigungen, die auch



nach dem Laufbahnrecht anderer Dienstherren nicht hatten festgestellt werden dirfen, im Land
Bremen zwingend anzuerkennen waren. Hiermit soll dem aufnehmenden Dienstherrn ein
Ermessensspielraum in atypischen Fallgestaltungen, also z.B. bei offensichtlich fehlerhaften
Feststellungen der Laufbahnbeféhigung durch einen anderen Dienstherrn, eingerdumt werden.

Zu Nummer 5 (8§ 20):

Die Anfligung der Nummer 5 in Absatz 2 enthélt eine klarstellende Regelung des bereits
langjahrig geltenden Rechts.

Eine dauerhafte Ubertragung von Aufgaben einer Laufbahn, fiir die Beamtinnen und Beamte
die Befahigung nicht besitzen, ist nur nach erfolgreichem Laufbahnwechsel nach § 24 BremBG
moglich. Die Ubertragung eines Amtes der angestrebten Laufbahn darf erst nach Feststellung
der Befahigung erfolgen. Eine Befdrderung in ein Amt der bisherigen Laufbahn ist in diesen
Fallen ebenfalls nicht moglich, da es hier regelmafiig an der geforderten Eignungsfeststellung
auf einem hoéherwertigen Dienstposten - Erprobungszeit - (der der bisherigen
Laufbahnfachrichtung zuzuordnen ist) mangeln wird.

Zu Nummer 6 (8§ 27 Absatz 4):

Die Norm setzt einfachgesetzlich Besonderheiten der stadtstaatlichen Struktur der Freien
Hansestadt Bremen um, soweit sie das Land und die Stadtgemeinde Bremen betreffen. Fir die
Stadtgemeinde Bremerhaven hat die Regelung keine Bedeutung.

Artikel 148 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung der Freien Hansestadt Bremen (LV) bestimmt die
Stadtburgerschaft und den Senat zu den gesetzlichen Organen der Stadtgemeinde Bremen,
soweit und solange die Stadtgemeinde Bremen nicht etwas anderes bestimmt. Diese
Teilidentitat der Organe setzt sich auch in den Verwaltungen fort. Wie in Berlin und Hamburg
erfillen die Landesorgane auch kommunale Aufgaben und umgekehrt. Im Gegensatz zu Berlin
und Hamburg wird in Bremen aber die staatliche und die kommunale Ebene ausdriicklich
getrennt und in der Tradition der Verfassung vom 21. Marz 1849 das Modell eines Zwei-Stadte-
Staates etabliert (Artikel 143 Abs. 1 LV).

Beamtenrechtlich folgt daraus, dass sowohl das Land als auch die Stadtgemeinde Bremen
Dienstherren sind (8§ 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BremBG) und auch jeweils eigene Beamtinnen und
Beamte haben, weil sowohl Land wie Stadtgemeinde Bremen eigene Haushalte und damit
eigene Stellenplane aufstellen und als Folge daraus die ernannten Beamtinnen und Beamten
entweder in Planstellen des Landes oder der Stadtgemeinde Bremen eingewiesen werden

(8 49 LHO). Verschiedentlich wird auch durch einfachgesetzliche Regelungen bestimmt, ob
Beamtinnen und Beamte bestimmter Verwaltungszweige solche des Landes oder der
Stadtgemeinde sind (z.B. in § 8 Abs. 1 BremSchVG). Ernennungsbehdrde ist aber infolge der
Organidentitat jeweils der Senat oder die von ihm erméchtigte Ernennungsbehdrde.

Aus der Doppelstellung des Senats und der Verwaltung folgt, dass auch die
Verwaltungsbehdrden trotz organisatorischer Ausgestaltung und eindeutiger
Zustandigkeitsregelungen in der Regel sowohl Aufgaben des Landes als auch der
Stadtgemeinde Bremen wahrnehmen. Gleiches gilt fir die einzelnen Beamtinnen und Beamten,
die in ihren funktionalen Amtern nicht selten sowohl Aufgaben fiir das Land als auch fiir die
Stadtgemeinde Bremen vereinigen. Eine solche Téatigkeit fir zwei Dienstherren wére entweder
im Wege einer (Teil-)Abordnung oder Versetzung zu Idsen oder bedarf einer gesetzlichen
Regelung wie z.B. die kommunalverfassungsrechtliche Regelung in einigen Landern tber die
Doppelstellung der Landrate als Organ des Landkreises und zugleich als untere staatliche
Verwaltungsbehdrde.

Die Erganzung des 8§ 27 BremBG ubertragt die Regelung des Art. 149 LV uber die
wechselseitige Aufgabenwahrnehmung von staatlichen und kommunalen Behdrden auf die
dienstrechtliche Regelungsebene und gilt somit fur die einzelnen Beamtinnen und Beamten.
Der staatsorganisationsrechtliche Teil der Regelung gilt entsprechend fir Tarifbeschéaftigte des
Landes und der Stadtgemeinde Bremen, ohne dass damit in die einzelnen
Arbeitsvertragsverhaltnisse eingegriffen wird.



Zu Nummer 7 (8 35 Absatz 4)

Die Neufassung des Absatzes 4 stellt sicher, dass ein Hinausschieben des Eintritts in den
Ruhestand uber die gesetzliche Altersgrenze hinaus auch weiterhin seitens des Dienstherrn als
auch durch die Beamtin oder den Beamten durch Antrag veranlasst werden kann. Die Hiirden
fur die Genehmigung des Hinausschiebens des Ruhestandes auf Antrag der Beamtinnen und
Beamten werden jedoch erhoht; ein dienstliches Interesse darf nicht mehr nur entgegenstehen,
sondern wird Voraussetzung fur die Genehmigung des Antrags. Mit der bisherigen Regelung
wurden die persotnlichen Interessen der Beamtinnen und Beamten in den Vordergrund gerickt
(amtliche Begriindung zum Gesetz zur Neuregelung des Beamtenrechts in der Freien
Hansestadt Bremen vom 22.12.2009 (Brem. Birgerschaft, Drs. 17/882); hiervon soll nun
abgerickt werden. Im Hinblick auf den Anstieg der Altersgrenze auf die Vollendung des 67.
Lebensjahres ab dem Geburtsjahrgang 1964 scheint dies auch sachgerecht; die Verscharfung
der Regelung wirkt fiir alle Beamtengruppen, auch fir Schulleitungen und Lehrkrafte (§ 122
BremBG) gleichermal3en.

Mit der Regelung wird keine schiitzenswerte Rechtsposition der Beamtin oder des Beamten im
Sinne eines Anspruchs auf ein Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand begrundet. Es
findet auch keine Interessenabwagung zwischen den persoénlichen Interessen der Beamtin oder
des Beamten an einer Fortsetzung des Dienstes sowie den Interessen des Dienstherrn statt,
weil ausschlielich 6ffentliche Interessen im Vordergrund stehen. Ein dienstliches Interesse am
Hinausschieben des Ruhestands des Dienstherrn setzt regelmafig einen Personalbedarf der
Verwaltung sowie die personliche Geeignetheit der Beamtin oder des Beamten zur Fortsetzung
des Beamtenverhaltnisses voraus. Das Hinausschieben der Altersgrenze muss aus konkreten
besonderen Griinden fiir eine sachgemafe und reibungslose Aufgabenerfillung sinnvoll oder
notwendig erscheinen. Die Priifung von dienstlichen Interessen umfasst auch die Priifung der
Finanzierbarkeit des zu zahlenden Zuschlags nach § 57a BremBesG aus dem jeweiligen
dezentralen Personalbudget. Erst wenn diese Voraussetzungen vorliegen und damit ein
dienstliches Interesse zu bejahen ist, ist ein Ermessensrahmen fir ein Hinausschieben des
Ruhestands erdffnet. Liegen diese Voraussetzungen nicht kumulativ vor, besteht auch kein
Anspruch auf Ausiibung fehlerfreien Ermessens. Daraus folgt weiter, dass auch bei der
Feststellung eines dienstlichen Interesses hieraus kein Rechtsanspruch fur die Beamtin oder
den Beamten erwachst, sondern lediglich ein Anspruch auf fehlerfreie Ermessensausiibung bei
der Entscheidung tber den Antrag.

Durch Satz 4 wird das rechtlich Gewollte klargestellt. Die Altersteilzeit und das Hinausschieben
des Eintritts in den Ruhestand verfolgen unterschiedliche Zweckbestimmungen. Wéahrend
Altersteilzeit dazu dienen soll, einen vorzeitigen Ausstieg aus dem Berufsleben zu erleichtern,
bietet das Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand den Bediensteten, die sich dazu noch
in der Lage flhlen, die Moglichkeit, den Dienst auch noch nach der gesetzlichen Altersgrenze
fortzusetzen. Durch Satz 4 wird nun die Kombination dieser Instrumente aufgrund
unterschiedlicher Zielrichtungen ausdricklich gesetzlich ausgeschlossen.

Altersteilzeit dient sowohl im Teilzeitmodell als auch im Blockmodell dem Ziel, dass Beamtinnen
und Beamte vor Erreichen der Altersgrenze teilweise von der Dienstleistungspflicht befreit
werden, obwohl sie das Ruhestandsalter noch nicht erreicht haben. Die unterschiedliche
Gestaltung der Altersteilzeit als Teilzeit- oder Blockmodell ist fir die Unvereinbarkeit des Sinns
und Zwecks von Altersteilzeit mit dem Sinn und Zweck des Hinausschiebens des
Ruhestandseintritts unerheblich. Es handelt sich lediglich um unterschiedliche technische
Berechnungsweisen der in der Altersteilzeit zu erbringenden Arbeitszeit.

Auch die Gesetzeshistorie unterstreicht, dass die Gewahrung von Altersteilzeit ein Instrument
der Personalsteuerung ist und nicht dazu dient, der Beamtin oder dem Beamten einen
gleitenden Ubergang in den Ruhestand zu ermoglichen. Die durch § 71b BremBG mit Wirkung
vom 1. April 1999 eingefiihrte Altersteilzeit (Art. 2 Nr. 9 des Gesetzes der Anderung
dienstrechtlicher Vorschriften vom 2. Marz 1999 — Brem.GBI. S. 33) wurde hinsichtlich ihrer
Voraussetzungen fur die Bewilligung durch Art. 1 des Anderungsgesetzes vom 18. Dezember
2001 (Brem.GBI. S. 465), insbesondere aber durch Art. 1 des Anderungsgesetzes vom 18. Juli
2006 (Brem.GBI. S. 353) zu Lasten der Beamtinnen und Beamten wesentlich gedndert. Bereits
durch Neufassung des § 71b BremBG durch Gesetz vom 18. Dezember 2001 wurde die
personalwirtschaftliche Funktion der Altersteilzeit starker in den Mittelpunkt gertickt. Mit der
erneuten Anderung des § 71b BremBG durch das 11. Gesetz zur Anderung dienstrechtlicher



Vorschriften vom 18. Juli 2006 (Brem.GBI. S. 353) sollte die Altersteilzeitgewahrung nach der
Gesetzesbegriindung sodann in einen vollig neuen rechtlichen und personalwirtschaftlichen
Zusammenhang gestellt werden. Ausschlaggebend sollten nunmehr ausschlie3lich
personalwirtschaftliche Aspekte sein. Durch das Gesetz zur Anderung dienstrechtlicher
Vorschriften vom 15. April 2008 (Brem.GBI. 2008, S. 73) wurde schliellich fur alle Beamtinnen
und Beamte sowie Richterinnen und Richter die Méglichkeit der Inanspruchnahme von
Altersteilzeit unabhangig von etwaigen Personaliiberhangbereichen realisiert, was der
Gesetzgeber aufgrund der Altersstruktur der bremischen Verwaltung aus
personalwirtschaftlichen Grunden fir angezeigt hielt. Es wurde weiterhin kein individueller
Anspruch begriindet. Der Hinweis, dass bei der Ermessensausiibung zu beachten sei, dass die
Bewilligung von Altersteilzeit allein 6ffentlichen Interessen diene, ist auch in die Begriindung zu
§ 63 BremBG des Beamtenrechtsneuregelungsgesetzes tbernommen worden.

Die mit der Gewahrung von Altersteilzeit verfolgten Ziele der Personalkosteneinsparung und der
Nutzung freiwerdender Stellen fiir Neueinstellungen verlieren ihre Wirkung bzw. werden
konterkariert, wenn fur denselben Zeitraum, in dem Altersteilzeitbeschaftigung gewahrt wird, auf
Antrag der Beamtinnen und Beamten der Eintritt in den Ruhestand hinausgeschoben wird. Dies
gilt unabhangig davon, ob die Altersteilzeitbeschaftigung im Blockmodell gewahrt wird oder
nicht.

Das gleichzeitige Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand und die Gewéahrung von
Altersteilzeit wirde es Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richtern dartber
hinaus ermdoglichen, die besoldungs- und versorgungsrechtlichen Vorteile der Altersteilzeit, mit
denen der Dienstherr einen Anreiz auf Altersteilzeit schafft, um sich die daraus folgenden
personalpolitischen Handlungsspielraume nutzbar zu machen, tber einen Zeitraum von bis zu
10 Jahren in Anspruch zu nehmen, da das Eintrittsalter fur die Gewahrung von Altersteilzeit
nicht zugleich mit der Anhebung der Regelaltersgrenze angehoben worden ist.

GemaR der amtlichen Begriindung zu Artikel 1 des Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher
Vorschriften vom 15.04.2008 (Brem.GBI. S. 73) hat der bremische Gesetzgeber fir
Polizeivollzugsbeamte und Feuerwehrbeamte die Gewéahrung von Altersteilzeit bereits
insgesamt ausgeschlossen, wenn der Ruhestand hinausgeschoben wird (§ 108 Abs. 3 und §
113 Abs. 2 BremBG). Dies soll ausschlieBen, dass die im Teilzeitmodell der Altersteilzeit
ergebenden finanziellen Vorteile mit den finanziellen Vorteilen durch das Hinausschieben des
Ruhestands kumulieren.

Zu Nummer 8 (§ 43 Absatz 2):

Mit der neu eingeflgten Vorschrift des § 43 Absatz 2 wird von der in der Bestimmung des

§ 29 Absatz 5 Satz 1 BeamtStG eingeraumten Moglichkeit, eine Regelung zu der Verpflichtung
der Ruhestandsbeamtinnen und -beamten zu treffen, sich im Hinblick auf ihre Dienstunfahigkeit
arztlich untersuchen zu lassen, Gebrauch gemacht. Die Regelung des § 43 Absatz 2 Satz 1,
erster Satzteil, die bestimmt, dass die Dienstfahigkeit der Ruhestandsbeamtinnen und -beamten
nach § 29 Abs. 5 Satz 1 BeamtStG alle zwei Jahre tUberpruft werden kann, bericksichtigt die
Tatsache, dass der Dienstherr, um die Ruhestandsbeamtin oder den Ruhestandsbeamten
wiederverwenden zu kdnnen, Informationen tUber den aktuellen Gesundheitszustand der
Ruhestandsbeamtin oder des Ruhestandsbeamten erhalten muss. Die Vorschrift vollzieht die
mit den Verfahrenshinweisen zur Dienstunfahigkeit den Dienststellen auferlegte Verpflichtung
zur turnusmaRigen Untersuchung im Zwei-Jahres-Rhythmus von Ruhestandbeamtinnen und -
beamten nach deren Versetzung in den Ruhestand aufgrund von Dienstunfahigkeit nach und
bildet die Rechtsgrundlage der hierfir notwendigen arztlichen Untersuchung.

Zu Nummer 9 (8 56):

Mit der Neufassung des 8 56 wird der aktuellen Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts aus dem Urteil vom 17. November 2017 (2 C 25/17) Rechnung
getragen, nach der die Regelung des zuldssigen Ausmalles von Tatowierungen bei
Beamtinnen und Beamten eine hinreichend bestimmte gesetzliche Ermachtigung voraussetzt.
Das BVerwG riickt damit von seiner bisherigen Rechtsprechung ab, die den Dienstherrn
befugte, mit einer Verwaltungsvorschrift zu den Einzelheiten fiir das Tragen von Dienstkleidung



auch nahere Bestimmungen zum auf3eren Erscheinungsbild der Beamtinnen und Beamten,
einschliel3lich der Haar- und Barttracht sowie Tatowierungen, zu regeln.

Das Bundesverwaltungsgericht begrindet seine Entscheidung damit, dass anders als die
Vorgabe, eine bestimmte Dienstbekleidung zu tragen oder wéhrend der Dienstzeit
Schmuckstilicke abzulegen, das Verbot bestimmter Tatowierungen zwangslaufig auch in die
private Lebensfiihrung und damit in subjektive Rechte der Beamtinnen und Beamten eingreife,
da Tatowierungen, wie auch eine bestimmte Bart- und Haartracht, nicht wéhrend des Dienstes
vorubergehend abgelegt werden konnen. Vor diesem Hintergrund bedarf die Regelung von
Einzelheiten zum auf3eren Erscheinungsbild von Beamtinnen und Beamten beziglich nicht oder
nicht unmittelbar ablegbarer Merkmale gemanR den Ausfiihrungen des
Bundesverwaltungsgerichts einer hinreichend bestimmten Erméachtigung durch den
Gesetzgeber.

Das Bundesverwaltungsgericht hat bereits festgestellt, dass mit der Dienstkleidung und
insbesondere der von Polizeivollzugsbeamten zu tragenden Uniform, neben einer
Kennzeichnung der Ausstattung mit hoheitlichen Befugnissen, die Neutralitat ihrer Trager zum
Ausdruck gebracht werden soll. Die Uniform soll sichtbares Zeichen dafir sein, dass die
Individualitat der Polizeivollzugsbeamten im Dienst hinter die Anforderungen des Amtes
zurlcktritt. Polizeiliche MalRnahmen sollen losgeldst von der Person der handelnden Beamten
als Mallnahmen des Staates wahrgenommen werden. Die Zuldssigkeit der Untersagung
bestimmter &uRerer Erscheinungsformen beim Tragen der Dienstkleidung setzt daher in
materieller Hinsicht voraus, dass diese geeignet sind, die Neutralitatsfunktion der Uniform zu
beeintrachtigen (BVerwG, Urteil vom 2. Marz 2006 - 2 C 3.05 - BVerwGE 125, 85 Rn. 25). Die
Entscheidung Uber die Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen dies bei Tatowierungen
der Fall ist, wird maf3geblich von den allgemeinen gesellschaftlichen Anschauungen bestimmt
(BVerwG, Urteil vom 17. November 2017 — 2 C 25/17 —, BVerwGE 160, 370-396).
Anhaltspunkte dafir, dass gewandelte gesellschaftliche Vorstellungen zwischenzeitlich auch
hinsichtlich Tatowierungen vorliegen kdnnten, liegen nach Auffassung des BVerwG u.a. mit
Bezugnahme auf eine Studie des Instituts fir Demoskopie Allensbach (Allensbacher
Kurzbericht vom 8. Juli 2014) zwar durchaus vor, da die Verbreitung von Tatowierungen
offenbar den Bereich von Subkulturen verlassen und ,die Mitte der Gesellschaft erreicht* habe.
Jedoch ist nach Auffassung des BVerwG nicht ausgeschlossen, dass fiir die Tatowierung
besonders exponierter und auch beim Tragen einer Uniform sichtbarer Bereiche, wie Kopf,
Hals, Hande und vielleicht auch Unterarme weiterhin von einer ausreichenden Gefahrdungslage
ausgegangen werden kénne, die Leitentscheidung hierzu misse durch das Parlament und
aufgrund aktueller Erkenntnisgrundlagen erfolgen.

Nach der in dem o.g. Urteil des BVerwG genannten Studie des Instituts fir Demoskopie
Allensbach hat sich der Anteil der Tatowierten in Deutschland in den letzten zehn Jahren um
Uber 40 Prozent erhoht, dies betrifft insbesondere jingere Menschen, knapp ein Viertel der 16
bis 29jahrigen habe inzwischen eine Tatowierung, 46 Prozent aus dieser Altersgruppe findet
Gefallen an Tatowierungen. Insgesamt finden 21 Prozent der Bevdlkerung Gefallen an
Tatowierungen. Bei alteren Menschen nimmt der Anteil der Menschen, die Gefallen an
Tatowierungen finden, deutlich ab. Schon bei den 30- bis 44-jahrigen finden 30 Prozent dieser
Altersgruppe tUberhaupt Gefallen daran, bei der Altersgruppe der 45- bis 59-jahrigen sind es 18
Prozent und bei der Altersgruppe der 60-jahrigen und Alteren sind es nur noch 4 Prozent.
Piercings sind weit weniger verbreitet: nur 7 Prozent der Bevolkerung tragt ein Piercing und nur
12 Prozent findet Gefallen daran. Auch hier gibt es Unterschiede nach Altersgruppen: Wéahrend
noch 27 Prozent der 16- bis 29-jahrigen Gefallen an Piercings findet, fallen die Anteile in den
Ubrigen Altersgruppen deutlich geringer aus (19 Prozent bei den 30- bis 44-jahrigen, 9 Prozent
bei den 45- bis 59-jahrigen und 2 Prozent bei den 60-jahrigen und &lteren Menschen.

Die Studie gibt keinen Hinweis darauf, an welcher Kérperstelle sich die Tatowierungen oder
Piercings befinden, und ob Tatowierungen und Piercings auch dann Akzeptanz in der
Bevolkerung finden, wenn sie sich im sichtbaren Bereich, insbesondere im Gesicht, am Hals, an
den Unterarmen oder den Handen befinden. Auch zu anderen Korpermodifikationen, die nicht
zur Dienstausiibung unmittelbar ablegbar sind (Brandings, Implantaten, Ohrtunnel etc.), oder
zur Akzeptanz von Tatowierungen und Piercings bei Hoheitstrager/-innen gibt die Studie keine
Auskunft.
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Das BVerwG hat in einer weiteren Entscheidung (BVerwG vom 14.05.2020 — 2 C 13.19) die
Tragfahigkeit gesetzlicher Regelungen im Falle der Regelung des Artikels 75 des Bayrischen
Beamtengesetzes zum Verbot sichtbarer Tatowierungen, d.h. konkret an Kopf, Hals, Handen
und Unterarmen, in Bezug auf Polizeivollzugsbedienstete mit Hinweis auf die Auslegung unter
Heranziehung der Gesetzesbegriindung bestatigt.

AuRerlich erkennbare Tatowierungen und vergleichbare auf Dauer angelegte
Kdrpermodifikationen im sichtbaren Bereich sind mit der Neutralitats- und
Repréasentationsfunktion von uniformierten Polizeivollzugsbeamten unvereinbar. Die 0.g.
Entscheidungen des BVerwG nehmen zwar ausdriicklich nur Bezug auf
Polizeivollzugsbeamtinnen und —beamte. Jedoch schrankt es mdgliche Verbote nicht auf diesen
Personenkreis ein. Insbesondere bei anderen Uniformtragerinnen und Uniformtragern wird die
Maoglichkeit eines wirksamen Verbotes von Tatowierungen und anderen Formen der
Kdrpermaodifikation, die nicht unmittelbar zur Dienstausiibung ablegbar sind, anzunehmen sein.
Dies gilt ohne weiteres fir die Beamtinnen und Beamten im Justizvollzug und bei den Sitzungs-,
Ordnungs- und Vorfuhrdiensten bei den Gerichten sowie den Beamtinnen und Beamten der
kommunalen Ordnungsdienste.

Auch in anderen Verwaltungsbereichen liegen die Voraussetzungen fir ein Verbot von
erkennbaren Tatowierungen und vergleichbarer auf Dauer angelegter Kérpermodifikationen im
sichtbaren Bereich durchaus, wenn auch in abgemilderter Form, vor. Den Beamtinnen und
Beamten dieser Bereiche mag nicht durch Verwaltungsvorschrift vorgegeben sein, eine
bestimmte Uniform zu tragen, jedoch muss ihr auf3erliches Erscheinungsbild der allen
Beamtinnen und Beamten obliegenden Neutralitdts- und Reprasentationsfunktion gerecht
werden und dem ordnungsgemafen Dienstbetrieb nicht entgegenstehen. Dies betrifft
insbesondere Bereiche, in denen Beamtinnen und Beamte im direkten Kontakt zu Blrgerinnen
und Burgern stehen, wie z.B. die Beamtinnen und Beamten der Leistungs- und
Ordnungsverwaltung. Die Entscheidung, ob eine solche Kérpermodifikation einem Verbot
unterliegt oder nicht, hangt dabei nicht von dem jeweiligen konkret-funktionellen Amt ab, also ob
aktuell Burgerkontakt im konkreten Einzelfall besteht oder nicht, sondern von den grundséatzlich
bestehenden Verwendungsmaoglichkeiten der Beamtinnen und Beamten innerhalb der
jeweiligen Laufbahn. Die Umsetzung auf einen Dienstposten ohne unmittelbaren Kontakt zu
Birgerinnen und Birgern als weniger einschneidende Maflinahme kann nur bei bereits langere
Zeit bestehenden Beamtenverhaltnissen in Betracht kommen, ist jedoch auf Ausnahmefélle zu
begrenzen, weil eine umfassende Verwendungsfahigkeit der Beamtinnen und Beamten
innerhalb der Laufbahn wesentliche Voraussetzung fiir eine im Interesse der Offentlichkeit
sicherzustellende Funktionsfahigkeit der offentlichen Verwaltung ist. Haartracht, Tatowierungen
an Handen, Armen oder Hals oder sonstige Korpermodifikationen (Piercings, Brandings,
Implantate, Ohrtunnel etc.) an diesen Koérperstellen dirften anders als bei uniformierten
Beamtinnen und Beamten eher eine untergeordnete Rolle spielen, jedoch im Bereich des
Kopfes durchaus einem Verbot unterliegen kénnen. Auch hier muss das durch das allgemeine
Personlichkeitsrecht geschitzte individuelle Interesse der Beamtinnen und Beamten an einer
der o0.g. Kdrpermaodifikationen fur den - bezogen auf den Gesamtkorper beim Tragen der
(Dienst-) Kleidung kleinen - sichtbaren Bereich des Kopfes gegentiber der Notwendigkeit eines
einheitlichen und neutralen Erscheinungsbildes zurticktreten.

Mit der Anderung des § 56 BremBG stellt der Gesetzgeber klar, dass die obersten
Dienstbehérden oder eine von ihnen bestimmte Stelle fur die Beamtinnen und Beamten ihres
Zustandigkeitsbereichs neben der Pflicht zum Tragen einer Uniform oder Dienstbekleidung
auch ein Verbot von Tatowierungen, Haartracht oder sonstigen dauerhaften
Kdrpermaodifikationen, die nicht wie Kleidung oder Schmuck zur Dienstausiibung jeweils
abgelegt werden kénnen, als unzulassig einstufen kénnen, wenn das Amt dies erfordert.

Zu Nummer 10 (8§ 59a):

Die Vorschrift nimmt den Rechtsgedanken der spezielleren Rickforderungstatbestande im
Besoldungs- und Beamtenversorgungsrecht hinsichtlich zu viel gezahlter Besoldungs- und
Beamtenversorgungsbeziige auf und tbertragt inn auf weitere Geldzahlungen des Dienstherrn
an die Beamtin oder den Beamten. Da z. B. Geldleistungen der Pauschalen Beihilfe oder der
Sachschadenerstattung, die aufgrund der Vorschriften des Bremischen Beamtengesetzes



gezahlt werden, keine Besoldungs- und Beamtenversorgungsbeziige darstellen, bedarf es einer
entsprechenden eigenstandigen Ruckforderungsvorschrift im Fachrecht.

Zustéandig fur die Ruckforderung ist die Behdrde, die auch die Zahlung der Geldleistung
veranlasst hat. Soweit die Beamtin oder der Beamte zur Riickzahlung verpflichtet ist, kann die
Behdrde aus Billigkeitsgriinden ganz oder teilweise von der Rickzahlungsverpflichtung
absehen. Die Behorde muss ausdricklich eine Ermessensentscheidung Gber das magliche —
auch teilweise - Absehen von der Rickforderung treffen. Griinde, von der Riickzahlungspflicht
abzusehen, kénnen etwa in den Auswirkungen auf die Lebensumsténde der Betroffenen oder
im Mitverschulden der Behorde liegen. Ein Ruckforderungsbescheid darf nicht ergehen, ohne
dass eine Billigkeitsentscheidung getroffen worden ist. Neben dem vollstédndigen oder
teilweisen Absehen von der Riickzahlung kommt die Stundung der Riickzahlungsforderung
oder die Einrhumung von Ratenzahlungen in Betracht. Vor der Billigkeitsentscheidung steht
lediglich die Hohe der Uberzahlung fest, nicht aber, ob oder in welcher Hohe und mit welchen
Modalitaten diese Uberzahlung auch einen Rickforderungsanspruch begrindet. Aus Griinden
der Billigkeit ist regelmafiig von der Ruckforderung teilweise abzusehen, wenn der Grund fir die
Uberzahlung in der tiberwiegenden behordlichen Verantwortung liegt. Hierbei wird regelméaRig
ein Abzug von 30 % des Uberzahlten Betrages als angemessen erachtet. Bei Hinzutreten
weiterer Umstande, etwa besonderer wirtschaftlicher Probleme der Beamtin oder des Beamten,
kann auch eine dariiberhinausgehende ErmafRigung des Rickforderungsbetrages in Betracht
kommen (vgl. BVerwG, Urteil vom 26. April 2012 — 2 C 15/10 —, Rn. 26 - 30 juris).

Zu Nummer 11 (8 80):

Die Neufassung des § 80 BremBG setzt die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts
zur Ausgestaltung einer Erméachtigungsgrundlage zum Erlass einer Rechtsverordnung im
Bereich der beamtenrechtlichen Krankenfiirsorge (Beihilfe) dahingehend um, dass die
Erméachtigungsgrundlage konkretisiert wird. Nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts
gilt der im Hinblick auf Art. 33 Abs. 5 GG bestehende verfassungsrechtliche Grundsatz vom
Vorbehalt des Gesetzes, der auch fiir den Landesgesetzgeber verbindlich ist, ebenfalls fur das
Beihilferecht. Der Landesgesetzgeber muss die tragenden Strukturprinzipien und wesentlichen
Einschrankungen des Beihilfesystems durch Gesetz festlegen. Ansonsten kénnte der
Verordnungsgeber durch Rechtsverordnung Streichungen oder Kiirzungen vornehmen und
somit Beihilfeleistungen eigenmachtig absenken (vgl. BVerwG, Urteil vom 28. Méarz 2019, 5 C
4/18, Rn.: 9). Zu den tragenden Strukturprinzipien des Beihilferechts gehdren insbesondere die
Bestimmung und Festlegung

1. des Leistungssystems, das der Beamtin oder dem Beamten und seiner Familie

Schutz im Fall von Krankheit und Pflegebedurftigkeit bietet,

der Risiken, die abgedeckt werden,
des Personenkreises, der Leistungen beanspruchen kann,

der Grundséatze, nach denen Leistungen erbracht, bemessen oder ausgeschlossen
werden sowie

5. die Anordnung, welche zweckidentischen Leistungen und Berechtigungen Vorrang
haben.

Zu Nummer 12 (8§ 85 Absatz 9):

Mit der Anderung erstreckt sich die Dokumentationspflicht Giber die Einsichtnahme nun auch auf
die behordlichen Datenschutzbeauftragten.

Zu Nummer 13 (8§ 89 Absatz 2 und 3):

Die Anderungen in Absatz 2 sind zum einen nach der Biindelung der Aufgabe der Abrechnung
von Reise- und Umzugskostenvergitung bei der Performa Nord notwendig geworden und
dienen zum anderen der Klarstellung der Befugnis der zusténdigen obersten Dienstbehdrde fir
die zentrale Datenverarbeitung zur Aufbereitung von Daten fur die zentralen
Personalverwaltungs- und Abrechnungssysteme einschlie3lich der Berichterstattung und



Auskunftserteilung. Bei der Anderung des Absatzes 3 handelt es sich um eine redaktionelle
Bereinigung.

Zu Nummer 14 (8 91 Absatz 2):

Aufgrund der steuerrechtlichen Relevanz fir die Reisekostenabrechnungen gilt die steuerliche
Aufbewahrungsfrist gem. § 147 Abgabenordnung. Hiernach sind die Unterlagen zu den
Reisekostenabrechnungen 10 Jahre nach Abschluss des Jahres, in dem die Bearbeitung des
einzelnen Vorganges abgeschlossen wurde, aufzubewahren. Die derzeit geregelte
Aufbewahrungsfrist von 5 Jahren ist daher entsprechend anzupassen.

Zu Nummern 15 bis 17 (88 117 — 118a)

Fur Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren gilt danach wie auch fur wissenschaftliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Lektorinnen und Lektoren in der Qualifizierung, dass eine
Verlangerung ihrer Zeitbeamtenverhaltnisse um sechs Monate zul&ssig ist, wenn sie wéhrend
der Corona-Krise, in der Zeit zwischen dem 1. Marz 2020 und dem 30. September 2020, in
einem Zeitbeamtenverhaltnis gestanden haben. Es handelt sich nicht um eine automatische
Verlangerung aller Zeitbeamtenverhaltnisse, sondern um die Option, diese Verlangerung
aufgrund der besonderen Umstéande ausnahmsweise vorzusehen. Es reicht, wenn das
Zeitbeamtenverhaltnis auch nur teilweise in den genannten Bezugszeitraum fallt, um die
Verlangerungsoption auszulésen. Die Regelung entspricht der Regelung des § 7 Absatz 3 des
aufgrund der Corona-Krise angepassten Wissenschaftszeitvertragsgesetzes. Sie umfasst daher
auch nur die der wissenschaftlichen Qualifizierung dienenden Zeitbeamtenverhaltnisse; denn
auch nur diese kénnen durch die Beschrankungen wéahrend der Corona-Krise negativ
beeinflusst sein, sodass auch nur insoweit ein Nachteilsausgleich in Betracht kommit.

Zu Artikel 2 (Anderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes - BremBeamtVG):

Zu Nummer 1 (8 82):

Rein redaktionelle Anderung aufgrund der Neuregelung des Gesetzes iiber Finanzzuweisungen
an die Gemeinden Bremen und Bremerhaven (Bremisches Finanzzuweisungsgesetz) vom 2.
April 2019 (Brem.GBI. S. 147). Die Regelung uber die Ausgabenerstattungen des Landes
Bremen fir die Bereiche des Polizeivollzugs und des Lehrerbereichs ergeben sich nunmehr aus
§ 8 des Finanzzuweisungsgesetzes.

Zu Nummer 2 — 3 (88 86, 87):

Redaktionelle Anpassungen.
Zu Artikel 3 (Anderung des Bremischen Disziplinargesetzes (BremDG):

Zu Nummer 1 (Inhaltsubersicht):

Redaktionelle Anpassungen aufgrund der Anderungen durch die Nummern 6,13 und 14.

Zu Nummer 2 (8 1):

Der Geltungsbereich des Bremischen Disziplinargesetzes wird auf die Gruppe der friheren
Beamtinnen und Beamten mit Anspruch auf Altersgeld erweitert.

Zu Nummer 3 (8§ 10 Abs. 3):

Redaktionelle Anderung.

Zu Nummer 4 (8 15 Abs. 4):

Eine seit Vollendung des Dienstvergehens nicht umgesetzte DisziplinarmaRnahme darf nach
einer bestimmten Frist wegen Zeitablaufs nicht mehr durchgefiihrt werden. Die Laufzeit dieser
Frist wird aufgrund bestimmter Sachverhalte unterbrochen. Nicht geregelt ist dies bislang ftr
den Fall einer Ausdehnung des Disziplinarverfahrens. Diese Regelungsliicke wird nunmehr
geschlossen.



Zu Nummer 5 (8 16 Abs. 3):

Die Regelungen zum Verwertungsverbot und zur Entfernung von Disziplinarvorgangen aus der
Personalakte werden im Falle einer abschlie3enden gerichtlichen Entscheidung, mit der auf
eine Zuruckstufung erkannt wurde, klargestellt. Grundsatzlich gilt das Gebot der Entfernung
aller die Disziplinarmaflinahme betreffenden Eintragungen aus der Personalakte. Dieser
Grundsatz ist jedoch im Falle der DisziplinarmafRnahme der Zuriickstufung einzuschranken.
Dies beruht auch auf dem nach dem Ablauf von sieben Jahren weiterhin bestehenden
Dokumentationsinteresse. Andernfalls ware eine spétere besoldungs- und
beamtenversorgungsrechtliche Behandlung der betroffenen Beamtin oder des betroffenen
Beamten sehr erschwert oder gar unmdglich. Daher ist ein Verbleiben des Rubrums und des
Tenors in der Personalakte sachlich gerechtfertigt. Weitere Bestandteile des Urteils neben dem
Rubrum und dem Tenor sind zu dem genannten Zweck nicht erforderlich und deshalb aus der
Personalakte zu entfernen. Das betrifft vor allem den Tatbestand und die Entscheidungsgriinde.
Der Verbleib des Rubrums und der Entscheidungsformel &ndert nichts an dem sonstigen
grundsétzlichen Verwertungsverbot.

Zu Nummer 6 (8§ 29a — neu):

Durch die Regelung wird der mit der Richtlinie 2013/55/EU in die Richtlinie 2005/36/EG Uber die
Anerkennung von Berufsqualifikationen neu aufgenommene Artikel 56a umgesetzt. Artikel 56a
sieht vor, dass die anderen Mitgliedstaaten Uber Berufsangehdorige unterrichtet werden muissen,
bei denen von nationalen Behdrden oder Gerichten die berufliche Tétigkeit ganz oder teilweise
— auch voriibergehend - untersagt worden ist oder diesbeziigliche Beschrankungen auferlegt
worden sind. Dadurch soll ein hohes Niveau an Gesundheits- und Verbraucherschutz
gewahrleistet werden. Artikel 56a der Richtlinie 2005/36/EG ist fir alle reglementierten Berufe in
nationales Recht und damit auch fir die Gruppe der Beamtinnen und Beamten in Landesrecht
umzusetzen. Der typische Fall fur ein Berufsverbot bei einer Beamtin oder einem Beamten ist
die Disziplinarmafnahme ,Entfernung aus dem Beamtenverhaltnis®. Die Entfernung aus dem
Beamtenverhaltnis stellt ein Berufsverbot fiir die Austibung des Beamtenberufs dar. § 16 Abs. 1
des BremBG i.V.m. § 45 der Bremischen EG-Diplomanerkennungsverordnung enthalt eine
entsprechende Regelung zum Vorwarnmechanismus, die fir das Laufbahnrecht anwendbar ist.
Die Weitergabe von Informationen nach der Richtlinie 2005/36/EG erfolgt tiber IMI, ein
elektronisches System fir den Austausch von Informationen, mit dessen Hilfe die
Mitgliedstaaten der EU bei der Anwendung der Binnenmarktvorschriften effizienter
zusammenarbeiten und sich Amtshilfe leisten kénnen.

Zu Nummer 7 (8 31):
Klarstellende Regelung.

Zu Nummer 8 (§ 38):

Klarstellende Regelung.

Zu Nummer 9 (8 40 Abs. 1):

§ 40 Abs. 1 BremDG regelt den Verfall und die Nachzahlung der einbehaltenen Betrage nach
dem Abschluss des Disziplinarverfahrens. Zwar werden die Beamtenverhéltnisse auf Probe und
auf Widerruf bereits jetzt schon einbezogen. Gleichwohl bedarf es einer klarstellenden
Regelung.

Zu Nummer 10 (8§ 46 Abs. 2):

§ 46 Abs. 2 stellt die Anwendung der Verwaltungsgerichtsordnung (VWGO) in Bezug auf die
Beamtenbeisitzer klar. Eine Anpassung ist aufgrund der Anderung des § 49 BremDG durch
Nummer 11 erforderlich.



Zu Nummer 11 (8 49):

§ 49 BremDG erganzt die Regelungen der 88 47 und 48 BremDG und dient der Konkretisierung
und Gewahrleistung der gesetzlichen Richterin oder des gesetzlichen Richters, indem er
vorgibt, aus welchen Grinden die an sich vorgegebene Richterbank durch Herausnahme einer
Richterin oder eines Richters verandert werden kann und auch muss, weil nachtragliche
Griunde eingetreten sind, die einer Fortfihrung des Amts dauerhaft entgegenstehen.

Bislang ist die Fallkonstellation, dass eine Beamtenbeisitzerin oder ein Beamtenbeisitzer bereits
bei ihrer oder seiner Wahl, also von Anfang an, nicht die grundlegenden Voraussetzungen des
8 46 Abs. 1 BremDG erfilllte, nicht als Tatbestand in § 49 Abs. 1 BremDG ausdriicklich
geregelt.

Wenn zum Zeitpunkt der Wahl die oder der Betreffende entweder nicht Beamtin oder Beamter
auf Lebenszeit war oder den dienstlichen Wohnsitz nicht im Bezirk des Verwaltungsgerichts
Bremen hatte, so ist die Beamtenbeisitzerin oder der Beamtenbeisitzer von seinem Amt zu
entbinden.

Die bestehende Regelung wird um den fehlenden Sachverhalt entsprechend erweitert und
redaktionell angepasst.

Zudem wird in 8 49 Abs. 3 BremDG das Verfahren zur Entbindung der Beamtenbeisitzerin oder
des Beamtenbeisitzers klargestellt.

Zu Nummer 12 (8§ 63 Abs. 2):

Fur die Anfechtungsklage gegen eine Disziplinarverfligung gelten nach § 63 Abs. 2 BremDG die
88 124 und 124a der Verwaltungsgerichtsordnung. Das Zulassungsrecht der
Verwaltungsgerichtsordnung lasst seit dem 1. Januar 2002 die Berufung nicht nur, wie bis dahin
geregelt, von dem Oberverwaltungsgericht, sondern auch von dem Verwaltungsgericht zu. Das
Zulassungsrecht des gerichtlichen Disziplinarverfahrens ist daher an das Zulassungsrecht der
Verwaltungsgerichtsordnung anzupassen.

Zu Nummer 13 (8§ 76):

Mit der Anderung des § 76 entfallt die bisherige Gebuhrenfreiheit fur gerichtliche
Disziplinarverfahren. Dies ist im Hinblick auf die vollzogene Eingliederung der
disziplinarrechtlichen Verfahren in das allgemeine Verwaltungsprozessrecht und der
Ausgestaltung der Verfahren als Parteiprozess folgerichtig. Die Anderung verweist auf die
entsprechenden Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) und ist im Ubrigen
entsprechend den Regelungen des Gerichtskostengesetzes (GKG) ausgestaltet, berlcksichtigt
aber die Besonderheiten des gerichtlichen Disziplinarverfahrens.

Zu Nummer 14 (8 77):

Folgeanderung zu § 76 BremDG (siehe Nummer 13).

Als Grundlage fur die Bemessung der Gebuhren in gerichtlichen Disziplinarverfahren findet tber
eine dynamische Verweisung das Gebuhrenverzeichnis des Bundesdisziplinargesetzes
Anwendung. Diese Verweisung ist zur Sicherstellung der Gleichbehandlung von Bundes- und
Landesbeamtinnen und -beamten im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten der Freien
Hansestadt Bremen angezeigt und dient der Verfahrensvereinfachung.

Zu Nummer 15 (8 79):

Redaktionelle Anderungen und Anpassung der Hohe der Unterhaltsleistungen fir die
hinterbliebenen Ehegatten oder eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner an die
beamtenversorgungsrechtliche Witwen- oder Witwengeldleistung im Sinne des § 24 Abs. 1 Satz
1 des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes (55 % des Ruhegehalts der oder des
Verstorbenen).

Zu Artikel 4 (Anderung des Bremischen Besoldungsgesetzes):

Zu Nummer 1 (Inhaltstibersicht):
Folgeanderung zu Nummer 2, 5 und 6.



Zu Nummer 2 (8§ 25):

§ 25 regelt seit dem 1. Januar 2014 die Bestimmung des Grundgehalts in der
Besoldungsordnung A (aufsteigende Gehalter) nach Zeiten einer dienstlichen Erfahrung.
Aufgrund der hierzu bislang ergangenen verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung (vgl. VG
Bremen, Urteil vom 28. August 2018 — 6 K 544/17 —, juris; Urteil vom 8. August 2017 -,6 K
1377/17 -, juris; Urteil vom 23. Februar 2016 — 6 K 503/15 —, juris) ist die Vorschrift zu
Uberarbeiten. Nach bisherigem Recht wurden alle Zeiten im Beamtenverhaltnis als
Erfahrungszeiten anerkannt. Beamten- und richterrechtliche Zeiten waren zwingend
anzuerkennen, unabhangig davon, in welcher Laufbahn, Besoldungsgruppe oder welchem
Statusverhaltnis (Beamtenverhéltnis auf Lebenszeit oder Probe, Richterverhaltnis auf
Lebenszeit oder Probe) die Zeiten abgeleistet wurden. Diesem Ansatz lag u. a. der Grundsatz
des ,lebenslangen Lernens” zu Grunde, der im Statusrecht verankert ist (u. a. Durchlassigkeit
im Laufbahnrecht). Fir Zeiten im Arbeitnehmerverhaltnis waren Erfahrungszeiten nur dann
zwingend anzuerkennen, soweit es sich um Zeiten einer gleichwertigen Tatigkeit handelte. Das
Merkmal der Gleichwertigkeit wurde im Rundschreiben 16/2013 der Senatorin flr Finanzen
dahingehend definiert, dass die jeweilige tarifrechtliche Entgeltgruppe der Besoldungsgruppe
des wahrzunehmenden Besoldungsamtes entsprechen musste. Das Verwaltungsgericht
Bremen sah hierin eine nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung und stellte einen Verstol3
gegen Art. 3 Abs. 1 GG fest. Es ging davon aus, dass die grundsétzlich verschiedenen
Statusgruppen (Beamtinnen und Beamte sowie Tarifbeschaftigte im offentlichen Dienst) in der
Frage der Berucksichtigung von Vordienstzeiten gleich zu behandeln seien (vgl. VG Bremen,
Urteil vom 23. Februar 2016 — 6 K 503/15 —, Rn. 23, juris). Diese Ansicht wird nicht geteilt. Eine
entsprechende unterschiedliche Behandlung von Vordienstzeiten der Statusgruppen kennt
zudem auch das Beamtenversorgungsrecht, wonach Zeiten einer hauptberuflichen Tatigkeit nur
als ruhegehaltfahige Dienstzeit berticksichtigt werden, wenn sie zur Ernennung gefuihrt haben.
Dagegen sind alle Zeiten im Beamtenverhaltnis richtigerweise ruhegehaltfahige Dienstzeiten.
Die hdchstrichterliche Klarung dieser grundsatzlichen Rechtsfrage konnte der bremische
Dienstherr leider nicht herbeiftihren.

Daher gilt mit der Neuregelung Folgendes:

6. Beamtenrechtliche Zeiten und Zeiten im Tarifbereich des offentlichen Dienstes vor
der Einstellung in den bremischen 6ffentlichen Dienst sind nur noch zwingend als
Erfahrungszeiten anzuerkennen, soweit sie gleichwertig sind. Dabei legt das
Gesetz fest, dass eine Gleichwertigkeit voraussetzt, dass die Zeiten im
Beamtenverhaltnis oder im Tarifbereich mindestens der Wertigkeit des jeweiligen
Einstiegsamtes der jeweiligen Besoldungsgruppe im Zeitpunkt der Ernennung in
den bremischen 6ffentlichen Dienst entsprechen.

7. Die Ubrigen hauptberuflichen Beamten- und tarifrechtlichen Zeiten kénnen im
Rahmen einer Ermessensentscheidung auch weiterhin als Erfahrungszeiten
anerkannt werden, wenn sie in fachlicher Hinsicht férderlich waren, ohne dass es
hier auf eine Gleichwertigkeit ankame. Hierdurch wird dem Grundsatz des
.lebenslangen Lernens* gefolgt.

8. Auch in Féllen eines Laufbahnwechsels innerhalb Bremens (z. B. vom Richteramt
in ein Beamtenverhaltnis) wird die Erfahrungszeit neu festgesetzt.

Nach alledem war die Rechtsgrundlage zur Festsetzung der Erfahrungszeiten zur Bestimmung
des Grundgehalts in Besoldungsgruppen mit aufsteigenden Gehéltern neu zu fassen.

Zu Nummer 3 (§ 31):

Folgeanderung zu Nummer 2.

Zu Nummer 4 (8 33):

Folgeanderung zu Nummer 2.



Zu Nummer 5 (8§ 57a):

Die Vorschrift regelt die Gewahrung eines nichtruhegehaltfahigen Zuschlags zu den
Dienstbeziigen, wenn der Eintritt in den Ruhestand der Beamtin oder des Beamten Uber die
gesetzliche Altersgrenze hinausgeschoben wird. Der monatlich mit den Beziigen zu zahlende
Zuschlag betragt 8 % des jeweils zustehenden Grundgehaltbetrages. Bei der Berechnung des
Zuschlags finden Amts- und Stellenzulagen keine Bertcksichtigung. Soweit die Beamtin oder
der Beamte im Zeitraum des Hinausschiebens eine Teilzeitbeschéaftigung wahlt, wird der
Zuschlagsbetrag auch nur anteilig gezabhlt.

Zu Nummer 6 (8 81-neu):

Die Ubergangsvorschrift stellt sicher, dass bestandskraftige Festsetzungsbescheide zur
Bestimmung des Grundgehalts durch Erfahrungszeiten von der Neuregelung der 88 25, 33
BremBesG nicht beriihrt werden. Dies ist angezeigt, da die Festlegung der Erfahrungsstufe
nach den Regelungen des Bremischen Besoldungsgesetzes eine dauerhafte und verlassliche
Grundlage fur die Hohe der Besoldung ab dem Beginn des Anspruchs auf Dienstbeziige bilden
soll.

Zu Nummer 7 (Anlage | — Besoldungsordnungen A und B):

Die Amtsbezeichnungen ,Arztin, Arzt‘, ,Oberarztin, Oberarzt* sowie ,Chefarztin, Chefarzt*
werden nicht mehr verliehen, so dass sie aus den Besoldungsordnungen A und B zu streichen
sind. Zudem sind die Laufbahnamter im padagogischen Verwaltungsdienst aus
gesetzessystematischen Griinden auch in den Besoldungsgruppen A 13 und A 14 konkret
auszubringen. Bislang erfolgte hier ein Rickgriff auf die jeweilige Grundamtsbezeichnung in
den Besoldungsgruppen A 13 und A 14. Das Amt der Leitenden Medizinaldirektorin oder des
Leitenden Medizinaldirektors ist in B 2 und B 3 auszubringen.

SchliefZlich wird das Amt der Ersten Oberamtsanwaltin bzw. des Ersten Oberamtsanwalts mit
der Funktion der Leitung der Abteilung fir Amtsanwaltssachen der Staatsanwaltschaft in der
Besoldungsgruppe A 14 ausgebracht. Angesichts der hohen Zahl der von den Amtsanwaltinnen
und Amtsanwalten gefuihrten Ermittlungsverfahren des Deliktbereichs der kleinen und mittleren
Kriminalitat — sie machen allein ca. 50% der gesamten Js-Verfahren der Staatsanwaltschaft
Bremen aus — und der damit verbundenen grof3en Bedeutung soll fir diesen Bereich eine
eigene Abteilung eingerichtet werden, die in der Struktur den anderen Abteilungen der
Staatsanwaltschaft gleichgestellt ist.

Die Leitung dieser Abteilung soll einer Amtsanwaltin oder einem Amtsanwalt Ubertragen
werden, die oder der neben ihrem oder seinem Fachdezernat alle Aufsichts- und
Leitungsaufgaben flr die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Abteilung wahrnimmt. Auf Grund
der herausgehobenen Verantwortung ist diese Funktion der Besoldungsgruppe

A 14 zuzuordnen und damit um eine Stufe oberhalb der Besoldung der Oberamtsanwaltinnen
und Oberamtsanwaélte einzustufen.

Die Neubewertung des Dienstpostens der Direktorin oder des Direktors der Ortspolizeibehdrde
Bremerhaven anhand der Besoldungsgruppe B 3 erfolgt im Hinblick auf die erheblich
gestiegenen Anforderungen an die polizeiliche Arbeit und die sich daraus ergebenden
Aufgaben der Leitung der Ortspolizeibehdrde mit einem Personalkérper von ca. 500
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

Zu Nummer 8 (Anlage IV — Kiuinftig wegfallende Amter):

Folgeanderung zu Nummer 7.

Zu Artikel 5 (Anderung des § 3e des Bremischen Richtergesetzes - BremRiG):

Mit der Anfiigung von Abs. 4 in § 3e BremRiG wird klargestellt, dass eine Kombination von
Altersteilzeit und Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand nicht mdglich ist.
Altersteilzeit dient dazu, einen vorzeitigen Ausstieg oder Teilausstieg aus dem Berufsleben zu
erleichtern. Demgegenuber bietet das Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand fur
Richterinnen und Richter die Moglichkeit, den Dienst auch nach Uberschreitung der



gesetzlichen Altersgrenze fortzusetzen, soweit sie sich dazu noch in der Lage fuhlen. Sinn und
Zweck der beiden personalrechtlichen Instrumente sind also direkt gegenlaufig.

Im Ubrigen wird auf die Begriindung zu Artikel 1 Nummer 7 (§ 35 des Bremischen
Beamtengesetzes) verwiesen.

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten):

Regelt das Inkrafttreten.



Deutscher Gewerkschaftshund
DGB Bremen-Elbe-Weser

DGB Bremen-Elbe-Weser | Bahnhofsplatz 22-28 | 28195 Bremen

Matthias Schneider

Freie Hansestadt Bremen
Der Senator fiir Finanzen
Rudolf-Hilferding-Platz 1
28195 Bremen

- Via mail-

Stellungnahme des DGB zum zum Entwurf des 20. Gesetzes zur Anderung dienst-
rechtlicher Vorschriften

Sehr geehrter Herr Schneider,

Der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine Mitgliedsgewerkschaften haben sich umfanglich
mit dem vorgelegten Gesetzesentwurf befasst. Gestatten Sie uns, bevor wir zu den Regelun-
gen im Einzelnen kommen, folgende Anmerkungen:

Frneut ist beim Entwurf des 20. Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften keine
friihzeitige und kontinuierliche Einbeziehung der Spitzenorganisationen erfolgt. Dies haben
Biirgermeister Bovenschulte und Senator Strehl uns im Rahmen des Spitzengesprachs am
26.11.2019 zugesichert. Die Beteiligung muss bereits im Vorfeld der Meinungsbildung zu
politischen Zielsetzungen beginnen. Sie darf sich auch nicht auf das férmliche Beteiligungs-
verfahren beschrénken und in einer Stellungnahme und Anhérung erschdpfen. Weiterhin
hatten wir darum gebeten, geplante beamtenrechtliche Anderungen umfangreich, auch in
Synopsen, darzustellen und zu erldutern.

Der DGB erwartet und fordert mindestens eine mehrfache gewerkschaftliche Beteiligung,
bei der Entwicklung beamtenrechtlicher Regelungen die bei Verordnungen und Gesetzen
bereits auf Grundlage von Referentenentwiirfen einsetzen muss.

Dariiber hinaus erkennen wir grundsatzlich an, dass mit dem vorgelegten Gesetzentwurf an
das tabellenwirksame Gesamtvolumen des Tarifergebnisses TV-L vom 2. Marz 2019 auf die
Besoldung und Beamtenversorgung tibertragen wird. In einigen Punkten ist dennoch eine
Nachbesserung erforderlich.

Zu Artikel 1 - Anderung des Bremischen Beamtengesetzes

Zu Artikel 1 Nr. 2 - § 5 Absatz 1

Der DGB begriift die Klarstellung und ist auch mit der abschlieBenden Bewdahrungsfeststel-
lung in Form einer dienstlichen Beurteilung am Ende der Probezeit einverstanden. Doch die
geplante inhaltliche Ubernahme des § 6 Abs. 3 der Bremischen Laufbahnverordnung in den
§ 5 Abs, 1 des Bremischen Beamtengesetzes muss jetzt zu einer Uberpriifung und Anpassung
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der Bremischen Laufbahnverordnung fiihren, Da kiinftig nur noch Zeiten ohne Dienstbeziige
den Lauf der Probezeit hemmen, miissen beispielsweise Zeiten der unterhdlftigen Teilzeitbe-
schaftigung in vollem Umfang anerkannt werden,

/

Zu Artikel 1 Nr, 4 - § 15 Absatz 1

Der DGB lehnt die geplante Anderung ab. Durch die Formulierung des neues § 15 Abs. 1
wird die zwingende Anerkennung der bei anderen Dienstherm erworbenen Laufbahnbefdhi-
gungen aufgehoben. Das geht weit {iber die in der Begriindung dargelegte Intention, der
Nichtanerkennung rechtswidrig erlangter Laufbahnbefahigungen, hinaus.

Damit steht die geplante Anderung einer Mobilitat im Wege. Im Rahmen von Treu und Glau-
ben miissen sich Beamtinnen und Beamten schon vor dem Dienstherrenwechsel auf die An-
erkennung von Laufbahnbefdhigungen verlassen kénnen.

70 Avtikel 1 Nr. 5 - § 20 Absatz 2

§ 20 Abs. 2 beinhaltet bisher generelle Beférderungsverbote. Die geplante Aufnahme wei-
terer Voraussetzungen fiir eine Beférderung ist weder notwendig noch dient sie der Klarstel-
lung. Der DGB lehnt die Anderung ab.

Zu Artikel 1 Nr. 6 - § 27

Die geplante Anderung soll zunachst einmal die von der Verfassung der Freien Hansestadt
Bremen vorgesehene staatliche Organisation des Landes Bremen ausgestalten. Ganz deutlich
wird dies durch die im letzten Satz der Anderung vorgeschlagenen wirkungsgleichen Uber-
tragung auf Tarifbeschéftigte. Doch genau diese Ausweitung ldsst das Bremische Beamten-
gesetz nicht zu. Nach § 1 gilt dieses Gesetz ausschlieBlich fiir die Beamtinnen und Beamten
des Landes Bremen, der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven sowie der sonstigen der
Aufsicht des Landes unterstehenden Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentli-
chen Rechts und eben nicht fiir Tarifbeschaftigte. Wir schlagen vor, die beabsichtigte Ande-
rung in einem gesonderten Gesetz zu regeln.

Zu Artikel 1 Nr. 7 - § 35 Absatz 4

Der DGB stimmt der beabsichtigten Anderung grundsatzlich zu, bittet bei einer vorzeitigen
Beendigung jedoch darum in Fallen des Satzes 1 Nummer 1 und Nummer 2 gleich zu verfah-
ren.

Dariiber hinaus muss der bisherige § 108 Abs, 3 Bremisches Beamtengesetz ersatzlos gestri-
chen werden.
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Durch die Festsetzung der besonderen Altersgrenze hat der Gesetzgeber generalisierend und
pauschalierend festgestellt, dass die Dienstposten des Polizeivollzugsdienstes derart hohe
Anforderungen beinhalten, dass die Beamten ab einem bestimmten Alter ohne Riicksicht auf
die individuelle Leistungsfahigkeit, den dienstlichen Anforderungen aus dem Ubertragenen
abstrakten Funktionsamt nicht mehr gentigen.

Dabei wurde die besondere Altersgrenze nicht als Recht des Individuums auf einen vorgezo-
genen Ruhestand angesehen, sondern ist und war schon immer Instrument zur Erhaltung der
Leistungsfahigkeit besonderer Verwaltungszweige. :

Der § 108 Abs. 3 Bremisches Beamtengesetz wurde 2008 als Ausgleich fir eine ausbleibende
Anhebung der besonderen Altersgrenze eingefihrt. Ziel war also eine Weiterbeschdftigung
auf Antrag des Polizeivollzugsbeamten um 5 Jahre bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres.

Das Ziel des § 108 Abs. 3 Bremisches Beamtengesetz wurde im Dezember 2011 durch die
Anhebung der Altersgrenze fiir Polizeivollzugsbeamte in Bremen auf die Vollendung des 62.
Lebensjahres eingeholt. Statt die Anhebung mit dem Ziel des § 108 Abs. 3 Bremisches Be-
amtengesetzes zu verkniipfen, wurden die Anhebung auf 62 Lebensjahre und der § 108
Abs. 3 Bremisches Beamtengesetz addiert. Die Kombination der beiden Anderungen filhrt
nun dazu, dass Polizeivollzugsbeamte auf Antrag bis zur Vollendung des 67. Lebensjahres
arbeiten kénnen.

Aus gesundheitlichen Griinden ist dies absolut inakzeptabel. Selbst unter Ausnutzung der
Altersgerechten Personalentwicklung' sollte gerade im Polizeivollzugsdienst eine berpro-
portionale Weiterbeschéftigung nach Erreichen der Altersgrenze verhindert werden. Polizei-
vollzugsheamtinnen und -beamte sind beispielsweise durch Schicht- und Wechselschicht-
dienst jahrelang besonderen kérperlichen und geistigen ~gesundheitsgefahrdenden
Belastungen ausgesetzt. Auch die Corona-Krise hat die besondere Geféhrdung gerade dlterer
Polizeivollzugsbeamter nach Vollendung des 60. Lebensjahres noch einmal deutlich ge-
macht. :

Zu Artikel 1 Nr. 8 - § 43

Zustimmung (entspricht dem Rundschreiben zur Dienstunfahigkeit (§§ 44 bis 49 Bundesbe-
amtengesetz)

Zu Artikel 1 Nr. 9- 8§56

Nach der Begriindung sollen durch die Neufassung des § 56 das zuldssige Ausmaf von Haar-
und Barttracht sowie von Tétowierungen geregelt werden, Tatsachlich geht die geplante
Formulierung des § 56 Abs. 3 aber weit dartiber hinaus und Idsst massive Eingriffe in die
Grundrechte der Beamten zu. Tatowierungen, Korperschmuck und Piercings, auch das Tra-
gen eines Kopftuches gehdren langst zum gesellschaftlichen Erscheinungsbild. Ein Verbot
kann nur gerechtfertigt sein, wenn ansonsten die staatliche Neutralitat konkret gefahrdet
wire, oder eine Storung des gesellschaftlichen , Gesamtfriedens” zu befiirchten ware. Vor
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diesem Hintergrund sprengt das vorgesehene Tatbestandmerkmal , soweit dies bei der Aus-
(lbung des Dienstes tiblich ist" den verfassungsrechtlichen Rahmen und muss gestrichen
werden,

Zu Artikel 1 Nr. 10 - § 59a - Zustimmung

Zu Artikel 1 Nr. 11 - §80

Die in § 80 Abs. 2 vorgesehene Einkommensgrenze von 12.000 Euro ist nicht ausreichend.
Wir fordern eine Anhebung auf das Niveau der anderen norddeutschen Lénder, also auf
18,000 Euro.

Der Bemessungssatz flir Versorgungsberechtigte, die das Restrisika ganz normal in der pri-
vaten Krankenversicherung abgesichert haben, bleibt deutlich hinter dem des Bundes und
der norddeutschen Lander zurlick. Darliber hinaus benachteiligt der in Abs. 4 vorgesehene
Erhéhungsbetrag des Bemessungssatzes fiir Versorgungsberechtigte um 10 von Hundert die
Versicherten in einer privaten Krankenversicherung. Die in Absatz 7 vorgesehene pauschale
Beihilfe zu der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) fiihrt im Ruhestand durch die redu-
Zierten Versorgungsbeziige automatisch auch zu einer Beitragsreduzierung von mindestens
28,25 Prazent, wahrend die PKV keine altersbezogene Beitragsreduzierung vorsieht. Wir for-
dern daher eine Erhdhung des Bemessungssatzes flir Versorgungsberechtigte um 20 von
Hundert.

Wir fordern, die in Abs. 6 vorgesehenen Eigenbehalte zu streichen. Der Uberwiegende Teil
der Lander und der Bund verzichten bereits auf eine Kostenddmpfungspauschale. Da der
Eigenbehalt bei freiwillig in der GKV versicherten Beamtinnen und Beamten nicht zu zahlen
ist, werden die in der PKV Versicherten grundlos benachteiligt. Dartiber hinaus haben selbst
Lander und der Bund, welche auf die pauschale Beihilfe verzichten, inzwischen die Kosten-
dampfungspauschale wieder abgeschafft.

Der DGB weist emeut darauf hin, dass die in Abs. 7 vorgesehene Regelung, die bei einem
Wechsel aus der Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung in ein Versiche-
rungsverhéltnis in der privaten Krankenversicherung oder umgekehrt oder bei Anderung des
Krankenversicherungsumfangs hdchstens die Zahlung der Pauschale in der vor der Anderung
gewahrten Hohe zuldsst, zu einer Verletzung der Fiirsorgepflicht und damit zur Rechtswid-
rigkeit fithren kann, Wir fordern daher, diesen Passus zu streichen.

Weiterhin hat sich durch die Ubernahme des Textes aus den jetzigen § 80 ein falscher Bezug
in Absatz 7 Satz 10 ergeben. Kiinftig soll nicht in Féllen des Absatzes 3 Satz 4 die Pauschale
in Hohe des im Zeitraum der Pflegezeit bestehenden hélftigen Krankenversicherungsbeitra-
ges jeweils zum Ersten eines Monats gezahlt werden, sondern in Fallen des Absatzes 1 Satz
3.
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Zu Artikel 1 Nr, 12 - § 85 Absatz 9 - Zustimmung

Zu Artikel 1 Nr. 13- § 89

Aus Datenschutzgriinden erschliet sich nicht, warum personenbezogene Daten erst bei der
obersten Dienstbehdrde anonymisiert werden und nicht bereits bei der abgebenden Stelle.
Wir fordern um eine entsprechende Anderung des Entwurfs,

Zu Artikel 1 Nr, 14 - § 91 Absatz 2

Zustimmung

Zu Artikel 3
Anderung des Bremischen Disziplinargesetzes
Zu Artikel 3 Nr. 2 - § 1 - Zustimmung

Zu Artikel 3 Nr. 3 - § 10 Absatz 3 - Zustimmung

Zu Artikel 3 Nr. 4 - § 15 Absatz 4

Der DGB lehnt die beabsichtigte Anderung ab. Wenn jede Ausdehnung des Disziplinarver-
fahrens den Zeitablauf unterbrechen soll, wird die Verjahrungsfrist fir DisziplinarmaBnahmen
faktisch schon aus Ermittlungsgriinden aufgehoben.

Zu Artikel 3 Nr. 5 - § 16 Absatz 3 - Zustimmung

Zu Artikel 3 Nr. 6 - § 29a

Wir fordern eine Klarstellung, dass die hiesigen zustandigen Behdrden derartige Auskiinfte
nur im Einzelfall und nur auf ausdriickliche Anforderung des Mitgliedstaates in diesem Ein-
zelfall erteilen. Ansonsten konnten die Mitgliedstaaten derartige Daten iiber hiesige Staats-
biirgerin einer Datei abspeichemn und ggf. auch zu sonstigen Fragestellungen dort nutzen
und auch hier kdnnte eine derartige Datei entstehen.

Zu Artikel 3 Nr, 7 - § 31

Die Erweiterung auf § 34 macht keinen Sinn, da es keine weitergehenden Befugnisse als die
des § 34 gibt. Der beabsichtigten Anderung wird daher nicht zugestimmt.
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7u Artikel 3 Nr. 8 - § 38 Absatz 2

Der angedachten ,klarstellenden” Regelung wird nicht zugestimmt, weil sie gegen héher-
rangiges Bundesrecht verstdBt. § 38 Abs. 2 BremDG soll kiinftig regeln, dass in Fallen, in
denen Beamte auf Widerruf wegen eines Dienstvergehens entlassen werden sollen, gleich-
zeitig mit der vorléufigen Dienstenthebung die Anordnung des Einbehaltens von Beziigen
erfolgen kann. Das widerspricht dem § 23 Abs. 4 BeamtStG, der als Soll-Vorschrift jederzeit
die Beendigung des Vorbereitungsdienstes ermglicht und nicht erst das Ergebnis eines Dis-
ziplinarverfahrens erfordert. Demzufolge greift hier die Dienstenthebung nicht.

Dartber hinaus wird das Einbehalten von 50 Prozent der Anwérterbeziige nicht nur gegen
die Alimentationspflicht verstoBen, sondem es wird auch regelmaBig dazu fiihren, dass selbst
das Existenzminimum nicht mehr erreicht wird.

Zu Artikel 3 Nr. 9 - § 40 Absatz 1 - Zustimmung -
Zu Artikel 3 Nr. 10 - § 46 Absatz 2 - Zustimmung
Zu Artikel 3 Nr. 11 - § 49 - Zustimmung

Zu Artikel 3 Nr, 12 - § 63 Absatz 2 - Zustimmung

Zu Artikel 3 Nr, 13- § 76

§ 76 in der geltenden Fassung ermdglicht es bereits dem Beamten in bestimmten Fallen die
Kosten aufzuerlegen, nach Abs. 4 gelten die Regelungen der VWGO bereits entsprechend.

Die beabsichtigte Anderung lehnen wir jedoch ab, weil dadurch nur die Auferlegung von
Kosten des gerichtlichen und behérdlichen Disziplinarverfatirens auf die Beamten ausgewei-
tet werden soll.

So bleibt das Disziplinarverfahren letztlich ein eigenstandiges Verfahren ohne unmittelbaren
Bezug zur VWGO; Anwaltsgebiihren werden nach dem Gesetz {ber die Vergitung der
Rechtsanwialtinnen und Rechtsanwilte (RVG) unter , sonstigen Verfahren” (Teil 6) abgerech-
net und nicht im Teil 2 als , Verfahren der dffentlich-rechtlichen Gerichtsbarkeit”. Damit fuhrt
die beabsichtigte Anderung zu einem Systembruch.

Zu Artikel 3 Nr, 14 - § 77

Die Einfilhrung von Gerichtskosten im gerichtlichen Disziplinarverfahren kann nur als rein
fiskalische Erwagung des Dienstherrn gesehen werden und wird abgelehnt.

Dartiber hinaus Gerichtskosten werden durch das Gerichtskostengesetz, also ein Bundesge-
setz geregelt und es ist fraglich, ob das Land Bremen fur die beabsichtigte Anderung Uber-
haupt eine Gesetzgebungskompetenz hat,
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Zu Artikel 3 Nr, 15-8§ 79

Wir schlagen vor, in Absatz 4 Satz 2 auf die Prozentangaben zu verzichten und dafiir im
Gesetz und in der Begriindung den ,dynamischen Bezug” zu § 24 Absatz 1 Satz 1 des Bre-
mischen Beamtenversorgungsgesetzes herzustellen.

Zu Artikel 4

Anderung des Bremischen Besoldungsgesetzes

Zu Artikel 4 Nr. 1 - Inhaltstibersicht

Wir fordern, die unter Nummer a) vorgesehene Anderung der Inhaltsiibersicht zu streichen.

Zu Artikel 4 Nr, 2 - § 25

Mit der Anderung des § 25 soll ein Urteil des Verwaltungsgerichtes umgesetzt und die ge-
forderte Gleichbehandlung von Beamtinnen und Beamten sowie Tarifbeschdftigten im 6f-
fentlichen Dienst eingeftihrt werden, Dabei soll die vermeintlich schlechtere tarifliche Rege-
lung auf den Beamtenbereich Ubertragen werden. Der DGB lehnt dies ab, wir fordem
vielmehr eine Anpassung der Tarifregelungen.

Zu Artikel 4 Nr, 3 - § 31 - Zustimmung

7u Artikel 4 Nr. 4 - § 33 - Zustimmung

Zu Artikel 4 Nr. 5- § 57a

Der DGB lehnt die vorgeschlagene Regelung ab. Die freiwillige Weiterbeschaftigung nach
Frreichen der Altersgrenze richtet sich fiir Polizeivollzugsbeamte nach § 108 Abs. 3 Bremi-
sches Beamtengesetz. Danach gilt § 35 Ab. 4 Satz 1 Nummer 2 mit der MaBgabe, dass der
Ruhestand nicht nur um drei, sondern sogar um bis zu fiinf Jahre hinausgeschoben werden
kann. Wir fordern, wie bereits dargestellt, die Streichung der Sonderregelung.

Darliber hinaus fiihrt eine freiwillige Weiterbeschaftigung nach Erreichen der Altersgrenze
nicht zu einer Veranderung der Organisationsstruktur. So bleibt beispielsweise der Anteil von
Schicht- und Wechselschichtstellen am Gesamtvolumen unverandert, Da Beamte mit Errei-
chen der Altersgrenze im Normalfall nicht mehr in diesem belastenden Bereich eingesetzt
werden, blockieren sie mit einer freiwilligen Weiterbeschéftigung gesundheitsfreundlichere
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Beschaftigungen fiir andere. Jede Weiterbeschéftigung nach Erreichen der Altersgrenze wirkt
sich somit negativ auf andere Beamtinnen und Beamte aus, die dadurch eine ldngere Zeit
physisch und physisch belastende Schicht- und Wechselschichtdienste leisten missen und
dadurch in die Gefahr dauerhafter Erkrankungen geraten.

Durch den Zuschlag in Féllen des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand wird die
Bereitschaft zur freiwilligen Weiterbeschéftigung nach Erreichen der Altersgrenze geftrdert.
Doch das ist der falsche Anreiz, denn der finanzielle Vorteil einiger weniger gesunder Beam-
ter wird mit einer starkeren Belastung anderer Beamtinnen und Beamten erkauft. Dies ist im
Sinne der Gesundheitsvorsorge kontraproduktiv und wird vom DGB nicht unterstitzt.,

Zu Artikel 5

Anderung des Bremischen Richtergesetzes

Zustimmung.
Zu Artikel 6

Inkrafttreten

Zustimmung.

Mit freundlichen GriiBen,

b Dincy

Annette DUring

Deutscher Gewerkschaftsbund
Region Bremen-Elbe-Weser




Deutscher Gewerkschaftsbund
DGB Bremen-Elbe-Weser

DGB Bremen-Elbe-Weser | Bahnhofsplatz 22-28 | 28195 Bremen

Imke Qeltjen

Freie Hansestadt Bremen
Der Senator flir Finanzen
Rudolf-Hilferding-Platz 1
28195 Bremen

- Via mail-

Stellungnahme des DGB zum
Entwurf einer Verordnung zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften

Sehr geehrte Frau Qeltjen,

Der DGB und seine beamtenpolitischen Mitgliedsgewerkschaften begriiBen, dass mit dem
Gesetzesentwurf eine Verlangerung der Beamtenverhéltnisse auf Zeit mit wissenschaftli-
chem und kiinstlerischem Personal erméglicht wiirde, auch wenn die nach bisher gelten-
dem Recht bestehenden Hochstbefristungsgrenzen tberschritten wiirden, Auf diese Weise
konnten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die aufgrund der Corona-Krise Verzo-
gerungen bei ihrer wissenschaftlichen Qualifizierung und Forschung erfahren, einen Nach-
teilsausgleich erfahren.

Dieser Reformvorschlag vollzieht de Reform des Wissenschaftszeitvertragsgesetz im , Ge-
setz zur Unterstiitzung von Wissenschaft und Studierendes aufgrund der COVID-19-Pande-
mie" nun auch im Bremischen Beamtengesetz auf der Landesebene nach. Die GEW hatte
bereits bei der Novelle des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes auf der Bundesebene kriti-
siert, dass aus der Ausweitung der Hochstbefristungsgrenze keine zwingende Verlangerung
des Arbeitsverhaltnisses folgt. Statt einer bloBen Option einer Verlangerung des befristeten
Beschaftigungsverhaltnisses forderte die GEW hier einen Rechtsanspruch der befristet Be-
schaftigten auf eine entsprechende Verlangerung des Arbeitsvertrags.

Auch bei dem vorliegenden Entwurf hangt es weiterhin vom Ermessen des Arbeitgebers ab,
ob und in welchem Umfang eine entsprechende Verldngerung tatséchlich angeboten wird.
Der DGB Bremen fordert die Landesregierung auf, den Gesetzesentwurf in diesem Sinne
nachzubessern.

Der DGB schlagt somit folgende Einfiigung in die § 117 bis 118 a vor.

»Das jeweilige Dienstverhéltnis verldngert sich im Einverstandnis mit der Mit-
arbeiterin oder dem Mitarbeiter um sechs Monate, wenn das Beamtenverhalt-
nis auf Zeit zwischen dem 1. Mérz 2020 und dem 30. September 2020 besteht.
Die Senatorin fiir Wissenschaft und Héafen wird ermachtigt, die Verlangerung
um hochstens weitere sechs Monate zuzulassen.

Dnlewe Aa

8. Juni 2020

Annette Diiring
Vorsitzende

DGB Bremen-Elbe-Weser
annette.duering@dgb.de

Telefon: 0421-33576-10
Telefax: 0421-33576-60

diifte

Bahnhofsplatz 22-28
28195 Bremen

bremen.dgb.de

Name, Adresse und zur Bearbeitung notwendige Angaben
werden vorlibergehend gespelchert,
Gedruckt auf chlorfrei gebleichtem Material,
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Sollte es dennoch bei einer optionalen Verldngerung bleiben, fordert der DGB die Politik
dringlich dazu auf, auf die Hochschulen einzuwirken und mit den entsprechenden finanzi-
ellen Mdglichkeiten auszustatten um befristete Arbeitsverhaltnisse unbiirokratisch und
groBzligig zu verlangern.

Im vorliegenden Entwurf des §118a bleibt zudem unklar, ob sich die Option der Verldnge-
rung lediglich auf das erste Beamtenverhaltnis auf Zeit oder das jeweilig bestehende
Dienstverhaltnis bezieht. Diese Uneindeutigkeit lieBe sich durch folgende Formulierung auf-
heben: ,Die Verldngerung des jeweiligen Dienstverhéltnisses ist zuléssig...".

Mit freundlichen GriiBen,

- Dy

Annette During

Deutscher Gewerkschaftsbund
Region Bremen-Elbe-Weser
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28.04.2020

Stellungnahme des dbb bremen —beamtenbund und tarifunion- 20.
Gesetz zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften

- lhr Schreiben vom 17. Marz 2020

Sehr geehrter Herr Schneider,

der dbb beamtenbund und tarifunion bremen (dbb bremen) bedankt sich fur die
Gelegenheit zur Stelluingnahme zum obigen 20. Gesetz zur Anderung
dienstrechtlicher Vorschriften.

Artikel 1 Anderung des Bremischen Beamtengesetzes

Zu Nummer 2 (§5 Absatz 1 BremBG):

Der dbb bremen vermisst in der gesetzlichen Regelung einen Hinweis darauf, was
mit der Beamtin oder dem Beamten nach § 5 (1) S.1 zweiter Halbsatz geschieht,
wenn die Bewahrung innerhalb der Probezeit nicht festgestellt wird.

Zu Nummer 4 (§ 15 BremBG):

Der dbb bremen begriitt die in § 15 (1) getroffene Regelung, der grundsétzlichen
Anerkennung einer Laufbahnbeféhigung fir eine Laufbahn vergleichbarer
Fachrichtung von Dienstherren anderer Lander, mit der MaBgabe, dass fehlerhaft
festgestellte Laufbahnbeféhigungen im Land Bremen nicht anerkannt werden.

Zu Nummer 6 (§ 27 BremBG):

Die Aufnahme der Regelung in § 27 (4) fur die wechselseitige
Aufgabenwahrnehmung von Beamtinnen und Beamten von Landes- und
Kommunalbehérde wird grundsétzlich befurwortet.

Aus Sicht des dbb bremen ist darauf zu achten, dass die Beamtin oder der Beamte
nicht durch die beiden Dienstherren Gefahr lauft, wegen fehlender Absprache



zwischen diesen, zerrieben zu werden. Die beiden Dienstherren mussen eine
Priorisierung und Vermischung der Aufgaben vornehmen, die es der Beamtin oder
dem Beamten erméglichen, eigenverantwortlich und abgesichert die Aufgaben
wahrzunehmen.

Zu Nummer 7 (§ 35 BremBG):

Der dbb bremen sieht keine Notwendigkeit in der Anderung des § 35 (4), da wir
davon ausgehen, dass es sich dabei immer um eine Einzelfallentscheidung handelt,
die zu priifen ist. Die Rechtsauffassung wird dabei durch die Neufassung nicht
berthrt. Weiterhin miissen dienstliche Interessen nicht dem entgegenstehen.
Grundsatzlich sollte mit der derzeitigen Regelung eine Flexibilisierung des
Ruhestandseintritts geschaffen werden, mit dem die Rechtsposition von Beamten,
die ihre Dienstzeit, insbesondere aus persénlichen Grinden verldngern méchten,
gestarkt. Die dienstlichen Interessen missen deshalb so gewichtet sein, dass sie
dem grundsétzlich eingerdumten Rechtsanspruch entgegenstehen.

Zu Nummer 8 (§ 43 BremBG):

Der dbb bremen begriitt die Neuregelung des § 43 (2). Die turnusméfRige
Nachuntersuchung gibt der Beamtin und dem Beamten die Méglichkeit der
Feststellung seiner Dienstfahigkeit und damit den Ruhestand wieder zu beenden.
Der Satz 2 sollte nach Auffassung des dbb bremen gestrichen werden. Die
Formulierung ,in begriindeten Fallen erweckt den Eindruck, dass die Beamtin oder
der Beamte in voller Absicht in den Ruhestand versetzt werden wollte und nicht die
arztliche Untersuchung nach § 44 dazu gefihrt hat.

Alternative kdnnte der Satz 2 lauten:

Abweichend von Satz 1 wird in Féllen, in denen die tragenden Feststellungen und
Griinde des Ergebnisses der &rztlichen Untersuchung im Gutachten nach § 44 eine
vorzeitige Wiederherstellung der Dienstfahigkeit in Aussicht stellen, diese friher
Uberpriift werden.

Zu Nummer 9 (§ 56 BremBG):

Eine zwingende Erweiterung des § 56 BremBG h|n3|chtl|ch des Erscheinungsbildes
im Zusammenhang mit Tatowierungen, wie in der Begriindung zur Anderung des

§ 56 angefiihrt , ist nach Auffassung des dbb bremen nicht zwingend erforderlich.

In dem in der Begriindung zur Gesetzesénderung angefiihrten Urteil vom 17.
November 2017 (2 C 25/17) wird unter Il Nr. 13 angeflhrt:

1. Die Verpflichtung auf die Verfassung und ihre fundamentalen Prinzipien gehort
zu den tragenden Grundsétzen des Berufsbeamtentums (a). Diese
Verfassungstreuepflicht kann auch durch das Tragen einer Tatowierung mit
verfassungsfeindlichen Inhalt verletzt werden, wenn dadurch eine Ablehnung
der verfassungsmaéBigen Ordnung des Grundgesetzes zum Ausdruck
kommt(b). Dies gilt auch dann, wenn eine hinreichende gesetzliche
Regelung iiber das zuldssige AusmaR von Tatowierungen bei Beamten
fehlt (c).

Durch die Urteilsbegriindung wird deutlich, dass die Beamtin und der Beamte zur
Verfassungstreue verpflichtet sind.



AuBerdem hat der dbb bremen seine Zweifel daran, wie mit der Neuregelung des §
56 (3) letzter Satz umgegangen werden soll, in dem auf auch nicht oder nicht
unmittelbar ablegbare Erscheinungsmerkmale abgestellt wird.

Zu Nummer 11 (§ 80 BremBG):

Der dbb bremen fordert den Betrag in § 80 (2) S.3 von 12.000,00 Euro auf 18.000,00
Euro zu erhéhen. Die Anhebung auf diesen Betrag wiirde den Betrdgen der anderen
Norddeutschen Landern entsprechend, dies sieht der dbb bremen als gerechtfertigt
und gerecht an.

Langst Uberfallig ist die Abschaffung der Minderung der beihilfefahigen
Aufwendungen. Dieser Selbstbehalt stellt faktisch eine Kiirzung des ohnehin schon
niedrigen prozentualen Beihilfesatzes im Vergleich zu den anderen Bundesléndern
dar. Der dbb bremen fordert die Streichung des § 80 (6) Satz 1 und § 80 (9) Nr. 2¢
den Wortlaut; neben dem Eigenbehalt nach Absatz 6.

Der dbb bremen ist der Auffassung, dass die bestehende Schlechterstellung der
bremischen Beamtin und des bremischen Beamten ein Ende haben muss und
endlich die Beihilfe in einem Umfang gezahlt werden muss, wie es in allen anderen
Bundesldndern, also auch im benachbarten Niedersachsen und im Bund gang und
gabe ist.

Der dbb bremen fordert, dass sich der Bemessungssatz fur jeden
berticksichtigungsfahigen Angehérigen je 10 vom Hundert, jedoch héchstens auf 80
vom Hundert erhéht. Fir die Versorgungsempfanger soll der Beihilfesatz, analog zu
den anderen Bundesléndern, bei 70 vom Hundert liegen. Der § 80 (4) hétte dann
folgenden Wortlaut:

Die Beihilfe bemisst sich nach einem Bemessungssatz als Vomhundertsatz der
beihilfefahigen Aufwendungen. Der Bemessungssatz betrégt flir Beamtinnen und
Beamte 50 vom Hundert und erhéht sich flir jeden berilicksichtigungsféhigen
Angehérigen um 5 vom Hundert, jedoch hochstens auf 80 vom Hundert. Fur
Versorgungsberechtigte nach den Vorschriften des Bremischen
Beamtenversorgungsgesetz erhéht sich der nach den Sétzen 1 und 2 zustehende
Bemessungssatz um 20 vom Hundert; fir Empféngerinnen und Empfénger von
Witwen- oder Witwergeld erhoht sich der Bemessungssatz um weitere 5 vom
Hundert.

Im Zusammenhang mit dem § 80 (7) und § 80 (8) der pauschalierten Beihilfe,
verweist der dbb bremen auf seine Stellungnahme vom Februar 2019 - zum Gesetz
zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften, Artikel 2 Anderung des Bremischen
Beamtengesetzes ( § 80 Abs. 4 Uiber die Einflihrung einer pauschalen Beihilfe).

Der dbb bremen fordert, dass der § 80 (9) Nr. 2 j dahingehend ergénzt wird, dass die
Behandlungen in einem Mitgliedstaat der Européischen Union, wie im Inland
entstandener Aufwand behandelt wird.

Er lautet also:

j) fur die Einschrankung oder den Ausschluss der Beihilfefahigkeit von auRerhalb der
Bundesrepublik Deutschland entstandenen Aufwendung,

Aufwendungen fiir Leistungen in einem Mitgliedsstaat der EU sind wie im Inland
entstandene Aufwendungen zu behandeln. '



{-}rtikel 3
Anderung des Bremischen Disziplinargesetzes

Zu Nummer 4: Die Aufnahme des Sachverhalts ,Ausdehnung des
Disziplinarverfahrens” zur Unterbrechung der bestimmten Frist wird vom dbb
bremen als gerechtfertigt angesehen.

Zu Nummer 5:

Erklartes Ziel des dbb bremen ist es, dass trotz der Féderalismusreform im Jahr
2006, dennoch eine weitgehend deckungsgleiche Regelung hinsichtlich der Rechte
und Pflichten der Beamtin und der Beamten auch in den Disziplinargesetzen
enthaltenen Verfahrensregelungen fiir die Ahndung von Dienstvergehen besteht. Die
Anderung entspricht anderen Landesregelungen.

Zu Nummer 6: Mit der Aufnahme des § 29a in das bremische Disziplinargesetz
wird der Unterrichtungspflicht der Dienststellen an die zustdndigen Behd&rden
der Mitgliedstaaten der Europdischen Union (Uber Entscheidungen der
Disziplinarorgane gemaf des Artikel 56a der Richtlinie 2005/36/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates (ber die Anerkennung von
Berufsqualifikationen, letzte Anderung durch die Richtlinie 2013/55/EU endlich
Rechnung getragen.

Zu Nummer 14: Mit der Erhebung der Geblhren in gerichtlichen
Disziplinarverfahren nach dem Gebiihrenverzeichnis der Anlage zu § 78 des
Bundesdisziplinargesetzes in der jeweils geltenden Fassung findet eine
Schlechterstellung der bremischen Beamtin und des bremischen ,Beamten
statt, da in der Gebiihrenordnung grundsétzlich Festbetrdge angesetzt werden,
der bremische Bedienstete im Hinblick auf seine Besoldung jedoch schlechter
gestellt ist als die Bundesbediensteten und die Mehrzahl der anderen
Landesbediensteten.

Der dbb bremen fordert die anteilige Gebihreniibernahme in gerichtlichen
Disziplinarverfahren durch den Dienstherrn fir den im Vergleich zwischen der
bremischen Besoldung und Versorgung ins Verhaltnis gesetzten Geblhr des
Geblihrenverzeichnisses der Anlage zu § 78 BDG im Vergleich der
Bundesbesoldung und -versorgung ins Verhdltnis gesetzten Gebihr des
Gebiihrenverzeichnisses.

Zu Nummer 15: Der dbb bremen regt an, die Regelung dahingehend zu
ergdnzen, dass — wie im § 24 (1) S. 5 Beamtenversorgungsgesetzt - der
Wortlaut angefiihrt wird:

Anstelle von' 55 vom Hundert nach Satz 2 treten 60 vom Hundert, wenn die
Ehe vor dem 1. Januar 2002 geschlossen wurde und mindestens ein Ehegatte
vor dem 2. Januar 1962 geboren ist.

Artikel 4
Anderung des Bremischen Besoldungsgesetzes




Zu Nummer 2 - 4:

Der dbb bremen steht fir die Gleichbehandlung der grundsétzlichen
verschiedenen Statusgruppen und kann in der bisher gelebten
Vorgehensweise der Anerkennung aller Zeiten im Beamtenverhéltnis als
Erfahrungszeit keinen Verstoft gegen Art 3 (1) GG sehen. Die Beamtin oder
der Beamte steht bei der Dienstverrichtung in einem speziellen
Rechtsverhiltnis zu ihrem Dienstherrn, dieses Verhaltnis ist bei den
Tarifbeschaftigten  nicht gegeben, sodass neben der eigentlichen
Dienstwahrnehmung  Voraussetzungen einer besonderen  Treuepflicht
vorliegen, die eine Anerkennung beamten- und richterrechtlichen Zeiten
unabhangig von der Laufbahn, Besoldungsgruppe oder welchem
Statusverhaltnis rechtfertigen.

Mit freundlichen Grii3en

Uwe Ahrens
Beamtenrechtskommission



Verein Bremischer
Richter und Staatsanwalte

() BREMISCHER RICHTERBUND

Freie Hansestadt Bremen

Der Senator flr Finanzen

Referat 30 — Beam’ten—, Besoldungs-,
Versorgungs-"und Personalvertretungsrecht
Rudolf-Hilferding-Platz 1 |

28195 Bremen

nur per E-Mail an: Dienstrecht@finanzen.bremen.de

c/o Landgericht Bremen,
Domsheide 16, 28195 Bremen,
E-Mail: Kontakt@richterbund-bremen.de

Bremen, 28.04.2020

Entwurf eines 20. Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften; férmliches

Beteiligungsverfahreh
Stellungnahme

Anlage

Sehr geehrte Damen und Herren,

namens des Bremischen Richterbundes danken wir fir die Ubersendung des o.g.

Gesetzentwurfes und die Méglichkeit zur Stellungnahme. Der Bremische Richterbund nimmt

hierzu wie folgt Stellung:

I Allgemeines

Angesichts der beabsichtigten umfangreichen und zu einem erheblichen Teil substantiellen

Anderungen der bestehenden Rechtslage irritiert, dass die Begriindung tberwiegend sehr

knapp gehalten ist.



In diesem Zusammenhang wiirde der Bremische Richterbund insbesondere erwarten, dass
bei einer Uberprifung und vor einer beabsichtigten Anderung der in Bremen bestehenden
Rechtslage. im Beamtenrecht stets auch die Rechtslage zumihdest in den anderen
norddeutschen Bundeslandern mit in die Betrachtung einbezogen wird, was nicht zuletzt
wegen des verscharften Wettbewerbs um die besten Bewerberinnen und Bewerber. flr den
dffentlichen Dienst fir Bremen von erheblicher Bedeutung ist. Es ware daher sowohl flir dieses
als auch fiir zuklinftige Gesetzesvorhaben sinnvoll und wiinschenswert, im, Zusammenhang
mit deh geplanten Anderungen in der Begriindung jeweils auch die Rechtslage etwa in
'Niedersachsen, Hamburg bzw. Schleswig-Holstein zu skizzieren sowie mitzuteilen und ggf.
néher zu bégrt‘mden, weshalb Bremen sich daran orientieren oder gerade nicht orientieren

mochte.

Ebenso ware es sowohl flir dieses als auch flir zukinftige Gesetzesvorhaben im Bereich des
Beamtenrechts sinnvoll und wiinschenswert, in der Entwurfsbegriindung jedenfalls zur
Klarstellung jeweils mitzuteilen, .ob und gegebenenfalls inwieweit die geplanten
Gesetzesanderungen aufgrund von §§ 4, 62 ff. BremRiG auch fr die bremischen Richterinnen
gnd Richter, Staatsanwéltinnen und Staatsanwalte relevant sind: Diese Frage ware vom

Gesetzgeber ohnehin in jedem Falle zu prifen.

SchlieRlich ist bereits an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass der Gesetzentwurf zum Teil,
so jedenfalls im Zusammenhang mit der geplanten Anderung des Beihilferechts in
Artikel 1 Nr. 11 (§ 80 BremBG) des Gesetzentwurfs, auch sachliche Anderungen der
bestehenden Rechtslage vorsieht, welche in der Entwurfsbegriindung in keiner Weise
thematisiert werden (dazu im Einzelnen spater). Der Bremische Richterbund will nicht davon
ausgehen, dass hier bewusst versucht wird, derartige Anderungen ohne dargelegte triftige
Begriindung in das Gesetzgebungsvorhaben einzubinden. Wir nehmen daher an, dass es sich
um ein bzw. mehrere Versehen handelt. Der Senator flr Finanzen wird gleichwbhl dringend
gebeten, die von uns nachfolgend im Einzelnen dargelegten Méngel zu korrigieren. Zugleich
bitten wir um Stellungnahme, weshalb der Gesetzentwurf zum Teil inhaltliche Anderungen

enthalt, welche in der Entwurfsbegriindung weder begriindet noch auch nur thematisiert

werden.

. Zu Artikel 1 [Anderung des Bremischen Beamtengesetzes (BremBG)]

ZUNr. 2 (§ 5 Abs. 1): ‘
Die Neuregelung des § 5 Absatz 1 ermdglicht die Fortsetzung der Probezeit im Anschluss an

eine Beurlaubung ohne Dienstbezlige nach § 62a des Bremischen Beamtengesetzes oder an
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eine Elternzeit ohne Dienstbeziige und entspricht damit den Vorgaben des EuGH in seinem
Urteil vom 07.09.2017 (C-174/16). Insbesondere gewahrleistet die Aufhahme der Hemmung,
* dass, wie vom EuGH festgelegt, die tatséchliche Probezeit ebenso lang ist wie ohne die

Inanspruchnahme von Elternzeit ochne Dienstbezulge. '

Allerdings fehlen in der Neuregelung Ausflihrungen dazu, wie die Fortsetzung der gehemmten

Probezeit gewahrleistet wird, falls das vor der Beurlaubung ohne Dienstbezlige nach § 62a

oder Elternzeit ohne Dienstbezlige auf Probe Ubertragene Amt mit leitender Funktion
zwischenzeitlich anderweitig besetzt wurde. Insofern ist zunéchst klarzustellen, dass es sich
hierbei entsprechend dem Urteil des EuGH um Falle der objektiven Unmdglichkeit handeln
mUss, d. h. Falle, in denen es dem Land Bremen unmdglich war, das Amt entweder vorlaufig
unbesetzt zu lassen oder, wenn nétig, bis zur Rickkehr der oder des in Elternzeit ohne
Dienstbeziige befindlichen Beamtin oder Beamten voriibergehend mit einer anderen Beamtin
oder einem anderen Beamten zu besetzen. Sollte ein solcher Fall der erwiesenen.objektiven
Unmdglichkeit der Fortsetzung der Probezeit in dem urspriinglich Ubertragenen Amt vorliegen,
bedarf es nach dem Urteil des EUGH der Mdglichkeit der Fortsetzung der Probezeii in einem
gleichwertigen Amt. |

Zudem fehlt es in der Neufassung des § 5 Absatz 1 an Regelungen zu den Fallkonstellationen
der Arbeitszeitreduktion Wéhrehd der Probezeit aufgrund der Betreuung von Kindern oder
pflegebedtrftigen Angehérigén. In diesen Fallen muss die Beamtin oder der Beamte trotz des
Verlangerungsverbots in Satz 6 die Moglichkeit haben,' sich ausreichend zu bewahren, damit
es nicht zu Ablehnungen der Bewahrung mit der BegrUnduhg kommen kann, dass aufgrund
der Arbsitszeitreduktion eine Bewahrung nicht festgestellt werden konnte. Andernfalls werden
durch die beabsichtigte unvollstdndige Neuregelung des § 5 Absatz 1 weiterhin Frauen

diskriminiert, die in den tberwiegenden Fallen ihre Arbeitszeit zur Kinderbetrleu‘ung oder Pflege
reduzieren. Damit wiirde der Rechtsgedanke des Urteils des EuGH vom 07.09.2017 nur

unvollstandig umgesetzt.

Zusammenfassend bestehen bei Berlicksichtigung der vorgenannten Ausfilhrungen seitens
des Bremischen Richterb‘undes‘ keine grundsétzlichen Bedenken gegen die beabsichtigte

Neuregelung.

Zu Nr. 4 (§ 15 Abs. 1); -
Die Neuregelung des § 15 Abs. 1 erdffnet im Vergleich mit der bisherigen Regelung ein

- allgemeines gebundenes Ermessen. Die Gesetzesbegriindung stellt jedoch nur auf eine eng
begrenzte Fallkonstellation zur Begriindung der Aufnahme der Soll-Regelung ab, ndmlich auf
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Falle, in denen Laufbahnbeféhigungen,‘ die auch nach dem Laufbahnrecht anderer
Dienstherren nicht hatten festgestellt werden durfen, aufgrund der bisherigen Regelung im
“Land Bremen zwingend anzuerkennen waren. Uber diese Zielsetzung der
Entwurfsbegriindung geht die Neuregelung mit der Eréffnung eines allgemeinen gebundenen

Ermessens allerdings deutlich hinaus.

Davon abgesehen bestehen hier keine grundsatzlichen Bedenken gegen dié beabsic‘htigte

Neuregelung.

Zu Nr. 7 (§ 35 Abs. 4): ‘
Die Neuregelung des § 35 Absatz 4 verschérft die bisherige Regelung des nicht

entgegenstehenden dienstlichen Interesses im Falle des Hinausschiebens des Ruhestandes

auf Antrags der Beamtin oder des Beamten dahingehend, dass nunmehr erforderlich ist, dass

das Hinausschieben im Einzelfall im dienstlichen Interesse liegt. Zudem erfolgt eine weitere
Verschéarfung dadurch, dass sich nunmehr das Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand
und die Gewshrung einer Altersteilzeit nach § 63 des Bremischen Beamtengesetzes

auss_chliersen. ‘

Eine Notwendigkeit fur diese Verscharfungen besteht nicht. Vielmehr erdffnet die bisherige
Regelung ‘des nicht entgegenstehenden dienstlichen  Interesses  ausreichend
Entscheidungsspielraum fir den Dienstherrn. Aus der Gesetzesbegrlindung ergibt sich auch
kein Erfordernis, auf die Erfahrungen von Béamtinnen und Beamten, die ihren Ruhestand

hinausschieben méchten, zu verzichten.

Zudem besteht keine Notwendigkeit fir den Ausschluss des Hinausschiebens des
Ruhestandes im Falle der Gewahrung von Altersteilzeit, da auch ein reduzierter
Arbeitskrafteinsatz das Hinausschiében des Ruhestandes rechtfertigen kann. Sofern dieser
Verbindung im Einzelfall dienstliche Interessen entgegenstehen sollten, ersffnet die bisherige
Regelung dem Dienstherrn bereits ausreichend Berlicksichtigungsmdéglichkeiten, Vielmehr
beraubte der Dienstherr bzw. das Land Bremen sich auf diese Weise ohne nachvollziehbaren
Grund selbst der Option, kompetente, erfahrene und leistungsbereite Kréfte auch Uber die
eigentliche Ruhestandsgrenze hinaus in Teilzeit zu beschéftigen.

"SchlieRlich stellt die beabsichtigte Neufegelung eine wesentliche Verschlechterung im
Verglelch mit den benachbarten Bundeslédndern Niedersachen und. Hamburg dar, an deren
Regelungen sich Bremen bei beabsmhtagten Gesetzesdnderungen. im Beamtenrecht,
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insbesondere im Hinblick auf ein vergleichbares Besoldungs- und Versorgungsniveau und die

Gewinnung von qualifizierten Bewerbern, stets messen lassen muss. -

§ 36 des Niedersachsischen Beamtengesetztes in seiner aktuellen Fassung entspricht der
bisherigen Regelung des Bremischen Beamtengesetzes, stelvlt mithin darauf ab, dass
dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Zudem findet sich dort kein Ausschluss des
Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand bei Gewahrung einer Altersteilzeit. Auch in
§ 35 des Hamburgischen Beamtengesetzes gibt es diesen Ausschluss nicht. Dariiber hinaus
befindet sich in'Ab‘satz 5 eine Erleichterung dahingehend, dass dienstliche Belangé.nicht

‘entgegenstehen diirfen, wenn | | .
1 die Beamtin oder der Beamte in dem entsprechenden Umfang nach § 63
 Absatz 1 teilzeitbeschaftigt oder beurlaubt gewesen ist oder Pflegezeit nach

§ 63a oder Familienpflegezeit nach § 63b’in Anspruch genommen hat,

2. das Ruhegehalt, das sie oder er bei Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens

der Altersgrenze erhalten wiirde, nicht die Hochstgrenze erreicht.

Offen‘sichtlich wird somit weder in Hamburg noch in Niedersachsen ein Bedirfnis flr ein

entsprechendes Koppelungsverbot gesehen.

Zusammenfassend lehnt der Bremische Richterbund die beabsichtigte Anderung des § 35
Abs. 4 BremBG daher aus den vorgenannten Griinden ab. Jedenfalls bedirfte es zwingend
der Aufnahme der vorgenahntén Ergénzungen in eine Neuregelung des § 35 Absatz 4, da
‘andernfalls eine Diskriminierung von Frauen erfolgte, welche sich erfahrungsgeman vorrangig
in Teilzeitbeschaftigung befinden oder Pflegezeit oder Familienpflegezeit in Anspruch nehmen.

Zu Nr.é(§ 56): . _
" Das zur Begrindung der Neuregelung des § 56 Absatz 3 angefihrte Urteil des

Bundesverwaltungsgerichts vom 17. November 2017 (2 C 25/17) bezieht sich nur auf das
Erfordernis einer hinreichend bestimmten gesetzlichen Erméchtigung fur die Regelung des
zuldssigen Auémarses von Tatowierungen. Die Neuregelung erméchtigt die obere
Dienstbehdrde jedoch auch zu Regélungen (iber das wéahrend des Diehstes zu wahrende

aulere Erscheinungsbild der Beamtinnen oder des Beamten, wobei hierzu hach Satz 3 auch

hicht oder nicht unmittelbar- ablegbare Erschei_nungsmérkmale zéhlen. Nach der
Gesetzesbegriindung soll hiervon auch eine bestimmte Haar- und Barttracht erfasst sein.

Die Neuregelung des. § 56 Abs. 3 erfullt jedoch nicht die im Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts  tibereinstimmend mit dem dort zitierten- Beschluss des
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Bundesverfassungsgerichts vom 21. April 2015 aufgestellte Anforderung, nach der eine
hinreichend  bestimmte  gesetzliche Regelung erforderlich ist, aus der trotz
Verordnungserméchtigung bereits erkenn- und vorhersehbar sein muss, was der Beamtin und
dem Beamten gegeniiber zuldssig sein soll. Deshalb ist in die Neuregelung zum einen
aufzunehmen, dass ndhere Bestimmungen tber das’ zulassige Ausmald von Tétowierungen“’
durch Rechtsverordnung zu treffen sind und nicht etwa durch bloRRe VenNaltungsvorschrifteh.
Zum anderen ist zu fordern, dass Uber: mdogliche Tétowieruhgen hinauégehende,
weitergehende Anforderungen an das &uRere Erscheinungsbild (z.B. Haar-, Barttracht,
'Piercings) im Wesentlichen schon aus der gesetzlichen Erméchtigung in § 56 Abs. 3 ersichtlibh

werden, etwa in Form von Regelbeispielen.

Unter Beriicksichtigung dieser Ausflihrungen bestehen keine grundsatzlichen Bedenken

gegen die geplante Anderung.

Zu Nr. 10 (§ 59a): :
Die Neuregelung fuhrt in Satz 3 bisher Iedigllioh auf, dass von der Rickforderung aus

Billigkeitsgriinden ganz oder teilweise abgesehen werden kann. Laut Gesetzesbegriindung ist
aus Griinden der Billigkeit von der Ruickforderung regelmaBig teilweise in Hohe von 30 % des
iberzahlteh Betrages abzusehen, wenn der Grund far die UberzahlLlng in der Uberwiegenden
behordlichen Verantwortung liegt. Weiterhin  benennt die Gesetzesbegriindung als
Billigkeitsgriinde besondere wirtschaftliche Probleme der Beamtin oder des Beamten, bei der
auch eine dartberhinausgehende Efméf&igung des Ruckforderungsbetrages in Betracht

kommen konne.

Es erscheint sinnvoll, wenn diese Beispiele nicht nur in der Gesetzesbegrliindung benannt,
sondern als Regelbeispiele in den Gesetzestext aufgenommen wirden. Im Ubrigen bestehen
gegen die geplante Anderung keine grundsétzlichen Bedenken. '

Zu Nr. 11 (§ 80):
Die Entwurfsbegriindung zur Anderung des § 80 des Bremischen Beamtengesetzes stellt

allein auf das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 28. Méarz 2019 (5 C 4/18) und die
darin aufgestellten Anforderungen an die Konkretisierung einer Erméchtigungsgrundlage zum
Erlass einer Rechtsverordnung im Bereich der Beihilfe ab. Die beabsichtigte Neuregelung des
§ 80 enthdlt jedoch nicht nur die nach dem Urteil des Bundesverwaltungégerichts
erforderlichen Konkretisierungen, sondern auch inhaltliche Anderungen in Form von
Verschlechterungen fiir die Beihilfeberechtigten. Damit kommt es im Gewand der Umsetzung

des Urteils des Bundesverfassungsgerichts und ohne dies kenntlich zu machen, zu einer
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weiteren Absenkung des Beihilfeniveaus, welches auch im Vergleich mit den benachbarten
Bundeslandern Niedersachen und Hamburg weiter verschlechtert wird. Zudem entspricht die
Neuregelung nicht den Anforderungen, die das Bundesverwaltungsgericht an die

Konkretisierung der Erméchtigungsgrundlage aufstellt.
Im Eihzelnen:

Bei einem Vergleich der bisherigen Fassung des § 80 mit der beabsichtigten Neufassung fallt
zunachst auf, dass die Beihilfeberechtigung in Absatz 1 Nr. 1 nunmehr an den Anspruch auf
Dienst- oder Anwérterbezi]ge gekoppelt wird. Erganzend heillt es in Satz 2, dass die
Beihilfeberechtigung auch. in Féllen‘der Beurlaubung ohne Dienst- oder Anwérterbeziige zur
Pflege, Betreuung oder Begleitung naher Angehoriger nach '§ 62a Abs. 1 S. 1 u. 3 des
Bremischen Beamtengesetzes bestehe. Damit erstreckt sich die Beihilfeberechtigung auf die
dort genannten Pflegekonstellationen. Nicht mehr erfasst sind damit .jedoch' in Elternzeit
befindliche Beamtinnen oder Beamte und Richterinnen oder Richter, die keine Dienstbezlge,
sondern Elterngeld erhalten. Damit diskriminierte dié geplante Neuregelung insbhesondere
Frauen, die in Uberwiegendem MaRe die Elternzeit in AnSpruch hehmen. Es bedarf mithin
einer expliziten Aufnahme dieser Fallgruppe, wie dies in § 80 Abs. 1 S. 3 des
Niedersachsischen Beamten'gésetzes der Fall ist. Dort heiRt es, dass der Anspruch auf Beihilfe
besteht, wenn Besoldung oder. Versorgung gezahlt oder wegen der Inanspruchnahme von

Elternzeit nicht gezahlt wird. Zudem finden sich dort mit den Aushahmen des Sonderurlaubs,

dessen Dauer einen Monat nicht Ubersteigt und des Wahlvorbereitungsurlaubs weitere
Fallgruppen, die ebenfalls in die bremische Neuregelung des § 80 mit aufgenommen werden

sollten.

Bezliglich der Neuregelung in Absatz 2 gilt es anzumerken, dass diese eine Benachteiligung
gegeniiber den benachbarten Bundesléndern Hamburg und Niedersachsen darstellt, die ifn
Vergleich das bremische Besoldungs- und Versorgungsniveau sowie die Konkurrenzféhigkeit
Bremens bei der Gewinnung qualifiziertef Bewerber weiter schmalert. Wahrend § 80 Absatz 2
des Bremischen Beamtengesetzes die Beihilfeberechtigung des nicht  selbst
beihilfeberechtigten Ehegatten davon abhédngig macht, dass der Gesamtbetrag der
nachzuweisenden Einkiinfte des Ehegatten im Kalenderjahr vor Stellung des Beihilfeantrages
12.000,- € nicht Ubersteigt, beziffe‘rt sowohl das Niedersdchsische Beamtengesetz als auch
das Hamburgische Beamtengesetz deh Betrag mit 16.000,- € Zudem stellt das
Niedersachsische Beamtengesetz zur Berechnung darauf ab, dass der Gesamtbetrag der
Einkiinfte des Ehegatten im zweiten Kalenderjahr vor der Stellung des Beihilfeantrags 18.000

Euro nicht Uberstiegen hat.




§ 80 Absatz 3 stellt im Vergleich mit der bisherigen Regelung in Absatz 2 eine
Verschlechterung dar, indem nunmehr bei der Bestimmung der beihilfefahigen Aufwendungen
neben den blsherlgen Beschrankungen darauf abstellt wird, dass. die Aufwendungen der Héhe
nach angemessen sein missen. Absatz 3 benennt also ein weiteres Beschrankungskriterium
ohne dass fur diese weitere Beschrankung ein Grund ersichtlich ist oder die
Gesetzesbegriindung hierzu Ausfilhrungen enthalt. Auch entfallen die bei der Aufzéhlung der
beihilfefahigen Aufwendungen bisher aufgefuhrten Schutzimpfungen, was insbesondere
angesichts des ges_etzgeberisohen Ziels der flachendeckenden Impfprévention und der
aktuellen Corona-Situation in keiner Weise nachvollziehbar ist und ein vollkommen falsches
'Zeichen setzt. Zudem wird die Beihilfegewshrung fur Aufwendungen der medizinisch
notwendigen Empfangnisregelung gegentiber der bisherigen Regelung dahingehend
verschlechtert, dass Beihilfe nunmehr nur noch in Aushahmefallen der Empfangnisregelung
und der kunstlichen Befruchtung gewahrt werden soll. Auch hier ist im Ubrigen die
niederséchsische Regelung gunstiger als die beabsiohtigte Neuregelung im Bremischen
Beamtengesetz, da dort nach Absatz 3 S. 1 Nr. 6 Beihilfe sowoh! zur Empfangnisverhtitung
als auch zur kiinstlichen Befruchtung gewahrt wird. |

Auch die beabsichtigte Neufassung des Absatz 4 bedarf insofern einer Konkretisierung, als es
dort in Satz 2 entgegen der bisherigen Regelung in § 12 der Bremischen Beihilfeverordnung
nur noch heiRt, dass der Bemessungssatz flr Beamtinnen und Beamte 50 vom Hundert
betrégt und sich fiir jeden berticksichtigungsfahigen Angehorigen um 5 vom Hundert, jedoch
hochstens auf 70 vom Hundert erhoht. Hier ist, wenn die Vorgaben des
Bundesverwaltungsgerichts tatsachlich konsequent umgesetzt werden sollen, eine Ergénzung
der Tatbestande betreffend die beriicksichtigungsfahigen Angehdrigen erforderlich, d. h. zum
einen die Erhohung fir Beihilfeberechtigte, die verheiratét sind, sofern die Einklinfte des
" Ehegatten den Grenzbetrag nicht Ubersteigen, zum anderen die Erhohung fir jedes
berticksichtigungsfahige Kind bzw. Enkelkind. Diesbezliglich dréangt der Bremische
Richterbund im Ubrigen bereits seit Jahren auf eine Anpassung der Beihilfesatze
entsprechend der Regelung in Niedersachsen und Hamburg. Dort erfolgt ab zwei
beriicksichtigungsfahigen Kindern eine Erhéhung der Beihilfe auf 70 %, wahrend eine
entsprechende Erhéhung in Bremen erst bei vier berticksichtigungsfahigen Kindern erfolgt.
Die Neuregelung halt damit an der familienfeindlicheren bremischen Rechtslage fest. Dartiber
hinaus betragt der Bemessungssatz fur Empfangerinnen und Empfanger von
Versorgungsbezligen in Niedersachen und Hamburg 70 %, wahrend in Bremen nur eine
Erhéhung um 10 von Hundert, d. h. im Regelfall auf 60 % erfolgt. SchlieRlich enthélt die
beabsichtigte bremische Neufassung im Vérgleich mit der niederséchsischen und
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hambur’gischen Regelung keine Aufnahme der berlicksichtigungsfahigen Ehegattinnen und
Ehegatten oder Lebenspartnerinnen und Lebenspartner mit 70 v. H. und der
berticksichtigungsfahigen Kinder sowie Waisen, die als solche beihilfeberechtigt sind; mit 80
v. H.

Der neu‘aufgenommene Absatz 6 Ubernimmt den bisher ebenfalls in der ‘Bremischen
Beihilfeverordnung in § 12a aufgefuhrten Eigenbehalt, verscharft jedoch, ohne dies kenntlich
zu machen, die bereits in ihrer bisherigen Form zu kritisierende Regelung der Minderung der
Beihilfe um einen jahrlichen Eigenbehalt. Dies ergibt sich zum einen daraus, dass die bisherige
Einschrankung, nach der die Minderung nicht bei Aufwendungen wegen dauernder
| Pflegebedrftigkeit vorzunehmen ist, nicht in Absatz 6 (lbernommen wurde. Zudem enthalt
dieser einen weiteren Besohrénkungstatbestahd in dem es heilt, dass ,daneben weitere
aufwendungsbezogene Eigenbehélte zulassig® seien. Ein Grund fur diese weitere
Beschrankung ist weder ersichtlich noch enthalt der Gesetzestext hierzu R.egelbeispiele oder
die Gesetzesbegriindung hierzu Ausfuhrungen. Die Formulierung der Zuldssigkeit weiterer
aufwendungsbezogener Eigenbehalte ist aber vollkommen unbestimmt und eroffnet damit‘
entgegen den im Urteil des Bundesverfassungsgerichts aufgestellfen Anforderungen dem‘
Verordnungsgeber Tir und Tor flr “eine eigenméchtige weitere Absenkung von-
Beihilfeleistungen durch Abzug weiterer aufwendungsbezogenerAEigenbehalte. Zudem findet
die in § 80 Absatz 6 Satz 3 und 4 des Niedersachsischen Beamtengesetzes befindliche
Regelurig keine Entsprechung in der bremischen Neuregelung, nach der der Ausschluss oder
die Beschrankung - der Beihilfegewahrung flr nachgewieséne und angemessene
Aufwendungen fur medizinisch notwendige Leistungen nur zuldssig ist, soweit dies im
~ Einzelfall nioht' zu -einer unzumutbaren Harte fur die Beihilfeberechtigten oder ihre
beriicksichtigungsfihigen Angehérigen fiihrt und- Eigenbehalte hicht abzuziehen sind von
Aufwendungen fur Arzneimittel, die in der gesetzlichen Krankenversicherung von der
Zuzahlung befreit sind, von Kindern und Waisen bis zur Vollehdung des 18. Lebensjahres,
ausgenommen Aufwendungen fur Fahrten, von Schwangeren im Zusammenhang mit
Schwangerschaftsbeschwerden  oder der Entbindung, flr ambulante &rztliche und
zahnéarztliche Vorsorgeléistungen sowie Leistungen zur Frilherkennung von Krankheiten und
flr Pflegemaf&nahmén.
Im Hinblick auf Absatz 7 wird vollumfanglich auf die Stellungnahme des Bremischen
Richterbundes vom 28.02.2019 zum Entwurf eines 19. Gesetzes zur Anderung
dienstrechtlicher Vorschriften verwiesen, welche dieser 'Stellungnah‘me nochmals als Anlage‘

beigeflgt ist.




Auch die beabsichtigte Regelung in Absatz ‘9 soll die Vorgaben des
Bundesverwaltungsgerichts umsetzen, indem es hier zunéchst heilt, dass das Nahere Uber
Inhalt und Umfang sowie Uber das Verfahren der Beihilfegewéhrung der Senat durch
Rechtsverordnung regelt. Sodann folgt eine Aufzahlung, welche Bestimmungen insbesondere
getroffen werden kénnen. Die Regelung ist jeddoh insofern weiterhin zu unbestimmt, als sie
eine Aufzahlung samtlicher Regelungsbereiche der Beihilfe enthélt, die inhaltlich durch
Rechtsverordnung .zu treffenden Regeln jedoch weitérhin nicht entsprechend den
Anforderungen des. Urteils des Bundesverwaltungsgerichts konkretisiert. Das
Bundesverwaltungsgericht fuhrt in seinem Urteil unter Randnummer 9 aus, dass der
parlamentarische Landesgesetzgeber die tragenden Strukturprinzipien und wesentlichen
Einschrankungen des Beihilfesystems festlegen muss, da andernfalls der fir Besoldung und
Versorgung bestehende Gesetzesvorbehalt aus Art. 33 Abs. 5 GG zunehmend ausgehohlt
werden und die Exekutive das durch Besoldungs- und Versorgungsgesetze festgelegte
Alimentationsniveau durch Streichungen oder Kurzungen von Beihilfeleistungen eigenméchtig
absenken koénnte. Dies bedeutet, dass die Neufassung des Absatzes 9 sowohl den Inhalt als
auch den Umfang der kiinftig durch Rechtsverordnung zu-treffenden Beihilferegelungen genau

bezeichnen muss, da anderrifalls der Verordnungsgeber entgegen der eindeutigen Vorgabeh '

des Bundesverwaltungsgerichts immer noch Kirzungen eigenverantwortlich vornehmen und

damit das Beihilfe- und Alimentationsniveau weiter absenken kénnte.

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass § 80 Absatz 8 und Absatz 9 des
Niedersachsischen Beamtengesetzes sowie § 80 Absatz 9 Satz 5, Satz 6 und Satz 11 des

Hamburgischen Beamtengesetze‘s, keine Entsprechung in § 80 des Bremischen

Beamtengesetzes  finden. Es bedarf entsprechend der Vorgaben des
Bundesverwaltungsgerichts jedoch einer Aufnahme in das Beamtengesetz und nicht Iédiglich
einer Auffilhrung in der Beihilfeverordnung, da die wesentlichen Punkte im Gesetz zu regeln
sind. Zudem ist eine inhaltsgleiche Ubertragung der ausfthrlicheren, fir die Beamtinnen und
Beamten, Richterinnen und Richter, Staatsanwéltinnen und Staatsanwélté glnstigeren
Regelungen der benachbarten Bundeslénder zu fordern.

Zusammenfassend bedarf es insoweit aus Sicht dves Bremischen Richterbundes erheblicher

Nachbesserungen.
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Il. Zu Artikel 3 [Anderung des Bremiséhen Disziplinargesetzes (BremDG)]

ZuNr. 13 (§ 76). ‘
Die knappe Entwurfsbegriindung ist leider wenig aussagekraftig. Soweit in diesem

Zusammenhang von einer bisherigen Gebtihrenfreiheit fr gerichtliche Disziplinarverfahren die
Rede ist, ist dies nicht recht nachvollziehbar. Die bisherige Gebuhrenfreiheit flr gerichtliche
Disziplinarverfahren ergibt sich bisléng vielmehr aus § 77 Abs. 1 BremDG. -

Beabsichtigt ist aber offenbar vor allem, die bislang in § 76 Abs. 3 BremDG getroffene
Regelung aufzuheben, wonach ~— ebenso‘wie in § 69 Abs. 4 des Niederséchsischen
Disziplinargesetzes — der Dienstherr die Kosten des Verfahrens tragt, wenn das
Disziplinarverfahren -wegen | Fristversdumung im  Rahmen  des | behordlichen
Disziplinarverfahrens einzustellen ist. In diesem Fall soll gemaR § 76 Abs. 3 BremDG-Entwurf
nun offenbar das Gericht Uber die Kosten des Verfahrens befinden. Eine substantielle
Begr[‘mduhg fur diese beabsichtigte Anderung enthélt die Entwurfsbegriindung nicht.

Der Bremische Richterbund lehnt diese beabsichtigte Anderung, welche einseitig zulasten der
Beamtinnen und Beamten ginge, daher ab.

ZuNr. 14 (§ 77). .
Zwar bestehen keine grundsatzlichen Bedenken gegen das Entfallen der bisherigen

Geblihrenfreiheit fir gerichtliche Disziplinarverfahren an sich. Erheblichen' Bedenken
begegnet allerdings die zur Bemessung der Gebuhren im gerichtlichen Disziplinarverfahren
beabsichtigte ~ dynamische  Verweisung auf das . Gebuhrenverzeiohnis des
Bundesdisziplinargesetzes. Die Bégri]ndung, wonach diese Vérweisung zur Sicherstellung der
Gleichbehandlung von Bundes- und Landesbeamtinnen und -beamten in Verfahren vor den
’Verwaltungsger.iohten der Freien Hansestadt Bremen angezeigt sei und der
Verfahrensvereinfachung diene, Uberzeugt nicht. Bundes- und Landesbeamtinnen und -
beamte werden auch in vielerlei anderer Hinsicht, etwa besoldungs- und beihilferechtlich
. unterschiedlich behandelt. Zudem nehmen auch die Disziplinargesetze Niedersachsens und
Hamburgs insoweit nicht Bezug auf das Gebihrenverzeichnis des Bundesdisziplinargesetzes. .
“In jedem Falle ware daher vor einer entsprechenden Anderung durch den Gesetzgeber zu
prifen, inwieweit die beabsichtigte dynamische Verweisung auf die Gebiihrentatbesténde des
" Bundesdisziplinargesetzes zu relativ héheren éebUhren fuhren wurden, als dies bei
Beriicksichtigung der jeweils unterschiedlichen Besoldungshdhen von Bundes- und

bremischen Landesbeamtinnen und -beamten angemessen ware. Auf diese konkreten
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Auswirkungen der geplanten dynamischen Verweisung der Hohe nach geht die
Entwurfsbegriindung jedoch mit keinem Wort ein.

Der Bremische Richterbund lehnt die bislang beabsichtigte Anderung von § 77 BremDG'daher
ab. ‘ ‘

Zu Nr. 15 (§ 79):
Soweit der hinterbliebene Ehegatte bzw. eingetragene Lebenspartner zukiinftig nicht mehr wie

bislang 60 %, sondern klnftig nur noch 55 % der Unterhaltsieistung erhalten soll, stellt dies
. | eine fur die Beamtinnen und Beamten nachteilige Verdnderung gegentiber der bisherigen
Situation dar, deren sachliche Rechtfertigung sich nicht hinreichend ‘aus der
Entwurfsbegriindung ergibt. Geboten erscheint auch insoweit ein Vergleich mit der Rechtslage
in anderen Bundeslandern: eine von dieser Rechtslage fur die Beamtinnen und Beamten
negative Abweichung wére nicht wiinschenswert und sollte in jedem Falle naher begrlindet

werden.

Der Bremische Richterbund lehnt die bislang beabsichtigte Anderung von § 79 Abs. 4 S. 2
~ BremDG daher ab. o

V. Zu Artikel 4 [Anderung des Bremischen Besoldungsgesetzes (BremBesG')]

Zu Nr. 2 und Nr. 4 (§ 25 und § 33).
Aus Sicht des Bremischen Richterbundes wirde die beabsichtigte. Neuregelung der

anzuerkennenden Erfahrungszeiten es insbesondere filr potentielle Bewerberinnen und
Bewerber,éus anderen Bundesldndern noch unattraktiver machen, sich um eine Anstellung
als Beamtin oder Beamter, Richterin oder Richter, »Staatsanwéltin oder Staatsanwalt in Bremen
2u bewerben. Denn dem Entwurf zufolge sollen Erfahrungszeiten nur noch dann anzurechnen
seinh, wenn sie im Rahmen einer gleichwertigen Tétigkeit ausgetibt wurden. Dies soll nunmehr

nicht nur far privatrechtliche Arbeitsverhaltnisse zu einem offentlichen Dienstherrn gelfen, ‘

sondern sogar fur Beamtenverhéltnissé. Damit wirde sich Bremen im Vergleich zu den
umliegenden Bundeslandern erneut schlechter stellen, was einen weiteren Nachteil im
ohnehin schon harten Wettbewerb um die besten Bewerberinnen und Bewerber darstellte.

Bisher werden gemal § 33 S. 3, 25'Abs. 1 S. 3 BremBesG vorliegende Zeiten in einem
Beamtenverhéltnis per se als dienstliche Erfahrungszeiten angerechnet. Nach dem Wortlaut
des Gesetzes gilt dies fur die Anrechnung von privatrechtlichen Arbeitsverhéltnissen bei
sffentlich-rechtlichen Dienstherren nur dann, wenn die Tatigkeit gleichwertig gewesen ist, § 33
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S. 3, 25 Abs. 1 S.. 4 Nr. 1 BremBesG. Da die letztgenannte Vorschrift durch das
Verwaltungsgericht Bremen wegen VerstoRes gegen Art. 3 Abs. 1 GG als verfassungswidrig
eingeschatzt wurde (vgl. VG Bremen, Urteil vom 23.02.2016, 6 K 503/15, Rn. 23 zit. nach juris;
VG Bremen, Urteil vom 08.08.2017,' 6 K 1377/17 Rn. 47), sind nach der Rechtsprechung des
VG Bremen, die seitens des Dienstherrn rechtlich nicht mehr angegriffen worden ist,
beamtenrechtliche Dienstverhéltnisse und privatrechtliche Arbeitsverhaltnisse im o6ffentlichen

Dienst im Bereich der Anrechnung von Erfahrungsieiten aber gleichzubehandeln. Flr beide .

gilt daher die volle Anrechnung ohne Riicksicht auf eine etwaige Gleichwertigkeit der Tatigkeit.
Dies war auch schon nach dem alten BremBesG nach den §§ 15e S. 3, 15b Abs. 1S.3
BremBesG und der diesbeziiglichen Rechtsprechung der Fall. |

Der Gesetzgeber kommt dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts nun aber nicht —wie

eigenflich zu erwarten gewesen ware — dadurch nach, dass er auf die Prifung der
Gleichwertigkeit des Arbeitsverhéltnisses bei offentlich-rechtlichen Dienstherren verzichtet,
sondern er erhebt im Gegenteil die ,Gleichwertigkeit* nunmehr auch fur beamtenrechtliche
Dienstverhaltnisse zur Voraussetzung der Anrechnung. Damit wird er dem von ihm selbst in
der Gesetzesbegriindung zitierten Grundsatz des ,lebenslangen Lernens", der im Statusrechts
verankert ist, nicht mehr gerecht. Er entfernt sich damit auch von den glinstigeren Regelungen
unseres Nachbarlandes Nledersachsen das in den §§ 33 S. 1, 25 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2
NBesG von jeher jegliche Erfahrungszeiten bei &ffentlichen Dienstherren, unabhangig davon
ob es sich um ein Beamtenverhaltnis oder privatrechtliches Arbeitsverhaltnis handelte,
anrechnet, Gleiches gilt gem. §§ 41 S. 3, 28 Abs. 1 S. 3 Nr. _1 und Nr. 2 SHBesG auch fiir
Schleswig-Holstein. Gegentiber diesen beiden Nordlédndern verschlechterte Bremen somit

wieder einmal und ohne nachvollziehbaren Grund seine Wettbewerbsfahigkeit.

Davon abgesehen, erschemt eine weitere Verscharfung der Voraussetzungen der
Anrechnungszeiten auch deshalb nlcht angezeigt, weil die Ubrigen Anerkennungstatbestande
in Abs. 2 Nr. 2-5 keinerlei Bezug zu irgendeiner Art fachlicher Erfahrung aufweisen,

Aus diesen Griinden lehnt der Bremische Richterbund die bislang' beabsichtigte Anderung von
§ 25 und § 33 BremBesG ab. '

ZUuNr. 5 (§ 67a) _
Die beabsichtigte Regelung eines Zuschlags in Héhe von 8 % zu den Dienstbezligen flir den

Fall des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand ist im Grundsatz zu begrtiten, zumal

insoweit offensichtlich eine Orientierung auch der Héhe nach an der niedersachsischen.

-Regelung (§ 55 NBesG) stattgefunden hat.
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Zu kritisieren ist freilich, dass der Zuschlag nicht fuhegehaltsféhig sein soll. Eine Begriindung
hierflr lasst sich der EnthHsbegrUndung nicht entnehmen, sie ist auch nicht ersichtlich.
Inshesondere erhélt die ‘niederséohsische Regelung eine derartige Einschrankung
offensichtlich nicht, |

Einmal mehr bestatigt sich daher leider der Eindruck, dass durch kleinteilige Manahmen auf
Kosten der bremischen Beamtinhen und A Beamten, Richterinnen und Richter,
Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte gespart werden soll, ohne dabei die dadurch
entstehenden Nachteile im Wettbewerb um geeignete Bewerberinnen und Bewerber fiir den
offentlichen Dienst im Land Bremen zu bericksichtigen.

V. Zu Artikel 5 [Anderung des § 3e des Bremischen Richtergesetzes (BremRiG)]

Die beabsichtigte Ergénzung des § 3e um einen Absatz 4, demzufolge die Gewahrung von
Altersteilzeit und die Gewahrung des Hinausschiebens des Eintritts in den'Ruhestand einander
ausschlieRen, ist deutlich zu kritisieren. Insbesondere wird eine Notwendigkeit flr eine solche

Regelung weder in der Entwurfshegriindung genannt, noch ist sie ersichtlich.

"Der in der Entwurfsbegrindung postulierte Widerspruch | der unterschiedlichen
Zweckbestimmungen der Méglichkeiten von Altersteilzeit und des Hinausschiebens des
Eintritts in den Ruhestand besteht in dieser Form nicht. Vielmehr dirfte es auf der Hand |'iegen,
dass es zahlreiche erfahrene, kompetente und leistungsbereite Richterinnen und Richter,
Staatsanwaltinnen.und Staatsanwalte gibt und geben wird, die grundsatzlich bereit und in der
Lage waren, langer als bis zum reguldren Eintritt in den Ruhestand zu arbeiten, dies aus
mannigfaltigen Griinden aber lediglich in reduziertem Arbeitsumfang. ‘

Angésichts des zunehmend harter we_rdendeh Wetthewerbs um geeignete Richterinnén und
Richter, Staatsanwaltinnen und Staatsanwélte ware der Ausschluss einer derartigen
Kombination das vollkommen falsche Zeichen. Vielmehr stellte ein solcher Ausschluss fur
potentielle Bewerberinnen und Bewerber ein weiteres Argument gegen einen Eintritt in den
bremischen Landesdienst dar, und beraubte das Land Bremen bzw. der Dienstherr sich selbst
ohne nachvollziehbaren Grund der Option, die Leistungen und Dienste erfahrener und
Ieistungsberéiter Kolleginnen und Kollegen im Einzelfall und selbstversténdlich - unter
Beriicksichtigung dienstlicher Belange langer in Anspruch zu hehmen, als dies normalerweise

méglich wére. Im Gegenteil ware es daher klug und weitsichtig, wenn das Land Bremen
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derartige moderne Lebensarbeitszeitmodelle gerade entwickeln und férdern wiirde, anstatt sie

verbieten zu wollen.

Erganzend wird auf die Stellungnahme zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 35 Abs. 4 BremBG) Bezug

genommen.

Aus all diesen Griinden lehnt der Bremisché Richterbund die beabsichtigte Anderung in § 3e

BremRiG daher entschieden ab.

VI.
Auf eine mindliche Erdrterung geméan § 93 Abs. 3 Satz 2 BremBG wird zum gegenwartigen
Zeitpunkt nicht verzichtet. '

Mit freundlichen Grlf3en
Fur den Vorstand:
,,/

|
Clemens Bolay Sar undsdorfer
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Vereinigung
Bremischer Verwaltungsrichterinnen
und Verwaltungsrichter

- Vorstand -

Vereinigung Bremischer Verwaltungsrichterinnen Tel: 0421-361-10535
und Verwaltungsrichter . Fax: 0421-361-4172
Justizzentrum, Am Wall 198, 28195 Bremen Oberverwaltungsgericht/
: Verwaltungsgericht
An den Justizzentrum
Am Wall 198
Senator filr Finanzen 28195 Bremen
Rudolph-Hilferding-Platz 1 bremen@bdvr.de

28195 Brem
remen 28. April 2020

per e-mail

Entwurf zum 20. Gesetz zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften
Az.: 30-5

lhr Schreiben vom 17.3.2020
Sehr geehrte Damen und Herren,

die Vereinigung Bremischer Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter bedankt sich fir die Ge-

legenheit, zu dem Gesetzentwurf Stellung nehmen zu kénnen. Wir dufzern uns wie folgt:

1. zu Artikel 4 Nr. 4
' Die Formulierung in § 33 Abs. 1 Satz 3 BremBesG (neu) ,soweit Erfahrungszeiten im Sinne des § 25
Absatz 2 anerkannt werden” wird Auslegungsschwierigkeiten provozieren. Nach § 25 Abs. 2 Nr. 1
BremBesG (neu) sind als Erfahrungszeiten anzuerkennen, Zeiten einer hauptberuflichen gleichwer-
tigen Tatigkeit bei bestimmten Dienstherrn. Der Begriff der gleichwertigen Tatigkeit wird in § 25 Abs.
2 Satz 2 dahingehend naher definiert, dass diese Tatigkeit mindestens nach Art und Schwierigkeit
der Wertigkeit des jeweiligen Einstiegsamtes der betreffenden L_aufbahngruppe der Beamtin oder
des Beamten im Zeitpunkt der Ernennung nach Absatz 1 entsprechen soll. Fur Richter gibt es aber
keine Laufbahngruppen. Der Art der Tétigkeit eines Richters entspricht keine Téatigkeit im Sinne von
Absatz 2 Nr. 1. Daraus folgt, dass Erfahrungszeiten, die bei Richtern verpflichtend anzuerkennen
sind, praktisch nur aus Absatz 2 Nr. 2 bis 5 herrilhren kdnnen und im Ubrigen Erfahrungszeiten nur
nach Absatz 2 Satz 3 nach Ermessen anerkannt werden, wenn die Tatigkeit in fachlicher Hinsicht
forderlich war. Dafir was als forderlich anzusehen wére, nennt das Gesetz keine MaRstédbe. Es wird

deshalb vorgeschlagen, in § 33 Abs. 1 nach Satz 3 folgenden Satz einzufiigen:



JFur die Verwendung forderlich im Sinne des § 25 Absatz 2 Satz 3 sind insbesondere Téatigkeiten

nach § 10 Absatz 2 Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes”.

2. zu Artikel 5
Es ist festzustellen, dass die Regelungen betreffend das Verhaltnis von Altersteilzeit und Hinaus-
schieben des Ruhestandes fir Beamte und fiir Richter unterschiedlich sind. Nach dem Regelungs-
wortlaut soll bei Richtern nur die Gewahrung von Altersteilzeit nach Absatz 2 des § 3e BremRiG, wo
die Altersteilzeit im Blockmodell geregelt ist, einem Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand
entgegenstehen, wahrend die Regelung fiir Beamte insgesamt auf die Altersteilzeitregelungen in § 63
BremBG verweist. Gegen die fiir Richter vorgesehene Regelung bestehen keine Bedenken. Darin

liegt tatsachlich nur eine Klarstellung.

Die Lektiire der Gesetzesbegriindung erweckt jedoch den Anschein, dass der Entwurfsverfasser die

Regelung fur Richter nicht nur auf das Blockmodell beschrénken wollte.

Fir ein solches erweiterndes Verstandnis der Kollisionsregelung ist jedoch aus Sicht unseres Ver-
bandes kein hinreichender Grund ersichtlich. Die Begriindung stellt allein auf einen Widerspruch zwi-
schen den Zwecken der Altersteilzeit auf der einen und des Hinausschiebens des Ruhestands auf der
anderen Seite ab. Dieser ist jedoch der seit Jahren bestehenden und als unproblematisch anzuse-
henden Gleichzeitigkeit der beiden Regelungen immanent. Fir die Belange des Dienstherrn kommt
es nicht darauf an, ob eine Person von beiden Méglichkeiten Gebrauch macht, oder ob ein*e Bediens-

tete*r Altersteilzeit in Anspruch nimmt und ein*e andere*r die Arbeitszeit verlangert.

Richterinnen und Richter sollten weiterhin ihre Altersgrenze auch dann hinausschieben kénnen, wenn
sie sich zu einem vollumfanglichen Dienst nicht mehr in der Lage sehen. Das Versténdnis, Altersteil-
zeit diene (allein) dazu, den (frihzeitigeren) Ausstieg aus dem Berufsleben zu erleichtern, erscheint
zu einseitig. Vielmehr stellen sowohl die Altersteilzeit als auch das Hinausschieben des Ruhestandes
Instrumente der Flexibilisierung von Arbeitszeit dar, die sowohl den Bedirfnissen von Richterinnen
und Richtern einerseits und den Interessen des Dienstherrn andererseits niitzlich sein kénnen. Die mit
dem Teilzeitmodell verbundene Reduzierung der wéchentlichen Arbeitszeit kann dazu dienen, die
Arbeitskraft von Richterinnen und Richtern langerfristig — und damit auch tber den Zeitpunkt des Er-
reichens der Regelaltersgrenze hinaus — zu erhalten. Gelingt dies, sollte sich dies der Dienstherr auch
zunutze machen, um von den Erfahrungen &lterer Richterinnen und Richter zu profitieren, und sollte
sich die Méglichkeit eines Hinausschiebens des Ruhestandes nicht verbauen. Dies entsprache den
Bemiihungen um altersgerechte Arbeitsbedingungen und diente auch der Bewéltigung der zu be-

obachtenden Schwierigkeiten der Bremer Justiz bei der Nachwuchsgewinnung.



Falls es die Intention des Gesetzentwurfs sein sollte, einer zu langen Tétigkeit in Altersteilzeit entge-
genzuwirken, kénnte dies effektiver dadurch geschehen, dass deren Gesamtdauer auch bei einem
Hinausschieben des Ruhestandes begrenzt wird. Denkbar ware eine Beschrankung auf die Lénge
des Zeitraums zwischen Vollendung des 60. Lebensjahres (oder 58 bei Schwerbehinderten) und dem

Erreichen der Regelaltersgrenze nach § 3 Abs. 1 und 2 BremRiG.

Sollte diesem Ansatz gefolgt werden, schlagen wir folgende Formulierungen fir einen neuen § 3e

Absatz 4 des Bremischen Richtergesetzes vor:

,(4) Die Gewshrung von Altersteilzeit im Blockmodell nach Absatz 2 und die Gewahrung des
Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand nach § 3 Absatz 4 schlieBen sich fiir denselben
Zeitraum aus. Im Ubrigen ist eine Gewahrung von Altersteilzeit nur méglich, wenn der Antrag auf
Altersteilzeit nach Erreichen der Altersgrenze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Satz 2 gestellt
wurde. In diesem Fall ist die Gewahrung von Altersteilzeit nur fiir einen weiteren Zeitraum maglich,
der dem zwischen der Altersgrenze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Satz 2 und dem Antrag

auf Altersteilzeit liegenden Zeitraum entspricht.”

Dementsprechend kénnte man eine Parallelregelung in das Bremische Beamtengesetz aufnehmen,

dahingehend, dass § 35 Absatz 4 BremBG folgender Satz angefligt wird:

_Das Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand nach Satz 1 Nummer 2 oder § 122 Absatz 3
und die Gewahrung einer Altersteilzeit im Blockmodell nach § 63 Absatz 3 fur denselben Zeitraum
schlieRen einander aus. Im Ubrigen ist eine Gew&hrung von Altersteilzeit nach § 63 nur méglich,
wenn der Antrag auf Altersteilzeit nach Erreichen der Altersgrenze nach § 63 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 oder Satz 2 gestellt wurde. In diesem Fall ist die Gewé&hrung von Altersteilzeit nur far
einen weiteren Zeitraum moglich, der dem zwischen der Altersgrenze nach § 63 Absatz 1 Satz 1

Nummer 1 oder Satz 2 und dem Antrag auf Altersteilzeit liegenden Zeitraum entspricht.”

Mit freundlichen Griif3en,

fur den Vorstand

Traub



DFeuG Bremen — Machandelweg 11 — 28755 Bremen

Freie Hansestadt Bremen
Der Senator fiir Finanzen
Referat 30

Herr Schneider
Rudolf-Hilferding-Platz 1
28195 Bremen

Deutsche Feuerwehr-Gewerkschaft
Landesgruppe Bremen

Tel: +49(0)176'52 12 45 49

Fax: +49(0)421 699 42 80
geschaeftsstelle-bremen@dfeug.de
www.dfeug.de

Bremen, 28. April 2020

@m(uy )

Betreff: Entwurf eines 20. Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften.

Sehr geehrter Herr Schneider,
sehr geehrte Damen und Herren,

in Threm Schreiben vom 17.03.2020 baten Sie uns um Stellungnahme i.S. des §93
BremBG zum Entwurf eines 20. Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften.

Die Deutsche Feuerwehr-Gewerkschaft DFeuG Landesgruppe Bremen nimmt zu dem

Entwurf eines

20. Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften

wie folgt Stellung:

Grundsatzlich haben wir keine Einwénde gegen die geplante Gesetzesanderung.

Wir bedanken und fiir die Méglichkeit der Stellungnahme und verbleiben

Mit freundlichem Gruf3

Axel Seemann

1. Vorsitzender

DFeuG

Deutsche Feuerwehr-Gewerkschaft
Landesgruppe Bremen

Deutsche Feuerwehr-Gewerkschaft Sitz Solingen
Bundesgeschiftsstelle Amtsgericht Wuppertal
Friedrichstralle 50 VR30151

42655 Solingen Steuernr.: 129/5890/0158

Vorstand (§26 BGB)
Siegfried Maier (Vors.)
Swen Kalowsky

Daniel Dahlke

Tel: +49(0)212 64 56 48 55
Fax: +49(0)212 64 56 48 57
geschaeftsstelle@dfeug.de
www.dfeug.de
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	Drs-20-447 Anlage 1
	bf_20. ÄndG dienstrechtliche Vorschriften
	Entwurf 20. Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
	Artikel 1 Änderung des Bremischen Beamtengesetzes
	a) Die Angabe zu § 56 wird wie folgt gefasst:
	b) Nach der Angabe „§ 59 Dienstliche Beurteilung, Dienstzeugnis“ wird die Angabe „§ 59a Rückforderung zu viel gezahlter Geldleistungen“ eingefügt.
	a) In Nummer 4 wird der Punkt hinter dem Wort „braucht" durch ein Komma ersetzt.
	b) Es wird folgende neue Nummer 5 angefügt:

	1. zustimmt oder
	2. dies beantragt.
	a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
	b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
	Dienstbekleidung, äußeres Erscheinungsbild
	Rückforderung zu viel gezahlter Geldleistungen
	Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen

	1. Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter mit Anspruch auf Dienst- oder Anwärterbezüge,
	2. Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, versorgungsberechtigte Witwen, Witwer, versorgungsberechtigte eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner sowie die versorgungsberechtigten Kinder, soweit sie Anspruch auf Versorgungsbezüg...
	3. frühere Beamtinnen und Beamte für den Zeitraum, in dem sie einen Unterhaltsbeitrag oder Übergangsgeld nach dem Bremischen Beamtenversorgungsgesetz beziehen,
	4. frühere Beamtinnen auf Zeit und frühere Beamte auf Zeit für den Zeitraum, in dem sie Übergangsgeld nach dem Bremischen Beamtenversorgungsgesetz beziehen.
	1. zur Vorbeugung und Linderung von Erkrankungen oder Behinderungen, zur Erhaltung und Wiederherstellung der Gesundheit und Besserung des Gesundheitszustandes, einschließlich der Rehabilitation,
	2. zur Früherkennung von Krankheiten,
	3. in Geburtsfällen,
	4. bei nicht rechtswidrigem Schwangerschaftsabbruch, bei nicht rechtswidriger Sterilisation sowie in Ausnahmefällen zur Empfängnisregelung und bei künstlicher Befruchtung,
	5. bei Organspenden sowie
	6. in Pflegefällen.
	1. des Beihilfeanspruchs
	a) bei der Abgrenzung des anspruchsberechtigten Personenkreises,
	b) bei Aufwendungen des nicht selbst beihilfeberechtigten Ehegatten und der weiteren Berücksichtigungsfähigkeit von Angehörigen,
	c) im Falle des Zusammentreffens mehrerer inhaltsgleicher Beihilfeansprüche auf Beihilfe in einer Person,
	d) über Erhöhung des Bemessungssatzes in den Fällen nach Nummer 2,

	2. des Inhalts und Umfangs der Beihilfegewährung,
	a) über die dem Grunde nach beihilfefähigen Aufwendungen nach Absatz 3, insbesondere über die Beschränkungen oder den Ausschluss der Beihilfegewährung bei bestimmten Indikationen, für Untersuchungen und Behandlungen nach wissenschaftlich nicht anerk...
	b) über Höchstbeträge und Höchstgrenzen in bestimmten Fällen,
	c) über weitere Minderungen neben dem Eigenbehalt nach Absatz 6,
	d) über die Beschränkung oder den Ausschluss der Gewährung bestimmter Leistungen an den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten Personenkreis, der noch nicht über einen bestimmten Zeitraum von mindestens einem Jahr hinweg im öffentlichen Dienst beschäf...
	e) bei einer notwendigen vorherigen Anerkennung,
	f) bei bestimmten Qualifikationen der Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer,
	g) der Aufwendungen für persönliche Tätigkeit von nahen Angehörigen bei einer Heilmaßnahme,
	h) bei Aufwendungen insoweit, als Schadenersatz von einem Dritten erlangt werden kann oder hätte erlangt werden können oder die Ansprüche auf einen anderen übergegangen oder übertragen worden sind,
	i) für die Einschränkung der Beihilfefähigkeit zahntechnischer Leistungen,
	j) für die Einschränkung oder den Ausschluss der Beihilfefähigkeit von außerhalb der Bundesrepublik Deutschland entstandenen Aufwendungen,

	3. des Verfahrens der Beihilfegewährung
	a) über die Notwendigkeit eines Voranerkennungsverfahrens,
	b) über eine Antragsgrenze und eine Ausschlussfrist für die Beantragung der Beihilfe,
	c) über die Beteiligung von Gutachterinnen und Gutachter und sonstige Stellen zur Überprüfung der Notwendigkeit und Angemessenheit beantragter Maßnahmen und einzelner Aufwendungen,
	d) über die elektronische Erfassung und Speicherung von Anträgen und Belegen,
	e) über die Erstattung von Aufwendungen an Personen oder Einrichtungen, die Leistungen erbringen oder Rechnungen ausstellen.“
	a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Dritte" gestrichen.
	a) Nach Satz 2 werden folgende Sätze eingefügt:
	b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 5.
	c) In dem neuen Satz 5 wird das Wort „Sie“ durch die Wörter „Lektorinnen und Lektoren“ ersetzt.
	Artikel 2 Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes
	a) In Satz 1 werden die Wörter „einer dementsprechenden Leistung“ gestrichen.
	b) In Satz 3 werden die Wörter „einer dementsprechenden Leistung“ gestrichen.
	Artikel 3 Änderung des Bremischen Disziplinargesetzes
	a) In Teil 3, Kapitel 2 wird nach der Angabe zu § 29 folgende Angabe angefügt:
	b) In Teil 4, Kapitel 6 wird die Angabe zu § 76 wie folgt gefasst:
	c) In Teil 4, Kapitel 6 wird die Angabe zu § 77 wie folgt gefasst:
	Informationen nach Maßgabe des Artikels 56a der Richtlinie 2005/36/EG

	1. Entfernung aus dem Beamtenverhältnis nach § 5 Absatz 1 Nummer 5 in Verbindung mit § 10 Absatz 1,
	2. Einstellung eines Disziplinarverfahrens, wenn
	a) das Disziplinarverfahren wegen Beendigung des Beamtenverhältnisses nach § 24 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit § 33 Absatz 1 des Bremischen Beamtengesetzes nicht zu Ende geführt wird oder
	b) der Beamte auf Verlangen nach § 23 Absatz 1 Nummer 4 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit § 31 des Bremischen Beamtengesetzes aus dem Beamtenverhältnis entlassen wird und das Disziplinarverfahren voraussichtlich zur Entfernung aus dem Bea...

	1. § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit § 31 Absatz 3 des Bremischen Beamtengesetzes oder
	2. § 23 Absatz 4 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit § 31 Absatz 5 des Bremischen Beamtengesetzes entlassen werden wird.“
	a) § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit § 31 Absatz 3 des Bremischen Beamtengesetzes oder
	b) § 23 Absatz 4 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit § 31 Absatz 5 des Bremischen Beamtengesetzes erfolgt ist,“
	a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

	aa) In Nummer 3 wird nach dem Wort „wird“ ein Komma eingefügt und das Wort „oder“ gestrichen.
	bb) In Nummer 4 wird nach dem Wort „endet" der Punkt gestrichen und das Wort „oder" angefügt.
	cc) Der Nummer 4 wird folgende Nummer 5 angefügt:
	b) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen.
	a) In Satz 1 werden den Wörtern „dem Oberverwaltungsgericht“ die Wörter „dem Verwaltungsgericht oder“ vorangestellt.
	b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	Kostentragung und erstattungsfähige Kosten
	Gerichtskosten
	a) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 werden die Wörter „§ 14 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes" durch die Wörter „§ 16 Absatz 1 des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes" ersetzt.
	b) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „60 Prozent" durch die Angabe „55 Prozent" ersetzt und hinter dem Wort „Beamtenverhältnis" die Wörter „oder der Aberkennung des Ruhegehalts" eingefügt.
	Artikel 4 Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes
	a) In Abschnitt 2 wird die Angabe zu § 25 wie folgt gefasst:
	„§ 25  Bemessung des Grundgehalts der Besoldungsordnungen A und B“.
	b) In Abschnitt 4 wird nach der Angabe „§ 57 Zuschläge zur Sicherung der Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit“ die Angabe „§ 57a Zuschlag in Fällen des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand“ eingefügt.
	c) In Abschnitt 9 wird der Angabe „§ 80 Übergangsvorschrift aus Anlass der Neuregelung der Besoldung bei begrenzter Dienstfähigkeit“ die Angabe „§ 81 Übergangsvorschrift aus Anlass der Neuregelung der Bemessung des Grundgehalts in den Besoldungsordnun...
	Bemessung des Grundgehalts der Besoldungsordnungen A und B

	1. die Versetzung, die Übernahme und den Übertritt in den Dienst eines Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes,
	2. den Wechsel aus einem Amt der Besoldungsordnungen B, C, R oder W in ein Amt der Besoldungsordnung A und
	3. die Einstellung einer ehemaligen Beamtin oder eines ehemaligen Beamten sowie einer ehemaligen Richterin oder eines ehemaligen Richters in ein Amt der Besoldungsordnung A.
	1. Zeiten einer hauptberuflichen gleichwertigen Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder im Dienst von öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihren Verbänden, soweit diese Zeite...
	2. Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz wegen wehrdienst- oder zivildienstbedingter Verzögerung des Beginns eines Dienstverhältnisses auszugleichen sind,
	3. Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, soweit eine Erwerbstätigkeit, die einem Dienst bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn entspricht, nicht ausgeübt werden konnte,
	4. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind sowie
	5. Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen nahen Angehörigen (Großeltern, Eltern, Schwiegereltern, Stiefeltern, Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer eheähnlichen oder lebenspartnerschaftsähnlichen Gemeinscha...
	1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind,
	2. Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen nahen Angehörigen (Großeltern, Eltern, Schwiegereltern, Stiefeltern, Ehegatten, Lebenspartnerin oder Lebenspartner, Partnerin oder Partner einer eheähnlichen oder leb...
	3. Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, wenn die oberste Dienstbehörde vor Beginn der Beurlaubung schriftlich anerkannt hat, dass der Urlaub dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen dient,
	4. Zeiten einer Eignungsübung nach dem Eignungsübungsgesetz bei freiwilliger Verpflichtung als Soldatin oder als Soldat sowie
	5. Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz nicht zu dienstlichen Nachteilen führen dürfen.
	Bemessung des Grundgehalts in der Besoldungsordnung R

	1. die Versetzung, die Übernahme und den Übertritt in den Dienst der Freien Hansestadt Bremen,
	2. den Wechsel aus einem Amt der Besoldungsordnungen A, B, C oder W in ein Amt der Besoldungsgruppen R 1 oder R 2 der Besoldungsordnung R,
	3. die Einstellung einer ehemaligen Beamtin oder eines ehemaligen Beamten sowie einer ehemaligen Richterin oder eines ehemaligen Richters in ein Amt der Besoldungsgruppen R 1 oder R 2 der Besoldungsordnung R.
	Zuschlag in Fällen des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand
	Übergangsvorschrift aus Anlass der Neuregelung der Bemessung  des Grundgehalts in den Besoldungsordnungen A und R
	a) In der Besoldungsgruppe A 7 ist dem Fußnotenhinweis „5)“ der Amtsbezeichnung „O b e r w e r k m e i s t e r i n 5), O b e r w e r k m e i s t e r 5) “ jeweils der Fußnotenhinweis „3)“ voranzustellen.
	b) Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt geändert:

	aa) Die Amtsbezeichnung und die Fußnotenhinweise „Ä r z t i n 2) 3), A r z t 2) 3)“ werden gestrichen.
	bb) Nach der Amtsbezeichnung „O b e r a m t s r ä t i n 10), O b e r a m t s-  r a t 10)“ wird die Amtsbezeichnung „Oberamtsrätin im pädagogischen Verwaltungsdienst, Oberamtsrat im pädagogischen Verwaltungsdienst“ eingefügt.
	cc) Nach der Amtsbezeichnung „R ä t i n 2), R a t 2)“ werden die Amtsbezeichnung und der Fußnotenhinweis „Rätin im pädagogischen Verwaltungsdienst 2), Rat im pädagogischen Verwaltungsdienst 2)“ eingefügt.
	dd) Die Fußnote 3) wird wie folgt gefasst:
	c) Die Besoldungsgruppe A 14 wird wie folgt geändert:

	aa) Die Amtsbezeichnungen und Fußnotenhinweise „Ä r z t i n 3), A r z t 3)“, „Chefärztin 4), Chefarzt 4)“ sowie „Oberärztin 6), Oberarzt 6)“ werden gestrichen.
	bb) Nach der Amtsbezeichnung „Erste Fachleiterin beim Landesinstitut für Schule, Erster Fachleiter beim Landesinstitut für Schule“ werden die Amtsbezeichnung und der Fußnotenhinweis „Erste Oberamtsanwältin 11), Erster Oberamtsanwalt 11)“ eingefügt.
	cc) Nach der Amtsbezeichnung „O b e r r ä t i n, O b e r r a t“ wird die Amtsbezeichnung „Oberrätin im pädagogischen Verwaltungsdienst, Oberrat im pädagogischen Verwaltungsdienst“ eingefügt.
	dd) Die Fußnote 3) wird wie folgt gefasst:
	ee) Die Fußnote 4) wird wie folgt gefasst:
	ff) Der Fußnote „10)“ wird folgende Fußnote „11)“ angefügt:
	d) Die Besoldungsgruppe A 15 wird wie folgt geändert:

	aa) Die Amtsbezeichnungen und Fußnotenhinweise „Chefärztin 2), Chefarzt 2)“ sowie „Oberärztin 5), Oberarzt 5)“ werden gestrichen.
	bb) Nach der Amtsbezeichnung „D i r e k t o r i n, D i r e k t o r“ wird die Amtsbezeichnung „Direktorin im pädagogischen Verwaltungsdienst, Direktor im pädagogischen Verwaltungsdienst“ eingefügt.
	cc) Die Fußnote 2) wird wie folgt gefasst:
	e) Die Besoldungsgruppe A 16 wird wie folgt geändert:

	aa) Die Amtsbezeichnung und der Fußnotenhinweis „Chefärztin 1), Chefarzt 1)“ werden gestrichen.
	bb) Nach der Amtsbezeichnung „L e i t e n d e  D i r e k t o r i n, L e i t e n- d e r  D i r e k t o r“ wird die Amtsbezeichnung „Leitende Direktorin im pädagogischen Verwaltungsdienst, Leitender Direktor im pädagogischen Verwaltungsdienst“ eingefügt.
	cc) Die Fußnote 1) wird wie folgt gefasst:
	f) Die Besoldungsgruppe B 2 wird wie folgt geändert:

	aa) Die Amtsbezeichnung „Direktorin der Ortspolizeibehörde Bremerhaven, Direktor der Ortspolizeibehörde Bremerhaven“ wird gestrichen.
	bb) Nach der Amtsbezeichnung und dem Funktionszusatz „Leitende Kriminaldirektorin, Leitender Kriminaldirektor – bei der Polizei Bremen-“ werden die Amtsbezeichnung, der Fußnotenhinweis sowie der Funktionszusatz „Leitende Medizinaldirektorin 4), Leite...
	cc) Der Fußnote 3) wird folgende Fußnote 4) angefügt:
	g) Die Besoldungsgruppe B 3 wird wie folgt geändert:

	aa) Nach der Amtsbezeichnung „Direktorin beim Rechnungshof, Direktor beim Rechnungshof“ wird die Amtsbezeichnung „Direktorin der Ortspolizeibehörde Bremerhaven, Direktor der Ortspolizeibehörde Bremerhaven“ eingefügt.
	bb) Nach der Amtsbezeichnung und dem Fußnotenhinweis „L e i t e n d e  D i r e k t o r i n 2), L e i t e n d e r  D i r e k t o r 2)“ werden die Amtsbezeichnung, der Fußnotenhinweis sowie der Funktionszusatz „Leitende Medizinaldirektorin 4), Leitende...
	cc) Der Fußnote 3) wird folgende Fußnote 4) angefügt:
	a) In der Besoldungsgruppe A 13 werden der Amtsbezeichnung und dem Fußnotenhinweis „Didaktische Leiterin 4), Didaktischer Leiter 4)“ die Amtsbezeichnung und die Fußnotenhinweise „Ä r z t i n 2) 3), A r z t 2) 3)“ vorangestellt.
	b) Die Besoldungsgruppe A 14 wird wie folgt geändert:

	aa) Nach den Wörtern „- des Haupt- und Realschulzweiges mit mehr als 540 Schülerinnen und Schülern 2) -“ werden die Amtsbezeichnungen und die Fußnotenhinweise „Ä r z t i n 3), A r z t 3)“ und „Chefärztin 6) 7), Chefarzt 6) 7)“ eingefügt.
	bb) Nach der Amtsbezeichnung und dem Fußnotenhinweis „Leiterin eines Zentrums für unterstützende Pädagogik, Leiter eines Zentrums für unterstützende Pädagogik 5)“ werden die Amtsbezeichnung und der Fußnotenweis „Oberärztin 6), Oberarzt 6)“ eingefügt.
	cc) Der Fußnote 6) wird folgende Fußnote 7) angefügt:
	c) Die Besoldungsgruppe A 15 wird wie folgt geändert:

	aa) Nach den Wörtern „– des gymnasialen Zweiges der Sekundarstufe I mit mehr als 180 Schülerinnen und Schülern –" werden die Amtsbezeichnung und die Fußnotenhinweise „Chefärztin 5) 14), Chefarzt 5) 14)“ eingefügt.
	bb) Nach der Amtsbezeichnung und dem Fußnotenhinweis „Leiterin eines Zentrums für unterstützende Pädagogik 3), Leiter eines Zentrums für unterstützende Pädagogik 3)“ werden die Amtsbezeichnung und der Fußnotenhinweis „Oberärztin 5), Oberarzt 5)“ einge...
	cc) Der Fußnote 13) wird folgende Fußnote 14) angefügt:
	d) Die Besoldungsgruppe A 16 wird wie folgt geändert:

	aa) Der Amtsbezeichnung „Direktorin einer Gesamtschule, Direktor einer Gesamtschule“ werden die Amtsbezeichnung und der Fußnotenhinweis „Chefärztin 7), Chefarzt 7)“ vorangestellt.
	bb) Der Fußnote 6) wird folgende Fußnote 7) angefügt:
	Artikel 5 Änderung des Bremischen Richtergesetzes
	Artikel 6 Inkrafttreten


	Begründung dienstrechtliche Vorschriften
	Allgemeiner Teil:
	Zu den Vorschriften im Einzelnen:
	Zu Artikel 1 (Änderung des Bremischen Beamtengesetzes - BremBG):
	Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht):
	Zu Nummer 2 (§ 5 Abs. 1):
	Zu Nummer 3 (§ 10 Abs. 5):
	Zu Nummer 4 (§ 15 Abs. 1):
	Zu Nummer 5 (§ 20):
	Zu Nummer 6 (§ 27 Absatz 4):
	Zu Nummer 7 (§ 35 Absatz 4)
	Zu Nummer 8 (§ 43 Absatz 2):
	Zu Nummer 9 (§ 56):
	Zu Nummer 10 (§ 59a):
	Zu Nummer 11 (§ 80):
	Zu Nummer 12 (§ 85 Absatz 9):
	Zu Nummer 13 (§ 89 Absatz 2 und 3):
	Zu Nummer 14 (§ 91 Absatz 2):
	Zu Artikel 2 (Änderung des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes - BremBeamtVG):
	Zu Nummer 1 (§ 82):
	Zu Nummer 2 – 3 (§§ 86, 87):
	Zu Artikel 3 (Änderung des Bremischen Disziplinargesetzes (BremDG):
	Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht):
	Zu Nummer 2 (§ 1):
	Zu Nummer 3 (§ 10 Abs. 3):
	Zu Nummer 4 (§ 15 Abs. 4):
	Zu Nummer 5 (§ 16 Abs. 3):
	Zu Nummer 6 (§ 29a – neu):
	Zu Nummer 7 (§ 31):
	Zu Nummer 8 (§ 38):
	Zu Nummer 9 (§ 40 Abs. 1):
	Zu Nummer 10 (§ 46 Abs. 2):
	Zu Nummer 11 (§ 49):
	Zu Nummer 12 (§ 63 Abs. 2):
	Zu Nummer 13 (§ 76):
	Zu Nummer 14 (§ 77):
	Zu Nummer 15 (§ 79):

	Zu Artikel 4 (Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes):
	Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht):
	Zu Nummer 2 (§ 25):
	Zu Nummer 3 (§ 31):
	Zu Nummer 4 (§ 33):
	Zu Nummer 5 (§ 57a):
	Zu Nummer 6 (§ 81-neu):
	Zu Nummer 7 (Anlage I – Besoldungsordnungen A und B):
	Zu Nummer 8 (Anlage IV – Künftig wegfallende Ämter):

	Zu Artikel 5 (Änderung des § 3e des Bremischen Richtergesetzes - BremRiG):
	Zu Artikel 6 (Inkrafttreten):




	Drs-20-447 Anlage 2
	Drs-20-447 Anlage 3



